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22 . 07 . 92 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (16. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung über die gemäß § 80 Abs. 3 und § 93 der Geschäftsordnung 
an die Ausschüsse überwiesenen Vorlagen 

- Drucksache 12/2582 Nr. 2.28 - 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit, maximaies Drehmoment und maximaie Nutzleistung des 
Motors von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

- KOM (91) 497 endg. - SYN 371 - 

»Rats-Dok. Nr. 4947/92« 

zu der Unterrichtung über die gemäß § 80 Abs. 3 und § 93 der Geschäftsordnung 
an die Ausschüsse überwiesenen Vorlagen 

- Drucksache 12/2582 Nr. 2.29 - 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

- KOM (91) 498 endg. - SYN 372 - 

»Rats-Dok. Nr. 5048/92« 

zu der Unterrichtung über die gemäß § 80 Abs. 3 und § 93 der Geschäftsordnung 
an die Ausschüsse überwiesenen Vorlagen 

- Drucksache 12/2582 Nr. 2.27 - 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsanlagen für zweiräd- 
rige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

- KOM (91) 496 endg. - SYN 373 - 

»Rats-Dok. Nr. 4946/92« 


A. Problem 

Durch die Verordnungen sollen die Rechtsvorschriften in der EG über 
die Betriebserlaubnis für zwei- oder dreirädrige Kraftfahrzeuge har- 
monisiert werden. 


B. Lösung 

Der Harmonisierung wird zugestimmt. Statt der Rechtsform einer Ver- 
ordnung (EWG) soll die Rechtsform einer Richtlinie gewählt werden. 
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Die vorgesehene Einführung eines Beratenden Ausschusses der EG 
wird abgelehnt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Entfällt 
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Beschlußetnpfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag unterstützt die Bestrebungen der Europäi- 
schen Gemeinschaft zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften über 
die Betriebserlaubnis für zwei- oder dreirädrige Kraftfahrzeuge. 

Der Deutsche Bundestag ist jedoch wie der Bundesrat in seinem Be- 
schluß vom 15. Mai 1992 - Drucksache 177/92 (Beschluß) - der Auffas- 
sung, daß zur Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verordnung 
nicht erforderlich ist. Eine Verordnung erscheint aus sachlichen Grün- 
den nicht geboten. Vielmehr hat sich die Rechtsform der Richtlinie 
bislang bei anderen technischen Sachverhalten im Kraftfahrzeugbe- 
reich bewährt. Die Rechtsform einer Richtlinie gewährleistet, daß die 
geplanten Regelungen von den Mitgliedstaaten einheitlich umgesetzt 
werden. Gleichzeitig wird dem Subsidiaritätsprinzip Rechnung getra- 
gen, weil die Richtlinie die Eigenständigkeit der Mitgliedstaaten we- 
niger stark tangiert. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, im Rahmen 
der weiteren Beratungen der Vorschläge sich für die Einrichtung und 
das Verfahren des Regelungsausschusses zur Anpassung der Anforde- 
rungen an zweirädrige oder dreirädrige Kaftfahrzeuge an den techni- 
schen Fortschritt einzusetzen und die Einführung eines Beratenden 
Ausschusses abzulehnen. Durch letzteren würde das bisherige Verfah- 
ren der paritätischen Beteiligung der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft auf gegeben. Es erscheint nicht vertretbar, daß es 
der Kommission ermöglicht wird, über Mehrheitsentscheidungen hin- 
wegzugehen. Demgegenüber gewährleistet das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses, daß bei einer negativen oder fehlenden Stellung- 
nahme die Kommission die beabsichtigten Maßnahmen nicht erlassen 
kann. 


Bonn, den 24. Juni 1992 

Der Ausschuß für Verkehr 


Dr. Dionys Jobst 

Vorsitzender 


Manfred Heise 

Berichterstatter 



Drucksache 12/3061 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM (91) 497 endg. - SYN 371 
Brüssel, den 26. Februar 1992 

Ausschuß für Verkehr 
Ausschußdrucksache - 261 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, 
maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors von zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

(von der Kommission vorgelegt) 

Rats-Dok. Nr. 4947/92 


Begründung 


Der vorliegende Vorschlag betrifft die bauartbe- 
dingte Höchstgeschwindigkeit (Meßmethode) von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen, 
das maximale Drehmoment (Meßmethode) und die 
maximale Nutzleistung (zulässiger Grenzwert und 
Meßmethode) von Motoren solcher Kraftfahrzeuge. 
Er steht im Zusammenhang mit dem Betriebserlaub- 
nisverfahren für diese Fahrzeuge, das Gegenstand 
eines Verordnungsvorschlags (Rahmenverordnung) 
ist, der von der Kommission am 3. April 1991 an den 
Rat übermittelt wurde. 

Es handelt sich um Vorschriften für Methoden zur 
Ermittlung dieser Kennwerte der betreffenden Fahr- 
zeuge, die ebenso wie die für die sonstigen der für 
die in Anhang I des Vorschlags der Rahmenverord- 
nung vorgesehenen Bedingungen und Merkmale 
geltenden Vorschriften bei der Erteilung der Be- 
triebserlaubnis für diese Fahrzeuge sowie ihrem In- 
verkehrbringen in der Gemeinschaft angewandt 
werden müssen. 


Darüber hinaus wird die maximale Nutzleistung von 
Motoren für sämtliche zweirädrigen oder dreirädri- 
gen Kraftfahrzeuge auf 74 kW begrenzt. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags wurden 
von der Kommission weitgehend die einschlägi- 
gen Vorschriften der Regelung 68 der VN -Wirt- 
schaftskommission für Europa, die Entwürfe zur 
Revision der ISO-Normen 4106, 4164, 7116 und 
7117 sowie die Richtlinie 80/1269/EWG über die 
Methode zur Ermittlung der maximalen Motorlei- 
stung von vier- und mehrrädrigen Kraftfahrzeugen 
berücksichtigt. 

Es sei hervorzuheben, daß die Methode zur Er- 
mittlung der bauartbedingten Höchstgeschwindig- 
keit für die Einstufung dieser Kraftfahrzeuge in 
Kleinkrafträder, Krafträder und Dreiradkraftfahr- 
zeuge, bei der die Höchstgeschwindigkeit der aus- 
schlaggebende Kennwert ist, von besonderer Be- 
deutung ist. 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 18. März und 24. März 1992 — 021 — 680 70 
— E—Ve — 269/92, 270/92 und 271/92. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, 
maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors von zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 a, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) . . . des Rates 
vom . . . über die Betriebserlaubnis für zweirädrige 
oder dreirädrige Kraftfahrzeuge^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es müssen Maßnahmen getroffen werden, damit der 
Binnenmarkt schrittweise bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1992 verwirklicht wird. Der Binnenmarkt umfaßt 
einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver- 
kehr gewährleistet ist. 

Die Methoden zur Ermittlung der bauartbedingten 
Höchstgeschwindigkeit, des maximalen Drehmo- 
ments und der maximalen Nutzleistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 
sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden. 
Dadurch wird der Warenverkehr in der Europäi- 
schen Gemeinschaft behindert. 

Aus Gründen der Sicherheit erscheint es notwendig, 
die maximale Nutzleistung des Motors der genann- 
ten Kraftfahrzeuge zu begrenzen, auch wenn eine 
solche Bestimmung in keinem Mitgliedstaat exi- 
stiert. 

Die Hemmnisse für das Funktionieren des Binnen- 
marktes lassen sich beseitigen, wenn alle Mitglied- 
staaten anstelle ihrer nationalen Rechtsvorschriften 
gleiche Vorschriften erlassen. 

Die Einführung einheitlicher Vorschriften bezüglich 
der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit, des 
maximalen Drehmoments und der maximalen Nutz- 
leistung des Motors von zweirädrigen oder dreiräd- 
rigen Kraftfahrzeugen ist notwendig, damit auf alle 
diese Fahrzeugtypen die Betriebserlaubnis- und Bau- 
artgenehmigungsverfahren gemäß der Verordnung 
(EWG) . . . des Rates angewendet werden können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für die Methoden zur Er- 
mittlung der bauartbedingten Höchstgeschwindig- 


‘) ABI. Nr. L . . . 
") ABI. Nr. C . . . 


keit und des maximalen Motordrehmoments sowie 
für den Grenzwert und die Methode zur Ermittlung 
der maximalen Nutzleistung des Motors aller Fahr- 
zeugtypen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) 

. . , des Rates vom . . . über die Betriebserlaubnis für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge. 

Artikel 2 

Das Verfahren zur Erteilung der Bauartgenehmi- 
gung in bezug auf die bauartbedingte Höchstge- 
schwindigkeit und das maximale Motordrehmoment 
(Meßmethoden) sowie die maximale Nutzleistung 
des Motors (zulässiger Grenzwert und Meßmethode) 
eines zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeug- 
typs sowie die Bedingungen für den freien Waren- 
verkehr dieser Fahrzeuge sind in der Verordnung 
(EWG) . . . festgelegt. 

Artikel 3 

Änderungen zur Anpassung der Anhänge I und II 
an den technischen Fortschritt werden nach folgen- 
dem Verfahren erlassen: 

Es wird ein Beratender Ausschuß zur Anpassung der 
Verordnungen für den Bereich der zweirädrigen 
oder dreirädrigen Kraftfahrzeuge an den techni- 
schen Fortschritt, nachstehend „Ausschuß" genannt, 
eingesetzt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten zusammensetzt und in dem der Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. 

Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren 
Bezug genommen, so gilt folgendes: Der Vertreter 
der Kommission unterbreitet dem Ausschuß einen 
Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der Aus- 
schuß gibt eine Stellungnahme zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter 
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffen- 
den Frage - gegebenenfalls durch eine Abstimmung 
- festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenom- 
men; darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das 
Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Proto- 
koll festgehalten wird. Die Kommission berücksich- 
tigt soweit wie möglich die Stellungnahme des Aus- 
schusses. Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, in- 
wieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 
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Verzeichnis der Anhänge 


Anhang I: Vorschriften über die Methode zur Ermittlung der bauart- 

bedingten Höchstgeschwindigkeit 

Anlage 1: Verfahren zur Bestimmung des Korrekturkoeffizienten mit 

Bezug auf die Prüfstrecke 

Anlage 2: Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des 

Fahrzeugtyps, von denen die bauartbedingte Höchstgeschwin- 
digkeit beeinflußt wird 

Anlage 3: Bauartgenehmigungsbogen bezüglich der bauartbedingten 

Höchstgeschwindigkeit eines zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugtyps 

Anhang II: Vorschriften über die maximal zulässige Leistung und die 

Methoden zur Ermittlung des maximalen Drehmoments und 
der maximalen Nutzleistung des Motors 

Anlage 1: Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen 

Nutzleistung eines Fremdzündungsmotors für Kleinkrafträder 

- Unteranlage 1: Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des 

Motortyps, von denen das maximale Drehmoment sowie die 
maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

- Unteranlage 2: Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Dreh- 

moments und der maximalen Nutzleistung eines Kraftrad- 
oder Dreiradkraftfahrzeugtyps 

Anlage 2: Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen 

Nutzleistung eines Ottomotors für Krafträder und Dreirad- 
kraftfahrzeuge 

~ Unteranlage 1: Ermittlung des Drehmoments und der Motorleistung mit Hilfe 
der Motortemperaturmethode 

- Unteranlage 2: Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des 

Motortyps, von denen das maximale Drehmoment und die 
maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

- Unteranlage 3: Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Dreh- 

moments und der maximalen Nutzleistung eines Kraftrad- 
oder Dreiradkraftfahrzeugtyps 

Anlage 3: Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen 

Nutzleistung eines Kompressionszündungsmotors für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

- Unteranlage 1: Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des 

Motortyps, von denen das maximale Drehmoment und die 
maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

- Unteranlage 2: Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Dreh- 

moments und der maximalen Nutzleistung eines Kraftrad- 
oder Dreiradkraftfahrzeugtyps 
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Anhang 1 


Vorschriften Uber die Methode zur Ermittlung der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit 


1. Vorschriften 

1.1 

Die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit des 
Fahrzeugs wird nach den nachstehend aufgeführten 
Vorschriften ermittelt. 


2. Vorbereitung des Fahrzeugs 

2.1 

Das Fahrzeug hat zur Durchführung der Prüfung 
sauber und lediglich mit dem für seinen Betrieb er- 
forderlichen Zubehör versehen zu sein. 

2.2 

Die Einstellung der Kraftstoffzuführung und der 
Zündung, die Viskosität der Schmieröle für die be- 
weglichen mechanischen Teile sowie der Reifen- 
druck haben den Vorschriften des Herstellers zu ent- 
sprechen. 

2.3 

Der Motor, die Kraftübertragung und die Reifen 
müssen nach den Vorschriften des Herstellers vor- 
schriftsmäßig eingefahren sein. 

2.4 

Vor der Prüfung müssen sich alle Teile des Fahr- 
zeugs in einem wärmestabilen Zustand bei normaler 
Benutzungstemperatur befinden. 

2.5 

Das Fahrzeug mxiß die Masse haben, die dem fahrbe- 
reiten Zustand entspricht. 

2.6 

Die Lastverteilung auf die Räder muß den Angaben 
des Herstellers entsprechen. 

3. Fahrzeugführer 

3.1 Fahrzeuge ohne Aufbau 

3.1.1 

Die Masse des Fahrzeugführers muß 75 ± 5 kg und 
seine Größe muß 1,75 ± 0,05 m betragen. Für Klein- 
krafträder werden diese Toleranzen jedoch auf ± 2 
kg bzw. + 0,02 m verringert. 

3.1.2 

Der Fahrzeugführer muß mit einer ihm passenden 
Kombination oder gleichwertiger Kleidung beklei- 
det sein. 


3.1.3 

Er muß auf den für den Führer vorgesehenen Sitz sit- 
zen, die Füße auf den Pedalen oder Fußstützen und 
die Arme in normaler ausgestreckter Haltung haben. 
Bei Fahrzeugen, die mit sitzendem Fahrzeugführer 
eine Höchstgeschwindigkeit von mehr als 120 km/h 
erreichen, muß der Führer die Ausrüstung haben 
und sich in der Haltung befinden, die vom Fahrzeug- 
hersteller empfohlen werden. Diese Haltung muß es 
dem Fahrzeugführer jedoch gestatten, das Fahrzeug 
während der gesamten Prüffahrt ständig unter Kon- 
trolle zu halten. Die Haltung des Fahrzeugführers 
darf sich während der gesamten Prüfdauer nicht ver- 
ändern; die Haltung ist im Prüfprotokoll zu beschrei- 
ben oder anhand von Fotografien darzustellen. 

3.2 Fahrzeuge mit Aufbau 
3.2.1 

Die Masse des Fahrzeugführers muß 75 ± 5 kg betra- 
gen. Für Kleinkrafträder wird diese Toleranz jedoch 
auf ± 2 kg verringert. 


4. Merkmale der Prüfstrecke 

4.1 

Die Prüfversuche sind auf einer Straße durchzufüh- 
ren, die 

4.1.1 

es gestattet, die Höchstgeschwindigkeit auf einer in 
Absatz 4.2 definierten Meßbahn aufrechtzuerhalten. 
Die Zufahrt zu der Meßbahn muß so beschaffen sein 
(Belag und Längsprofil), daß letztere lang genug ist, 
damit die Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs er- 
reicht werden kann; 

4.1.2 

sauber, glatt, trocken, asphaltiert oder mit einem 
gleichwertigen Belag versehen ist; 

4.1.3 

keine größere Steigrmg als 1% in Längsrichtung 
und 3 % in Schräglage hat. Die Höhenunterschiede 
zwischen zwei beliebigen Punkten der Prüfbahn 
dürfen nicht größer als ein Meter sein. 

4.2 

Die möglichen Formen der Meßbahn sind in den Ab- 
sätzen 4.2.1, 4.2.2 und 4.2.3 abgebildet. 
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4 . 2.1 Typ 1 


L > 200 m 


o 


o 


4 . 2.2 Typ 2 


L ^20 m 

> 50 m 

L ^ 20 m 






O O O a 


4 . 2.3 Typ 3 



4 . 2 . 3.1 

Die beiden Meßbahnen L müssen gleich lang sein 
und praktisch parallel verlaufen. 

4 . 2 . 3.2 

Sind die beiden Meßbahnen L gekrümmt, muß die 
Wirkung der Zentrifugalkräfte ungeachtet der Be- 
stimmungen in Absatz 4.1.3 durch entsprechende 
Kurvenüberhöhung ausgeglichen werden. 

4 . 2 . 3.3 

Statt der beiden Bahnen L gemäß Absatz 4.2.3. 1 darf 
die Meßbahn mit der Gesamtlänge der Prüfstrecke 
Zusammenfällen, ln diesem Fall müssen der Halb- 
messer der Kurven mindestens 200 m betragen und 
die Wirkung der Zentrifugalkraft durch eine Kur- 
venüberhöhung ausgeglichen werden. 

4.3 

Die Länge L der Meßbahn ist in Abhängigkeit von 
der Genauigkeit der zur Bestimmung der Zeit t für 
das Durchfahren der Meßstrecke angewandten Me- 
thode zu wählen, damit der Wert der tatsächlichen 
Geschwindigkeit mit einer annähernden Genauig- 
keit von ± 1 % bestimmt werden kann. Werden die 
Meßgeräte manuell bedient, darf die Länge L der 
Meßbahn nicht geringer als 500 m sein. Wurde für 


die Meßbahn der Typ 2 gewählt, müssen zur Bestim- 
mung der Zeit elektronische Geräte benutzt werden. 


5 . Atmosphärische Bedingungen 

- Luftdruck: 97 kPa ± 6 kPa 

- Temperatur: zwischen 278 und 303 K 

- relative Luftfeuchtigkeit: 50 bis 90 % 

- maximale Windgeschwindigkeit: 3 m/s. 


6, Prüfverfahren 

6.1 

Es ist der Getriebegang einzulegen, der es dem 
Fahrzeug gestattet, auf ebener Strecke seine Höchst- 
geschwindigkeit zu erreichen. Das Gaspedal muß 
voll durchgetreten bleiben, die Gemischanreiche- 
rungseinrichtungen sind außer Betrieb zu setzen. 

6.2 

Bei Fahrzeugen ohne Führerhaus hat der Fahrzeug- 
führer seine in Absatz 3.1.3 definierte Fahrhaltung 
einzuhalten. 
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6.3 

Das Fahrzeug muß auf der Meßbahn mit stabilisier- 
ter Geschwindigkeit ankommen. Meßbahnen des 
Typs 1 und des Typs 2 sind nacheinander in beiden 
Richtungen zu durchfahren. 

6 . 3.1 

Bei einer Meßbahn des Typs 2 ist es zulässig, daß die 
Prüfung nur in einer Richtung erfolgt, wenn es dem 
Fahrzeug aufgrund der Beschaffung der Prüfstrecke 
nicht möglich ist, in einer der beiden Richtungen 
seine Höchstgeschwindigkeit zu erreichen. In die- 
sem Fall: 

6.3.1.1 

muß die Prüfstrecke hintereinander fünfmal durch- 
fahren werden; 

6.3.1.2 

muß die axiale Windkraft eine Geschwindigkeit 
haben, die 2 m/s nicht übersteigt. 

6.4 

Bei einer Meßbahn vom Typ 3 müssen die beiden 
Bahnen „L" ohne Unterbrechung nacheinander in 
einer Richtung durchfahren werden. 

6 . 4.1 

Fällt die Meßbahn mit der Gesamtlänge der Prüf- 
strecke zusammen, ist sie mindestens zweimal in 
einer Richtung zu durchfahren. Die Differenz zwi- 
schen den äußersten Zeitmeßwerten darf 3 % nicht 
übersteigen. 

6.5 

Kraftstoff und Schmiermittel müssen den Empfeh- 
lungen des Herstellers entsprechen. 

6.6 

Die Gesamtzeit t, die zum Durchfahren der Meßbahn 
in beiden Richtungen erforderlich ist, muß mit einer 
Genauigkeit von 0,7 % ermittelt werden. 

6.7 

Ermittlung der Durchschnittsgeschwindigkeit. Die 
Durchschnittsgeschwindigkeit V (km/h) beim Prüf- 
versuch wird wie folgt ermittelt: 

6 . 7.1 

Bei einer Meßbahn des Typs 1 oder 2 

V- 3,6x2L _7,2L 
t t 

mit: 

L = Länge der Meßbahn (m) 

t = Gesamtzeit für das Durchfahren der beiden 
Meßbahnen L (s). 


6 . 7.2 

Bei einer nur in einer Richtung durchfahrenen Meß- 
bahn des Typs 2 

V = Va ± Vw.f 
mit: 

Va = beider jeweiligen Durchfahrt gemessene Ge- 

3 6 L 

schwindigkeit (km/h) = -t— 

mit t — Zeit (s) für das Durchfahren der Meß- 
bahn L (m) 

Vw = Windgeschwindigkeit (km/h); das Zeichen 
, + ' steht für die axiale Windgeschwindig- 
keitskomponente bei Gegenwind, das , — ‘ bei 
Rückenwind. 

f = Korrekturkoeffizient = 0,6. 

6 . 7.3 

Bei einer Meßbahn des Typs 3 

6.7.3.1 

Aus zwei Teilen L bestehende Meßbahn (siehe Ab- 
satz 4.2.3.1) 

,,_ 3,6x 2L _7,2L 
t t 

mit: 

L - Länge der Meßbahn (m) 

t = Gesamtzeit für das Durchfahren der beiden 
Meßbahnen L (s). 

6.7.3.2 

Bei einer Meßbahn, die mit der Gesamtlänge der 
Geschwindigkeitsprüfstrecke zusammenfällt (siehe 
Absatz 4.2.3.3) 

V = Va.k 
mit: 

3 6 L 

Va = gemessene Geschwindigkeit (km/h) = — 

mit: 

L = Länge der auf der Geschwindigkeits- 
prüfstrecke effektiv durchfahrenen 
Teilstrecke (m); 

t = für das Durchfahren einer vollständi- 
gen Runde erforderliche Zeit (s) 


mit: 

n = Anzahl der Runden 
t = Zeit (s) pro Runde 

k = Korr ekturfaktor (1,00 < k < 1,05); dieser Kor- 
rekturfaktor gilt nur für die jeweilige Ge- 
schwindigkeitsprüfstrecke und muß gemäß 
der Anlage 1 durch Versuche bestimmt wer- 
den. 
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6.8 

Die Messung der Durchschnittsgeschwindigkeit 
muß mindestens zweimal hintereinander erfolgen. 


7. Höchstgescb windigkeit 

Die Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs wird in 
km/h durch eine ganze Zahl ausgedrückt, die dem 
arithmetischen Mittel der bei zwei aufeinanderfol- 
genden Prüfungen ermittelten Geschwindigkeits- 
werte, die um nicht mehr als 3 % voneinander abwei- 
chen dürfen, am nächsten kommt. 


8. Toleranzen bei der Ermittlung der 
Höchstgeschwindigkeit 

8.1 

Die durch den technischen Dienst ermittelte Höchst- 
geschwindigkeit darf um ± 5 % von dem vom Her- 
steller angegebenen Wert abweichen. 

8.2 

Im Rahmen einer Konformitätsprüfung der Produk- 
tion darf die Höchstgeschwindigkeit um 5% von 
dem bei der Bauartgenehmigungsprüfung ermittel- 
ten Wert ab weichen. Für Kleinkrafträder mit einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von < 
30 km/h wird diese Toleranz auf ± 10 % erhöht. 


Anlage 1 

Verfahren zur Bestimmung des Korrekturkoeffizienten mit Bezug auf die Prüfstrecke 


1 . 

Der Korrekturkoeffizient k für die Prüfstrecke ist bis 
zur zulässigen Höchstgeschwindigkeit festzulegen. 


2 . 

Der Korrekturkoeffizient k ist für mehrere Ge- 
schwindigkeiten festzulegen, so daß die Differenz 
zwischen zwei nacheinander erzielten Geschwin- 
digkeiten 30 km/h nicht übersteigt. 


3. 

Für jede gewählte Geschwindigkeit ist die Prüfung 
gemäß den Vorschriften dieser Verordnung durch- 
zuführen, wobei die Wahl zwischen beiden nach- 
stehenden Möglichkeiten besteht. 

3.1 

Auf gerader Linie gemessene Geschwindigkeit Vd 

3.2 

Auf der Ringstrecke gemessene Geschwindigkeit Va 


4. 

Die Werte Va und Vd sind bei allen gemessenen Ge- 
schwindigkeiten auf ein Diagramm zu übertragen 
{Bild 1) und die aufeinanderfolgenden Punkte durch 
Geradensegmente zu verbinden. 



(Bild 1) 

5 . 

Für jede gemessene Geschwindigkeit wird der Koef- 
fizient k durch nachstehende Formel ausgedrückt: 
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Anlage 2 

Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des Fahrzeugtyps, von denen die 
bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit beeinflußt wird 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Laufende Nummer (vom Antragsteller vergeben) : 

Der Antrag auf Bauartgenehmigung bezüglich der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit eines zweirä- 
drigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps muß mit Informationen zu folgenden Punkten der Verordnung 
(EWG) . . . vom . . Anhang 11, Buchstabe A, versehen sein: 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
2.1 bis 2.2.1 

3.0 bis 3.1.1 

4.1 bis 4.6 

5.2 

5.2.2 


Anlage 3 
Angabe der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen bezüglich der bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit eines 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps 

Muster 

PROTOKOLL Nr des technischen Dienstes vom 

Nr. der Bauartgenehmigung Nr. der Erweiterung 

1. Fabrikmarke oder Handelsbezeichnung des Fahrzeugs 

2. Fahrzeugtyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers 


4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers 

5. Fahrzeug zur Prüfung vorgestellt am 

6. Höchstgeschwindigkeit km/h 

7. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/verweigert*) 

8. Ort 

9. Datum 

10. LFnterschrift 

•) Unzutreffendes streichen. 
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Anhang II 


Vorschriften über die maximal zulässige Leistung und die Methoden zur Bestimmung des 
maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung des Motors 


1. Allgemeine Vorschriften 

1.1 Die maximale Nutzleistung von Motoren für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge beträgt 74 kW. 

1.2 Zur Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung des Motors (Ottomotor) 
für Kleinkrafträder findet Anlage 1 Anwendung. 

1.3 Zur Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung des Motors (Ottomotor) 
für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge findet Anlage 2 Anwendung. 

1.4 Zur Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung eines Dieselmotors fin- 
det Anlage 3 Anwendung. 


Anlage 1 

Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung eines 
Ottomotors für Kleinkrafträder 


1. Begriüsbestimm ungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeutet: 

1.1 

„Nutzleistung" — 

Leistung, die bei entsprechender Drehzahl auf 
eimem Prüfstand an der Kurbelwelle oder dem ent- 
sprechenden Bauteil mit den in Tabelle 1 aufgeführ- 
ten Hilfseinrichtungen abgenommen wird. Wenn 
die Leistungsmessung nur an dem mit einem Getrie- 
be ausgerüsteten Motor durchgeführt werden kann, 
wird dem Wirkungsgrad des Getriebes Rechnung 
getragen; 

1,2 

„maximale Nutzleistung" — 

größte Nutzleistung des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 

1.3 

„Drehmoment" — 

unter den in Absatz 1.1 angegebenen Bedingungen 
gemessenes Drehmoment; 

1.4 

„maximales Drehmoment" — 

größtes Drehmoment des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 

1.5 

„Hilfseinrichtungen" — 

Geräte und Einrichtungen, die in Tabelle 1 aufge- 
führt sind; 


1.6 

„serienmäßige Ausrüstung" — 

jede vom Hersteller für eine bestimmte Anwendung 
vorgesehene Ausrüstung. 


2. Genauigkeit der Drehmoment- und 
Leistungsmessungen unter 
Vollastbedingungen 

2.1 

Drehmoment: ± 2 % des gemessenen Drehmo- 
ments^). 

2.2 

Drehzahl: die Meßgenauigkeit muß bei ± 1 % lie- 
gen. 

2.3 

Kraftstoffverbrauch: Insgesamt + 2% für die ver- 
wendete Meßeinrichtung. 


^) Die zur Bestimmung des Drehmoments genutzte Meß- 
einrichtung ist unter Berücksichtigung der Reibungs- 
verluste zu kalibrieren. Für Messungen bei einer Motor- 
leistung von weniger als 50 % der Höchstleistung darf 
die Meßgenauigkeit ± 2 % betragen. Für die Messung 
des größten Drehmoments bleibt sie in allen Fällen 
± 1 %. 
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2.4 

Ansauglufttemperatur des Motors: ± 2 K. 

2.5 

Luftdruck: ± 70 Pa. 

2.6 

Druck und Unterdrück in der Auspuff anlage: ± 25 Pa. 

3. Messung des maximalen Drehmoments 
und der maximalen Nutzleistung 
des Motors 

3.1 

Hilfseinrichtungen 


3.1.1 

Einzubeziehende Hilfseinrichtungen 

Bei der Prüfung sind die für das Funktionieren des 
Motors im Hinblick auf den Verwendungszweck er- 
forderlichen Hilfseinrichtungen (gemäß Tabelle 1) 
auf dem Prüfstand möglichst an der Stelle anzubrin- 
gen, die sie bei ihrer wirklichen Verwendung ein- 
nehmen würden. 

3.1.2 

Wegzulassende Hilfseinrichtungen 

Bestimmte Hilfseinrichtungen, die nur zur Benut- 
zung des Fahrzeugs selbst erforderlich sind und am 
Motor angebracht werden, sind für die Prüfungen 
auszubauen. 

Bei nicht ausbaubaren Ausrüstungen darf die von 
ihnen aufgenommene Leerlaufleistung ermittelt und 
zu der gemessenen Leistung addiert werden. 


Tabelle 1 


Hilfseinrichtungen, die in die Prüfung zur Ermittlung des Drehmoments und der Nutzleistung des Mo- 
tors einzubeziehen sind 


Nr. 

Hilfseinrichtungen 

In die Prüfung des Drehmoments 
und der Nutzleistung einbezogen 

1 

Einlaßsystem 

— Ansaugleitung 

— Luftfilter 

— Ansaugschalldämpfer 

— Kurbelgehäuseentlüftung 

— Drehzahlbegrenzer 

serienmäßig - ja 

2 

Abgasanlage 

— Abgasfilter 

— Auspuffkrümmer 

— Abgasleitungen 

— Schalldämpfer^) 

— Endrohr 

serienmäßig - ja 

3 

Vergaser 

serienmäßig - ja 

4 

Kraftstoffeinspritzung 

— Vorfilter 

— Filter 

— Pumpe 

— Leitung 

— Einspritzdüse 

— Gegebenenfalls Luftdruckfühler 

— Regler (falls vorhanden) 

serienmäßig - ja 


Wenn es schwierig ist, die Auspuffschalldämpferanlage in Standardausführung zu verwenden, darf mit Einverständnis 
des Herstellers zum Zwecke der Prüfung eine Auspuffschalldämpferanlage eingebaut werden, deren technische Be- 
schaffenheit eine gleichwertige Belastung ergibt. Die Abgasleitung des Prüfstands darf bei laufendem Motor im Ab- 
zugskamin an dem Punkt, wo sie mit der Schalldämpferanlage des Fahrzeugs verbunden ist, keinen Gegendruck erzeu- 
gen, der sich vom atmosphärischen Druck um + 740 Pa (7,40 mbar) unterscheidet, es sei denn, daß der Hersteller vor der 
Prüfung einen höheren Gegendruck akzeptiert. 

Die Lufteinlaßklappe ist die Steuerklappe der pneumatischen Regelung der Einspritzpumpe. 
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noch Tabelle 1 


Nr. 

Hilfseinrichtungen 

In die Prüfung des Drehmoments 
und der Nutzleistung einbezogen 

5 

Flüssiqkeitskühlunq 
— Kühler 



— Lüfter") ") 

— Wasserpumpe 

— Thermostat®) 

serienmäßig - ja^) 

6 

Luftkühlung 
— Luftleiteinrichtung 

serienmäßig - ja 


— Gebläse") ®) 

— Temperaturregelungseinrichtung 

serienmäßig - ja 


— Hilfsgebläse des Prüfstandes 

ja, falls erforderlich 

7 

Elektrische Ausrüstung 

serienmäßig - ja’) 

8 

Einrichtung zur Abgasreinigung 

serienmäßig - ja 


Kühler, Lüfter, dessen Luftleiteinrichtung, Wasserpumpe und Thermostat müssen in gleicher Lage wie im Fahrzeug 
angeordnet sein. Die Umwälzung der Kühlflüssigkeit darf ausschließlich durch die Wasserpumpe des Motors erreicht 
werden. Die Abkühlung der Flüssigkeit darf entweder über den Kühler des Motors oder über einen externen Kreislauf 
erfolgen, vorausgesetzt, daß der Druckverlust dieses Kreislaufs im wesentlichen dem des Kühlsystems des Motors ent- 
spricht. Die gegebenenfalls vorhandene Kühlerjalousie muß geöffnet sein. 

Im Falle eines auskuppelbaren Gebläses oder Lüfters ist zunächst die Nutzleistung des Motors bei ausgekuppeltem, 
Gebläse (oder Lüfter) und dann die Nutzleistung des Motors bei eingekuppeltem Gebläse (oder Lüfter) anzugeben. 

®) Kann ein festverbundener elektrisch oder mechanisch geregelter Lüfter nicht am Prüfstand angebracht werden, muß 
die von dem Lüfter auf genommene Leistung bei denselben Drehzahlen ermittelt werden, die bei der Feststellung der 
Motorleistung verwendet werden. Dieser Leistungswert ist zur Ermittlung der Nutzleistung von dem korrigierten Lei- 
stungswert abzuziehen. 

®) Der Thermostat darf in völlig geöffneter Stellung festgelegt werden. 

’) Mindestleistung der Lichtmaschine: Die Leistung der Lichtmaschine ist auf den Wert zu beschränken, der für die Ver- 
sorgung der für den Betrieb des Motors unverzichtbaren Hilfseinrichtungen unbedingt erforderlich ist. Jede Aufladung 
der Batterie ist während der Prüfung auszuschließen. 


3.2 Einstellbedingungen 

Die Einstellbedingungen für die Prüfungen zur Er- 
mittlung des maximalen Drehmoments und der ma- 
ximalen Nutzleistung sind aus Tabelle 2 zu ersehen. 


3.3,2 

Die Messungen sind bei normalen und stabilisierten 
Betriebsbedingungen durchzuführen; die Versor- 
gung des Motors mit Luft muß ausreichend sein. Die 


Tabelle 2 


Einstellbedingungen 


1 

Einstellung des (der) Vergaser(s) 

2 

Einstellung der Einspritzpumpenleistung 

3 

Zündeinstellung oder Einspritzverstellung 


(Einspritzverstellkurve) 


Einstellung gemäß den Angaben des 
Herstellers für die Baureihe, die ohne 
Änderungen für die in Betracht kom- 
mende Verwendung gilt. 


3.3 Prüfbedingungen 
3.3.1 

Die Prüfungen zur Ermittlung des maximalen Dreh- 
moments und der maximalen Nutzleistung sind bei 
vollständigem Durchtreten des Gaspedals durchzu- 
führen, wobei der Motor gemäß Tabelle 1 ausgerü- 
stet ist. 


Motoren müssen entsprechend dem vom Hersteller 
empfohlenen Bedingungen eingefahren worden 
sein. Die Verbrennungsräume dürfen in begrenztem 
Maße Rückstände enthalten. Die Prüfbedingungen, 
wie beispielsweise die Lufteintrittstemperatur, müs- 
sen den Bezugsbedingungen gemäß 4,2 möglichst 
angenähert werden, damit die Bedeutung des Kor- 
rekturfaktors verringert wird. 
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3.3.3 

Die Temperatur der Ansaugluft des Motors (Umge- 
bungsluft) darf höchstens 0,15 m vor der Einlaßöff- 
nung des Luftfilters oder, falls kein Filter vorhanden 
ist, 0,15 m vor dem Lufteintrittstrichter ermittelt wer- 
den. Das Thermometer oder das Thermoelement 
muß gegen Wärmeabstrahlung geschützt und direkt 
im Luftstrom untergebracht werden. Es muß auch 
gegen die Benetzung durch Kraftstoff geschützt wer- 
den. Eine genügend große Anzahl von Meßstellen 
ist vorzusehen, damit eine repräsentative mittlere 
Eintrittstemperatur ermittelt werden kann. 

3.3.4 

Es darf keine Messung durchgeführt werden, bevor 
nicht das Drehmoment, die Drehzahl und die Tem- 
peraturen mindestens 30 Sekunden lang konstant 
bleiben. 

3.3.5 

Eine für die Messungen zugrunde gelegte Drehzahl 
darf um nicht mehr als ± 2 % schwanken. 

3.3.6 

Bremsleistung und Lufteintrittstemperatur müssen 
gleichzeitig ermittelt werden. Die Meßwerte sind als 
Mittelwert zweier stabilisierter Ablesewerte für die 
Bremsleistung zu bilden, die jeweils um nicht mehr 
als 2 % voneinander abweichen dürfen. 

3.3.7 

Bei der Messung der Drehzahl durch eine selbstaus- 
lösende Einrichtung muß die Meßzeit mindestens 
zehn Sekunden betragen; bei einer Messung durch 
eine handbetätigte Einrichtung muß sie mindestens 
20 Sekunden betragen. 

3.3.8 

Die am Motoraustritt ermittelte Temperatur der 
Kühlflüssigkeit muß auf ± 5 K genau auf der vom 
Hersteller angegebenen oberen Regelungstempera- 
tur des Thermostats gehalten werden, Macht der 
Hersteller keine diesbezüglichen Angaben, muß die 
Temperatur bei 353 K ± 5 K liegen. 

Bei luftgekühlten Motoren muß die Temperatur 
an einem vom Hersteller angegebenen Punkt auf 
± 20 K genau auf der vom Hersteller für die Bezugs- 
bedingungen vorgesehenen höchsten Temperatur 
gehalten werden. 

3.3.9 

Die Temperatur des Kraftstoffs am Eintritt des Ver- 
gasers oder der Einspritzpumpe muß innerhalb der 
vom Hersteller festgelegten Grenzwerte gehalten 
werden. 

3.3.10 

Die im Kurbelgehäuse oder gegebenenfalls beim 
Austritt aus dem Ölkühler gemessene Temperatur 
des Schmiermittels muß innerhalb der vom Herstel- 
ler festgelegten Grenzwerte liegen. 


3.3.11 

Die Temperatur der Abgase ist in der Auspuffleitung 
in der Nähe des Auspuffkrümmerflansches (bzw. 
der Auspuffkrümmer flansche) oder der Auspufföff- 
nung(en) zu messen. 

3.3.12 Kraftstoff 

Es ist ein handelsüblicher Kraftstoff zu verwenden, 
der keine rauchverhindernden Zusatzstoffe enthält, 
ln strittigen Fällen ist der in der Verordung (EWG) 
. . . des Rates vom . , . über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen^) 
festgelegte Bezugskraftstoff zu verwenden. 

3.4 Durchführung der Prüfungen 

Die Messungen sind mit einer ausreichenden Zahl 
von Drehzahlen durchzuführen, damit die Vollast- 
kennlinie zwischen der vom Hersteller angegebe- 
nen Mindest- und Höchstdrehzahl richtig festgelegt 
werden kann. Dieser Drehzahlbereich muß die Dreh- 
zahl einbeziehen, bei der der Motor seine Nutzlei- 
stung abgibt. Zugrunde zu legen ist der Mittelwert 
zweier stabilisierter Meßwerte, 

3.5 Festzuhaltende Daten 

Unteranlage 1 enthält die Daten, die festzuhalten 
sind. 

4. Korrekturfaktoren für Drebmoment 
und Leistung 

4.1 Begriffsbestimmung für den Faktor K 

K ist der Faktor, mit dem das ermittelte Drehmoment 
bzw. die ermittelte Leistung multipliziert werden 
muß, um das Drehmoment bzw. die auf die Motorlei- 
stung zu ermitteln, das/die auf die atmosphärischen 
Bezugsbedingungen nach 4.2 bezogen ist. 

4.2 Atmosphärische Bezugsbedingungen 

4.2.1 Temperatur: 25‘'C (298 K) 

4.2.2 Gesamtdruck 

100 kPa (1.000 mbar) ohne Angabe des Luftfeuchtig- 
keitsgrads. 

Anmerkung: 

ln dem Temperaturbereich zwischen 283 K und 
318 K wird man, obwohl dies in einigen Fällen nicht 
zutrifft, die Beeinflussung des Korrekturfaktors 
durch die Feuchtigkeit, übrigens auch in Anbetracht 
der Meßgenauigkeit, als unerheblch ansehen. 

4.3 Grenzen für die Verwendung des 
Korrekturfaktors 

Die Korrekturformel läßt sieh nur anwenden, wenn 
der Korrekturfaktor zwischen 0,93 und 1,07 liegt. 

Werden diese zulässigen Grenzen überschritten, 
müssen der erhaltene korrigierte Wert genannt und 


ABI. Nr. L . . . 
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die Prüfbedingungen (Temperatur und Druck) im 
Prüfprotokoll im einzelnen genau beschrieben wer- 
den. 

Anmerkung: 

In klimatisierten Räumen, wo die atmosphärischen 
Bedingungen verändert werden können, durchge- 
führte Prüfungen sind zulässig. 

4.4. Ermittlung der Korrekturfaktoren 

Der Korrekturfaktor ist mit den in Absatz 4.3 defi- 
nierten Einschränkungen unter Zugrundelegung 
nachstehender Formel zu ermitteln: 



mit 

T = absolute Temperatur in K der vom Motor an- 
gesaugten Luft; 

P = der gesamte atmosphärische Druck in kPa, 

Diese Formel gilt für das an der Bremse abgelesene 
Drehmoment bzw. die dort abgelesene Leistung 
ohne Berücksichtigung des mechanischen Wir- 
kungsgrads des Motors. 


5. Prüfprotokoll 

Das Prüfprotokoll muß die Ergebnisse und alle erfor- 
derlichen Berechnungen zur Bestimmung des in Un- 
teranlage 2 angegebenen maximalen Drehmoments 
bzw. der dort angegebenen maximalen Nutzleistung 
sowie die in Unteranlage 1 auf geführten Merkmale 
des Motors enthalten. 

6. Toleranzen bei der Ermittlung des 
maximalen Drehmoments und der 
maximalen Nutzleistung 

6.1 

Das vom technischen Dienst ermittelte maximale 
Drehmoment bzw. die entsprechend ermittelte ma- 
ximale Nutzleistung des Motors darf bei einer ge- 
messenen Leistung von < 1 kW um 10% und bei 
einer gemessenen Leistung von > 1 kW um 5 % von 
den vom Hersteller angegebenen Werten abwei- 
chen. 

6.2 

Im Rahmen einer Konformitätsprüfung der Produk- 
tion darf das maximale Drehmoment bzw. die maxi- 
male Nutzleistung eines geprüften Motors bei einer 
gemessenen Leistung von < 1 kW um 20 % und bei 
einer gemessenen Leistung von > 1 kW um 10 % von 
den bei der Bauartgenehmigungsprüfung ermittel- 
ten Werten ab weichen. 


Unteranlage 1 

Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des Motortyps^), von denen das 
maximale Drehmoment sowie die maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

(Ottomotoren für Kleinkrafträder) 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Laufende Nummer (vom Antragsteller vergeben): 


Der Antrag auf Bauartgenehmigung bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzlei- 
stung eines Kleinkraftradmotors muß mit Informationen zu folgenden Punkten der Verordnung (EWG) . . . 
vom . . ., Anhang II, Buchstabe A, versehen sein: 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
3. bis 3.2.1.5 
3.2.2 

3.2.4 bis 3.2.4.1.5 
3.2.4.3 bis 3.2.6.8.2 
3.2.7 bis 3.2.12.2.1 
3.5 bis 3.6.3.1.2 

^) Für nicht herkömmliche Motoren oder Systeme hat der Hersteller den nachstehenden Punkten entsprechende Anga- 
ben zu machen. 
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Unteranlage 2 
Angabe der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen 
Nutzleistung eines Kleinkraftradtyps 

Muster 

PROTOKOLL Nr des technischen Dienstes vom 

Nr. der Bauartgenehmigung Nr. der Erweiterung 

1. Fabrikmarke oder Handelsbezeichnung des Fahrzeugs 

2. Fahrzeugtyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

Gegebenenfalls Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers 

5. Fahrzeug zur Prüfung vorgestellt am 

6. Maximales Drehmoment: Nm bei U/min 

7. Maximale Nutzleistung: kW bei U/min 

8. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/verweigert*) 

9. Ort 

10. Datum 

11. Unterschrift 

•) Unzutreffendes bitte streichen. 


Anlage 2 

Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung eines 
Ottomotors für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge 


1. Begriifsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet: 

1.1 „Nutzleistung" - 

Leistung, die bei entsprechender Drehzahl auf 
einem Prüfstand an der Kurbelwelle oder dem ent- 
sprechenden Bauteil mit den in Tabelle 1 aufgeführ- 
ten Hilfseinrichtungen abgenommen wird. Wenn 
die Leistungsmessung nur an dem mit einem Getrie- 
be ausgerüsteten Motor durchgeführt werden kann, 
wird dem Wirkungsgrad des Getriebes Rechnung 
getragen; 


1.2 „maximale Nutzleistung" - 

größte Nutzleistung des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 

1.3 „Drehmoment" - 

unter den in Absatz 1.1 angegebenen Bedingungen 
gemessenes Drehmoment; 

1.4 „maximales Drehmoment" - 

größtes Drehmoment des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 
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1.5 „Hilfseinrichtungen" - 

Geräte und Einrichtungen, die in Tabelle 1 aufge- 
führt sind; 

1.6 „serienmäßige Ausrüstung" - 

jede vom Hersteller für eine bestimmte Anwendung 
vorgesehene Ausrüstung. 


2. Genauigkeit der Drehmoment- und 
Leistungsmessungen unter 
Vollastbedingungen 

2.1 

Drehmoment: + 2 % des gemessenen Drehmo- 
ments^). 

2.2 

Drehzahl: die Meßgenauigkeit muß bei ± 1 % lie- 
gen. 

2.3 

Kraftstoffverbrauch: insgesamt ± 1% für die ver- 
wendete Meßeinrichtung. 


Die zur Bestimmung des Drehmoments genutzte Meß- 
einrichtung ist unter Berücksichtigung der Reibungs- 
verluste zu kalibrieren. Für Messungen bei einer Motor- 
leistung von weniger als 50% der Höchstleistung darf 
die Meßgenauigkeit + 2% betragen, für die Messung 
des größten Drehmoments bleibt sie in allen Fällen 
± 1 %. 


2.4 

Ansauglufttemperatur des Motors: ± 1 K. 

2.5 

Luftdruck; ± 70 Pa. 

2.6 

Druck und Unterdrück in der Auspuffanlage: ± 25 Pa. 

2. Messung des maximalen Drehmoments 
und der maximalen Nutzleistung 
des Motors 

3.1 Hilfseinrichtungen 

3.1.1 Einzubeziehende Hilfseinrichtungen 

Bei der Prüfung sind die für das Funktionieren des 
Motors im Hinblick auf den Verwendungszweck er- 
forderlichen Hilfseinrichtungen (gemäß Tabelle 1) 
auf dem Prüfstand möglichst an der Stelle anzubrin- 
gen, die sie bei ihrer wirklichen Verwendung ein- 
nehmen würden. 

3.1.2 Wegzulassende Hilfseinrichtungen 

Bestimmte Hilfseinrichtungen, die nur zur Benut- 
zung des Fahrzeugs selbst erforderlich sind und am 
Motor angebracht werden, sind für die Prüfungen 
auszubauen. 

Bei nicht ausbaubaren Ausrüstungen darf die von 
ihnen auf genommene Leerlaufleistung ermittelt und 
zu der gemessenen Leistung addiert werden. 


Tabelle 1 

HilfseinrichtungeUp die in die Prüfung zur Ermittlung des Drehmoments und der Nutzleistung des 
Motors einzubeziehen sind 


Nr. 

Hilfseinrichtungen 

In die Prüfung des Drehmoments 
und der Nutzleistung einbezogen 

1 

Einlaßsystem 

— Ansaugleitung 

— Luftfilter 

— Ansaugschalldämpfer 

— Kurbelgehäuseentlüftung 

— Drehzahlbegrenzer 

— elektrische Kontrolleinrichtung (falls vorhanden) 

serienmäßig - ja 

2 

Ansaugluftvorwärmung (ist nach Möglichkeit auf die 
günstigste Stellung einzuregulieren) 

serienmäßig - ja 

3 

Abgasschalldämpferanlage 

— Auspuffkrümmer 

— Abgasleitungen 

— Schalldämpfer 

— Endrohr 

— Auflader 

— Gegebenenfalls elektrische Kontrolleinrichtung 

serienmäßig - ja 


18 




Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3061 


noch Tabelle 1 


Nr. 

Hilfseinrichtungen 

In die Prüfung des Drehmoments 
und der Nutzleistung einbezogen 

4 

Kraftstoffpumpe 

serienmäßig - ja 

5 

Vergaser 

serienmäßig - ja 

6 

Kraftstoffeinspritzung 

— Vorfilter 

— Filter 



— Pumpe 

— Hochdruckleitung 

— Einspritzdüse 

serienmäßig - ja 

7 

Flüssigkeitskühlung 



— Motorhaube 

— Kühler 

nein 


— Lüfter 

— Luftleiteinrichtung des Lüfters 

— Wasserpumpe 

— Thermostat 

serienmäßig - ja 

8 

Luftkühlung 



— Luftleiteinrichtung 

— Gebläse 

— Temperaturregelungseinrichtung 

serienmäßig - ja 

9 

Elektrische Ausrüstung 

serienmäßig ~ ja 

10 

Lader (falls vorhanden) 

— direkt vom Motor und/oder von den Auspuffgasen 
angetriebener Lader 

— Zwischenkühler 



— - Kühlmittelpumpe (oder vom Motor angetrieben) 

— Einrichtung zur Regelung des Kühlmitteldurch- ' 
Satzes (falls vorhanden) 

serienmäßig - ja 

11 

Ölkühler (falls vorhanden) 

serienmäßig - ja 

12 

Einrichtungen zur Abgasreinigung 

serienmäßig - ja 


3.2 Einstellbedingungen 

Die Einstellbedingungen für die Prüfungen zur 
Ermittlung des maximalen Drehmoments und der 
maximalen Nutzleistung sind aus Tabelle 2 zu erse- 
hen. 


3.3 Prüfbedingungen 
3.3.1 

Die Prüfungen zur Ermittlung des maximalen Dreh- 
moments und der maximalen Nutzleistung sind bei 
vollständigem Durchtreten des Gaspedals durchzu- 


Tabelle 2 


Einstellbedingungen 


1 

Einstellung des Vergasers/der Vergaser 

Einstellung gemäß den Angaben des 
Herstellers für die Baureihe, die ohne 
Änderungen für die in Betracht kom- 
mende Verwendung gilt. 

2 

Einstellung der Einspritzpumpenleistung 

3 

Zündeinstellung oder Einspritzverstellung 
(Einspritzverstellkurve) 
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führen, wobei der Motor gemäß Tabelle 1 ausgerü- 
stet ist. 

3.3.2 

Die Messungen sind bei normalen und stabilisierten 
Betriebsbedingungen durchzuführen; die Versor- 
gung des Motors mit Luft muß ausreichend sein. Die 
Motoren müssen entsprechend den vom Hersteller 
empfohlenen Bedingungen eingefahren worden 
sein. Die Verbrennungsräume dürfen in begrenztem 
Maße Rückstände enthalten. 

Die Prüfbedingungen, wie beispielsweise die Luft- 
eintrittstemperatur, müssen den Bezugsbedingun- 
gen gemäß 4.2 möglichst angenähert werden, damit 
die Bedeutung des Korrekturfaktors verringert wird. 

Wenn die Kühlung des Prüfstandes den Mindestbe- 
dingungen für eine sachgerechte Anlage genügt, je- 
doch nicht die Schaffung hinreichender Bedingun- 
gen für die Kühlung des Motors und somit für die 
Durchführung der Messungen unter normalen und 
stabilen Betriebsbedingungen gestattet, darf die in 
der Anlage 1 beschriebene Methode angewendet 
werden. 

Die durch die Prüfanlage zu erfüllenden Mindestbe- 
dingungen sowie die Möglichkeit, die Prüfungen 
gemäß Anlage 1 durchzuführen, sind nachstehend 
definiert: 

Vj ist die Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs; 
V 2 ist die Höchstgeschwindigkeit des Kühlluft- 
stroms am Austritt aus dem Gebläse; 

0 ist der Querschnitt des Kühlluftstroms. 

Sind V 2 > Vj und 0 > 0,25 m^, so reichen die Min- 
destbedingungen aus. Lassen sich die Betriebsbe- 
dingungen nicht stabilisieren, kann die in der Anla- 
ge 1 beschriebene Methode angewendet werden. 

Sind V 2 < Vi und/oder 0 < 0,25 m^, so gilt folgen- 
des: 

a) Wenn sich die Betriebsbedingungen stabilisieren 
lassen, wird die Methode nach 3.3 angewendet; 

b) wenn sich die Betriebsbedingungen nicht stabili- 
sieren lassen, gilt folgendes: 

i sindV 2 > 120 km/h und 0 > 0,25 m^, so erfüllt 
die Anlage die Mindestbedingungen, und die 
in der Anlage 1 beschriebene Methode kann 
angewendet werden; 

ii wenn V 2 < 120 km/h und/oder 0 < 0,25 m^, 
erfüllt die Anlage nicht die Mindestbedingun- 
gen, und das Kühlsystem der Versuchseinrich- 
tung muß verbessert werden. 

3.3.3 

Die Temperatur der Ansaugluft des Motors (Umge- 
bungsluft) darf höchstens 0,15 m vor der Einlaßöff- 
nung des Luftfilters oder, falls kein Filter vorhanden 
ist, 0,15 m vor dem Lufteintrittstrichter ermittelt wer- 
den. Das Thermometer oder das Thermoelement 
muß gegen Wärmeabstrahlung geschützt und direkt 
im Luftstrom untergebracht werden. Es muß auch 
gegen die Benetzung durch Kraftstoff geschützt wer- 
den. Eine genügend große Anzahl von Meßstellen 


ist vorzusehen, damit eine repräsentative mittlere 
Eintrittstemperatur ermittelt werden kann, 

3.3.4 

Es darf keine Messung durchgeführt werden, bevor 
nicht das Drehmoment, die Drehzahl und die Tem- 
peraturen mindestens 30 Sekunden lang konstant 
bleiben. 

3.3.5 

Eine für die Messungen zugrunde gelegte Drehzahl 
darf um nicht mehr als ± 1 % schwanken. 

3.3.6 

Bremsleistung und Lufteintrittstemperatur müssen 
gleichzeitig ermittelt werden. Die Meßwerte sind als 
Mittelwert zweier stabilisierter Ablesewerte für die 
Bremsleistung zu bilden, die jeweils um nicht mehr 
als 2 % voneinander ab weichen dürfen. 

3.3.7 

Die am Motoraustritt ermittelte Temperatur der 
Kühlflüssigkeit muß auf ± 5 K genau auf der vom 
Hersteller angegebenen oberen Regelungstempera- 
tur des Thermostats gehalten werden. Macht der 
Hersteller keine diesbezüglichen Angaben, muß die 
Temperatur bei 353 K ± 5 K liegen. 

Bei luftgekühlten Motoren muß die Temperatur 
an einem vom Hersteller angegebenen Punkt auf 
± 20 K genau auf der vom Hersteller für die Bezugs- 
bedingungen vorgesehenen höchsten Temperatur 
gehalten werden. 

3.3.8 

Die Temperatur des Kraftstoffs am Eintritt des Ver- 
gasers oder der Einspritzpumpe muß innerhalb der 
vom Hersteller festgelegten Grenzwerte gehalten 
werden. 

3.3.9 

Die im Kurbelgehäuse oder gegebenenfalls beim 
Austritt aus dem Ölkühler gemessene Temperatur 
des Schmiermittels muß innerhalb der vom Herstel- 
ler festgelegten Grenzwerte liegen. 

3.3.10 

Die Temperatur der Abgase ist in der Auspuffleitung 
oder in der Nähe des Auspuffkrümmerflansches 
(bzw. der Auspuffkrümmerflansche) zu messen. 

3.3.11 

Wird zur Ermittlung der Drehzahl und des Ver- 
brauchs eine selbstauslösende Einrichtung verwen- 
det, muß die Meßdauer mindestens 10 s betragen; 
wird die Meßeinrichtung von Hand bedient, muß 
die Meßdauer wenigstens 20 s betragen. 

3.3.12 Kraftstoff 

Es ist ein handelsüblicher Kraftstoff zu verwenden, 
der keine rauchverhindernden Zusatzstoffe enthält. 
In strittigen Fällen ist der in der Verordnung (EWG) 
. . . des Rates vom . . . über Maßnahmen gegen die 
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Verunreinigung der Luft durch Emissionen von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen^) 
festgelegte Bezugskraftstoff zu verwenden. 

3.3.13 

Kann kein genormter Auspufftopf verwendet wer- 
den, ist für die Prüfung eine mit der entsprechenden 
Angabe des Herstellers normalen Drehzahl des Mo- 
tors kompatible Einrichtung zu wählen. 

Insbesondere darf in der Prüfstelle beim im Betrieb 
befindlichen Motor die Auspuffanlage an dem Punkt, 
wo die Auspuffanlage des Prüfstandes angeschlossen 
ist, in der Abgasleitung kein Druck entstehen, der 
den atmosphärischen Druck um mehr als ± 740 Pa 
(7,4 mbar) übersteigt, es sei denn, der Hersteller habe 
den vor der Prüfung bestehenden Gegendruck aus- 
drücklich festgelegt; in diesem Falle ist der geringere 
Wert der beiden Druckwerte zugrunde zu legen. 

3.4 Verlauf der Prüfungen 

Die Messungen sind bei hinreichend vielen Dreh- 
zahlen durchzuführen, damit die Vollast enlinie zwi- 
schen der vom Hersteller angegebenen Mindest- 
und Höchst drehzahl richtig festgelegt werden kann. 
Dieser Drehzahlbereich muß die Drehzahl einbezie- 
hen, bei der der Motor eine Nutzleistung abgibt. Für 
jede Drehzahl ist der Mittelwert von zumindest zwei 
stabilisierten Messungen zu bestimmen. 

3.5 Festzuhaltende Daten 

Unteranlage 2 enthält die Daten, die festzuhalten 
sind. 

4. Korrekturfaktoren für Drehmoment 
und Leistung 

4.1 Begriffsbestimmung der Faktoren 
und 02 

Faktoren, mit denen das ermittelte Drehmoment 
bzw. die ermittelte Leistung multipliziert werden 
muß, um das Drehmoment bzw. die Motorleistung 
unter Berücksichtigung des Wirkungsgrads der 
eventuell bei den Prüfungen verwendeten Kraft- 
übertragung (Faktor aj zu ermitteln und auf die at- 
mosphärischen Bezugsbedingungen nach 4.2 zu be- 
ziehen (Faktor Ua). 

Die Formel zur Leistungskorrektur lautet wie folgt; 

P^ = tti X a2 X p 

wobei 

P^ der korrigierte Leistungswert (d.h. die Lei- 
stung unter den Bezugsbedingungen und am 
äußersten Ende der Kurbelwelle), 

tti der Korrekturfaktor für den Wirkungsgrad der 
Kraftübertragung, 

02 der Korrekturfaktor für die atmosphärischen 
Bezugsbedingungen oder und 

P die gemessene (beobachtete) Leistung 

ist. 


^) ABI. Nr. L . , . 


4.2 Atmosphärische Bedingungen 

4.2.1 Atmosphärische Bezugsbedingungen 

4. 2. 1.1 Bezugstemperatur (TJ; 298 K (25'' C) 

4.2. 1.2 Bezugsdruck (trocken) (P^J: 99 kPa 

Anmerkung: 

Der Druck (trocken) beruht auf einem Gesamtdruck 
von 100 kPa und einem Wasserdampfdruck von 
1 kPa 

P = P - P 

so ao wo 

wobei 

P^^ der Gesamtbezugsdruck (100 kPa) und 
P^^ der Bezugs-Wasserdampfdruck (1 kPa) 
ist, 

4.2.1.3 Gesamtbezugsdruck (P^J 

100 kPa (1000 mbar) ohne Angabe des Luftfeuchtig- 
keitsgrads bei Zweitaktmotoren. 

Anmerkung: 

Im Temperaturbereich zwischen 283 K und 318 K ist 
der Einfluß der Luftfeuchtigkeit als bedeutungslos 
anzusehen, obwohl dies in einigen Fällen unter an- 
derem auch angesichts der Meßgenauigkeit nicht 
der Fall ist, 

4.2.2 Atmosphärische Prüfbedingungen 

Während der Prüfung müssen die atmosphärischen 
Bedingungen innerhalb der Spanne nachstehender 
Werte liegen: 

4.2.2.1 Prüftemperatur (T) : 283 K < T < 318 K 

4.3 Ermittlung der Korrekturfaktoren 

4.3.1 Ermittlung des Faktors 

— Wenn der Meßpunkt am Ausgang der Kurbel- 
welle liegt, hat dieser Faktor den Wert von 1; 

— wenn der Meßpunkt nicht am Ausgang der Kur- 
belwelle liegt, ist der Faktor nach folgender For- 
mel zu errechnen: 


1 



mit: 


n^ - Wirkungsgrad der Kraftübertragung zwischen 
Kurbelwelle und Meßpunkt. 

Dieser Wirkungsgrad der Kraftübertragung n^ wird 
durch das Produkt (Multiplikation) des Wirkungs- 
grades m. eines jeden einzelnen Bauteils der Kraft- 
übertragungseinrichtung nach folgender Gleichung 
bestimmt: 

n^ = nj X n2 X n. 

Der Wirkungsgrad nj der einzelnen Bauteile der 
Kraftübertragungseinrichtung ist nachstehender Ta- 
belle zu entnehmen: 
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Typ 

Wirkungsgrad 

Zahnradgetriebe 

Geradverzahnt 

0,98 

Schraubenverzahnung 

0,97 

Kegelverzahnt 

0,96 

Kette 

Rollenkette 

0,95 

Geräuscharme Kette 

0,98 

Treibriemen 

Zahnriemen 

0,95 

Keilriemen 

0,94 

Strömungskupplung oder 
Strömungswandler 

Strömungskupplung ‘ ) 

0,92 

Strömungswandler ^ ) 

0,92 


4.3.2 Bestimmung des Faktors 02 ^) 

4.3.2.1 Begriffsbestimmung der physischen Größen T, 
und P sowie der Korrekturfaktoren a, und a.. . 

T ist die absolute Temperatur der vom Motor an- 
gesaugten Luft, ausgedrückt in Kelvin (K); 

ist der atmosphärische Luftdruck (trocken), 
ausgedrückt in Kilopascal (kPa), d.h. der Ge- 
samtluftdruck unter Abzug des Wasserdampf- 
drucks; 

Pg ist der atmosphärische Luftdruck. 

4.3.2.2 Viertaktmotoren - Faktor 

Der Korrekturfaktor für Viertaktmotoren wird 
nach folgender Formel errechnet: 

99 1.2 ^ 0.6 

« 7 » = (— ) • ( ) 

2a ^298' 

Diese Formel ist nur anzu wenden, wenn: 

0,95 < Qja < lf05. 

Werden diese Grenzwerte überschritten, müssen der 
erhaltene korrigierte Wert angegeben und die Prüf- 
bedingungen (Temperatur und Luftdruck) in dem 
Prüfprotokoll genau festgehalten werden. 

4.3.2.3 Zweitaktmotoren - Faktor 

Der Korrekturfaktor für Viertaktmotoren wird 
nach folgender Formel errechnet: 

100 , T 

CtoK = * ) 


') Wenn nicht verriegelt. 

^) Die Prüfungen können in klimatisierten Versuchsräu- 
men durchgeführt werden, in denen sich die atmosphäri- 
schen Bedingungen regeln lassen. 


Diese Formel ist nur anzu wenden, wenn: 

0,96 < a2b < 1,04. 

Werden diese Grenzwerte überschritten, müssen der 
erhaltene korrigierte Wert angegeben und die Prüf- 
bedingungen (Temperatur und Luftdruck) im Prüf- 
protokoll genau festgehalten werden. 


5. Prüfprotokoll 

Das Prüfprotokoll muß die Ergebnisse und alle erfor- 
derlichen Berechnungen zur Bestimmung des in Un- 
teranlage 3 angegebenen maximalen Drehmoments 
bzw. der dort angegebenen maximalen Nutzleistung 
sowie die in Unteranlage 2 auf geführten Merkmale 
des Motors enthalten. 


6. Toleranzen bei der Ermittlung des 
maximalen Drehmoments und der 
maximalen Nutzleistung 

6.1 

Das vom technischen Dienst ermittelte maximale 
Drehmoment bzw. die entsprechend ermittelte ma- 
ximale Nutzleistung des Motors darf bei einer ge- 
messenen Leistung von < 11 kW um 5% und bei 
einer gemessenen Leistung von >11 kW um 2 % von 
den vom Hersteller angegebenen Werten abwei- 
chen, mit einer Toleranz von 1,5% für die Motor- 
drehzahl. 

6.2 

Im Rahmen einer Konformitätsprüfung der Produk- 
tion darf das maximale Drehmoment bzw. die maxi- 
male Nutzleistung eines geprüften Motors bei einer 
gemessenen Leistung von <11 kW um 10 % und bei 
einer gemessenen Leistung von >11 kW um 5 % von 
den bei der Bauartgenehmigungsprüfung ermittel- 
ten Werten abweichen. 
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Unteranlage 1 

Ermittlung des Drehmoments und der Motorleistung mit Hilfe der Temperaturmethode 


1. Prüfbedingungen 

1.1 

Die Prüfung zur Bestimmung des maximalen Dreh- 
moments und der maximalen Nutzleistung ist bei 
voll durchgetretenem Gaspedal durchzuführen, 
wobei der Motor gemäß Tabelle 1 ausgerüstet sein 
muß. 

1.2 

Die Messungen sind bei normalen Betriebsbedin- 
gungen durchzuführen. Die Versorgung des Motors 
mit Luft muß ausreichend sein. Die Motoren müssen 
entsprechend den vom Hersteller empfohlenen Be- 
dingungen angefahren worden sein. Die Verbren- 
nungsräume dürfen in begrenztem Maße Rückstän- 
de enthalten. 

Die Prüfbedingungen wie beispielsweise die Luft- 
eintrittstemperatur müssen den Bezugsbedingungen 
gemäß Absatz 4.2.1 weitgehend angenähert sein, 
damit die Bedeutung des Korrekturfaktors verrin- 
gert wird. 

1.3 

Die Temperatur der Ansaugluft des Motors darf 
höchstens 0,15 m vor dem Eintritt in den Luftfilter 
oder, wenn kein Filter vorhanden ist, 0,15 m vor dem 
Lufteintrittstrichter ermittelt werden. Das Thermo- 
meter oder das Thermoelement muß gegen Wärme- 
abstrahlung geschützt und direkt im Luftstrom un- 
tergebracht werden. Diese Geräte müssen auch 
gegen die Benetzung durch Kraftstoff geschützt sein. 
Es ist eine genügend große Anzahl von Meßstellen 
vorzusehen, damit eine repräsentative mittlere Ein- 
trittstemperatur erhalten wird. 

1.4 

Nachdem eine Drehzahl für die Messungen gewählt 
worden ist, darf deren Wert um nicht mehr als ± 1 % 
während der Ablesung schwanken. 

1.5 

Die Bremsleistung des geprüften Motors muß auf 
dem Dynamometer in dem Augenblick abgelesen 
werden, in dem Temperatur des Motorüberwa- 
chungsgerätes bei nahezu konstant gehaltener 
Drehzahl des Motors die Regeltemperatur erreicht. 

1.6 

Bremsleistung, Kraftstoffverbrauch und Luftein- 
trittstemperatur müssen gleichzeitig ermittelt wer- 
den; die Meßwerte sind als Mittelwert aus zwei sta- 
bilisierten Ablesewerten für die Bremsleistung und 
den Kraftstoffverbrauch zu bilden, die jeweils um 
nicht mehr als 2 % voneinander abweichen dürfen. 


1.7 

Die Ablesung der Kraftstoffverbrauchswerte muß 
beginnen, wenn sichergestellt ist, daß der Motor die 
spezifizierte Drehzahl erreicht hat. 

Bei der Messung von Drehzahl und Verbrauch durch 
eine selbsttätige Einrichtung muß die Meßdauer 
mindestens 10 s betragen; bei der Messung von 
Drehzahl und Verbrauch durch eine handbetätigte 
Einrichtung muß die Meßdauer mindestens 20 s be- 
tragen. 

1.8 

Bei flüssigkeitsgekühlten Motoren darf die am Mo- 
toraustritt ermittelte Temperatur der Kühlflüssig- 
keit um nicht mehr als ± 5 K von der vom Hersteller 
angegebenen thermostatgeregelten Höchsttempera- 
tur abweichen. Hat der Hersteller keine diesbezüg- 
lichen Angaben gemacht, muß die Temperatur bei 
353 K ± 5 K liegen. 

Bei luftgekühlten Motoren muß die an der Unterleg- 
scheibe der Zündkerze gemessene Temperatur auf 
± 10 K genau der vom Hersteller angegebenen 
Temperatur entsprechen. Hat der Hersteller keine 
diesbezüglichen Angaben gemacht, muß die Tempe- 
ratur bei 483 K ± 10 K liegen. 

1.9 

Die Temperatur der Unterlegscheibe der Zündkerze 
muß bei luftgekühlten Motoren mit Hilfe eines 
Thermoelements und Dichtungsringes ermittelt 
werden. 

1.10 

Die Temperatur des Kraftstoffs am Eintritt der Ein- 
spritzpumpe oder des Vergasers muß innerhalb der 
vom Hersteller festgelegten Grenzwerte gehalten 
werden. 

1.11 

Die im Kurbelgehäuse oder gegebenenfalls beim 
Austritt aus dem Ölkühler gemessene Temperatur 
des Schmiermittels muß innerhalb der vom Herstel- 
ler festgelegten Grenzwerte gehalten werden. 

1.12 

Die Temperatur der Abgase ist in der Auspuffleitung 
in der Nähe des (der) Auspuffkrümmerflansche(s) 
oder der Auspufföffnungen zu messen. 

1.13 

Es ist ein handelsüblicher Kraftstoff zu verwenden, 
der keine rauchverhindemden Zusatzstoffe enthält. 
In strittigen Fällen ist der in der Verordnung (EWG) 
. . . des Rates vom . . . über Maßnahmen gegen die 
Verunreinigung der Luft durch Emissionen von 
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zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen^) 
festgelegte Bezugskraftstoff zu verwenden. 

1.14 

Läßt sich kein genormter Auspufftopf verwenden, ist 
die Prüfung mit einer Anlage durchzuführen, die 
gemäß den Angaben des Herstellers mit der norma- 


') ABI. Nr. L . . . 


len Drehzahl des Motors kompatibel ist. Insbesonde- 
re darf in der Prüfstelle die Auspuffanlage bei lau- 
fendem Motor an dem Punkt, wo die Auspuffanlage 
des Prüfstandes angeschlossen ist, in der Abgaslei- 
tung keinen Druck erzeugen, der vom atmosphäri- 
schen Luftdruck um mehr als ± 740 Pa (7,4 mbar) ab- 
weicht, es sei denn, der Hersteller hätte den vor der 
Prüfung herrschenden Gegendruck ausdrücklich an- 
gegeben; in diesem Falle ist der geringere der bei- 
den Druckwerte zugrunde zu legen. 


Unteranlage 2 

Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des Motortyps^), von denen das 
maximale Drehmoment und die maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

(Ottomotoren für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge) 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebs- 
erlaubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Laufende Nummer (vom Antragsteller vergeben); 


Der Antrag auf Bauartgenehmigung bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzlei- 
stung eines Motors für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge muß mit Informationen zu folgenden Punkten 
der Verordnung (EWG) . . . vom . . . Anhang II, Buchstabe A, versehen sein: 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
3. bis 3.2. 1.5 
3.2.2 

3.2.4 bis 3.2.4. 1.5 
3.2.4.3 bis 3.2.6.8.2 
3,2.7 bis 3.2.12.2.1 
3.5 bis 3.6.3.12 


Für nichtherkömmliche Motoren oder Systeme hat der Hersteller den nachstehenden Punkten entsprechende Angaben 
zu machen. 


Unteranlage 3 

Angabe der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen 
Nutzleistung eines Kraftrad- oder Dreiradkraftfahrzeugtyps 

Muster 

PROTOKOLL Nr des technischen Dienstes ;... vom 


Nr. der Bauart genehmigung Nr. der Erweiterung 

1. Fabrikmarke oder Handelsbezeichnung des Fahrzeugs 

2. Fahrzeug typ 

3. Name und Anschrift des Herstellers 
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4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers 

5. Fahrzeug zur Prüfung vorgestellt am 

6. Maximales Drehmoment: Nm bei U/min 

7. Maximale Nutzleistung: kW bei U/min 

8. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/ verweigert*) 

9. Ort 

10. Datum 

11. Unterschrift 

•) Unzutreffendes bitte streichen. 


Anlage 3 

Bestimmung des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzleistung eines 
Kompressionszündungsmotors für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 


L Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bedeutet: 

1.1 „Nutzleistung" - 

Leistung, die bei entsprechender Drehzahl auf 
einem Prüfstand an der Kurbelwelle oder dem ent> 
sprechenden Bauteil mit den in Tabelle 1 aufgeführ- 
ten Hilfseinrichtungen abgenommen wird. Wenn 
die Leistungsmessung nur an dem mit einem Getrie- 
be ausgerüsteten Motor durchgeführt werden kann, 
wird dem Wirkungsgrad des Getriebes Rechnung 
getragen; 

1.2 „Maximale Nutzleistung" - 

größte Nutzleistung des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 

1.3 „Drehmoment" - 

unter den in Absatz 1.1 angegebenen Bedingungen 
gemessenes Drehmoment; 

1.4 „Maximales Drehmoment" - 

größtes Drehmoment des Motors, gemessen unter 
Vollastbedingungen; 

1.5 „Hilfseinrichtungen" - 

Geräte und Einrichtungen, die in Tabelle 1 aufge- 
führt sind; 

1.6 „Serienmäßige Ausrüstung" - 

jede vom Hersteller für eine bestimmte Anwendung 
vorgesehene Ausrüstung. 


2. Genauigkeit der Leistungsmessungen 
bei Vollast 

2.1 

Drehmoment: + 1% des gemessenen Drehmoments^). 

2.2 

Drehzahl: Die Meßgenauigkeit muß bei ± 1 % lie- 
gen. Die Motordrehzahl ist vorzugsweise mit Hilfe 
eines synchronisierten Drehzahlmessers und eines 
Chronometers zu messen. 

2.3 

Kraftstoffverbrauch: ± 1% des gemessenen Ver- 
brauchs. 

2.4 

Kraftstofftemperatur: ± 2 K. 

2.5 

Ansauglufttemperatur des Motors: ± 2 K. 

2.6 

Barometerdruck: ± 100 Pa. 

2.7 

Druck in der Ansaugleitung: ± 50 Pa (siehe Anmer- 
kung 1 a der Tabelle 1). 

2.8 

Abgasgegendruck der Schalldämpferanlage des 
Fahrzeugs: ± 200 Pa (siehe Ib der Tabelle 1). 


^ ) Das System zur Messung des Drehmoments ist so zu kali- 
brieren, daß Reibungsverluste dabei berücksichtigt wer- 
den. Die Genauigkeit darf in der unteren Hälfte des 
Meßbereichs des Dynamometers ± 2 % des gemessenen 
Drehmoments betragen. 
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Tabelle 1 


Hilfseinrichtungen, die in die Prüfung zur Ermittlung des Drehmoments und der Nutzleistung des 
Kompressionszündungsmotors einzubeziehen sind 


Nr. 

Hilfseinrichtungen 

In die Prüfung des Drehmoments 
und der Nutzleistung einbezogen 

1 

Einlaßsystem 

— Ansaugleitung 

— Luftfilter^®) 

— Ansaugschalldämpferl®) 

— Kurbelgehäuseentlüftung 

— Drehzahlbegrenzerl®) 

serienmäßig - ja 

2 

Luftvorwärmung der Ansaugleitung 

serienmäßig- ja 

(sie ist im Rahmen des Möglichen in ihrer 
günstigsten Stellung zu betreiben) 

3 

Abgasschalldämpferanlage 

— Abgasfilter 

— Auspuffkrümmer 

— Abgasleitungenii>) 

— Schalldämpfern^) 

— Endrohrii') 

— Auflader 

— Auspuffbremse^) 

serienmäßig - ja 

4 

Kraftstoffpumpe^) 

serienmäßig - ja 

5 

Kraftstoffeinspritzung 
“ Vorfilter 

— Filter 

— Pumpe 

— Leitung 

— Einspritzdüse 

— Gegebenenfalls, Luftdruckkühler^) 

— Elektronisches Steuersystem, Luftstrom- 
messer usw. . . . (als vorhanden) 

serienmäßig -ja 

6 

Flüssigkeitskühlung 

— Motorhaube 

— Luftaustritt Motorhaube 

— Kühler 

— Lüfter^) 6) 

— Luftleiteinrichtung des Lüfters 

— Wasserpumpe 

— Thermostat’) 

Nein 

serienmäßig - ja^) 

7 

Luftkühlung 

— Luftleiteinrichtung 

— Gebläse^) ®) 

— Temperaturregelungseinrichtung 

serienmäßig - ja 

8 

Elektrische Ausrüstung 

serienmäßig - ja®) 

9 

Lader (falls vorhanden) 

— Entweder direkt durch den Motor und/oder 
durch die Auspuffgase angetriebener Lader 

— Ladeluftkühler®) 

— Kühlmittelpumpe oder -lüfter (vom Motor 
angetrieben) 

— Kühlmittelthermostat (falls vorhanden) 

serienmäßig - ja 

10 

Zusätzlicher Prüfstandlüfter 

ja - falls erforderlich 

11 

Einrichtungen zur Abgasreinigung^®) 

serienmäßig - ja 
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Das komplette Einlaßsystem ist entsprechend der beabsichtigten Verwendung des Fahrzeugs einzubeziehen, näm- 
lich: 

- wenn eine erhebliche Auswirkung auf die Motorleistung zu befürchten istj 

- bei Zweitaktmotoren; 

- wenn der Hersteller darum ersucht. 

In anderen Fällen darf ein gleichwertiges System verwendet und muß eine Nachprüfung dürchgeführt werden, damit 
sichergestellt ist, daß der Druck an der Ansaugleitung um nicht mehr als 100 Pa von dem vom Hersteller für einen 
sauberen Luftfilter genannten Grenzwert abweicht. 

Die vollständige Auspuffschalldämpferanlage ist entsprechend der beabsichtigten Verwendung einzubeziehen, näm- 
lich: 

- wenn eine erhebliche Auswirkung auf die Motorleistung zu befürchten ist; 

- bei Zweitaktmotoren; 

- wenn der Hersteller darum ersucht. 

In anderen Fällen darf ein gleichwertiges System eingebaut werden, sofern der an der Mündung der Auspuffschall- 
dämpferanlage gemessene Druck von dem vom Hersteller angegebenen Druck um nicht mehr als 1 000 Pa abweicht. 
Unter der Mündung der Auspuff Schalldämpferanlage ist ein Punkt zu verstehen, der 150 MM hinter dem Ende des 
Teils der Auspuff Schalldämpferanlage liegt, die am Motor angebracht ist, 

2) Wenn der Motor eine Auspuffbremse hat, ist deren Klappe in vollständig geöffneter Stellung zu fixieren. 

Der Kraftstofförderdruck darf erforderlichenfalls nachgeregelt werden, um die bei dem betreffenden Verwendungs- 
zweck vorhandenen Drücke zu reproduzieren (insbesondere, wenn ein System mit Kraftstoffrührung verwendet wird). 
Der Luftdruckfühler ist der Geber für die luftdruckabhängige Regelung der Einspritzpumpe. Regler oder Einspritzan- 
lage können weitere Einrichtungen enthalten, die die Menge des eingespritzten Kraftstoffs beeinflussen. 

Kühler, Lüfter, dessen Lufteinrichtung, Wasserpumpe und Thermostat sind auf dem Prüfstand in der gleichen Lage 
wie im Fahrzeug anzuordnen. Die Umwälzung der Kühlflüssigkeit darf ausschließlich durch die Wasserpumpe des 
Motors bewirkt werden. Die Abkühlung der Flüssigkeit darf entweder über den Kühler des Motors oder über einen 
externen Kreislauf erfolgen, vorausgesetzt, daß der Druckverlust des externen Kreislaufs und der Druck am Pumpen- 
eintritt im wesentlichen dem des Kühlsystems des Motors entsprechen. Die gegebenenfalls vorhandene Klerjalousie 
muß geöffnet sein. Falls der Kühler, der Lüfter und dessen Luftleiteinrichtung aus praktischen Gründen nicht am 
Motor montiert werden können, muß die von dem getrennt und in der — relativ zum Kühler und dessen Lufteinrich- 
tung (falls vorhanden) — richtigen Anordnung montierten Lüfter aufgenommene Leistung bei den Drehzahlen, die 
den bei der Feststellung der Motorleistung verwendeten Drehzahlen des Motors entsprechen, entweder durch Be- 
rechnung anhand charakteristischer Merkmale oder anhand praktischer Prüfungen ermittelt werden. Die auf die nor- 
malen atmosphärischen Bedingungen gemäß 4.2 bezogene Leistung ist von der korrigierten Leistung abzuziehen. 

Bei einem abschaltbaren oder progressiv laufenden Lüfter oder Gebläse ist die Prüfung bei ausgeschaltetem bzw. mit 
maximalem Schlupf laufendem Lüfter oder Gebläse durchzuführen. 

Der Thermostat darf vollständig geöffnet fest eingestellt werden. 

Mindestleistung der Lichtmaschine: Die Leistung der Lichtmaschine ist auf den Wert zu beschränken, der für die 
Versorgung der für den Betrieb des Motors unverzichtbaren Hilfseinrichtung unbedingt erforderlich ist. Muß eine 
Batterie angeschlossen werden, so hat diese vollständig geladen und in ordnungsgemäßem Zustand zu sein. 
Ladeluftgekühlte Motoren sind mit Ladeluftkühlung zu prüfen, wobei es unerheblich ist, ob diese mit Flüssigkeit oder 
mit Luft betrieben wird; auf Wunsch des Herstellers darf ein luftgekühlter jedoch durch ein Prüfstandsystem ersetzt 
werden. In jedem Fall ist für alle Geschwindigkeiten der Leistungsmessung unter Druck- und Temperaturabfällen der 
den Ladeluftkühler durchlaufenden Motorluft zu prüfen, die für das Prüfstandsystem dieselben sein müssen wie die, 
die vom Hersteller für das vollständige Fahrzeug angegeben werden. 

Dazu dürfen beispielsweise gehören: Abgasrückführung, Katalysator, Thermoreaktor, Nebenluftzufuhr und Kraftstoff- 
verdampfungsschutz. 


3. Prüfung zur Bestimmung des 
maximalen Drehmoments und der 
maximalen Nutzleistung des Kompressi- 
onszündungsmotors 

3.1 Hilfen 

3.1.1 Einzubeziehende Hilfseinrichtungen 

Bei der Prüfung sind die Hilfseinrichtungen, die für 
den Betrieb des Motors zu dem beabsichtigten Ver- 
wendungszweck erforderlich (und in Tabelle 1 auf- 
gelistet) sind, möglichst an derselben Stelle wie bei 
dem beabsichtigten Verwendungszweck am Prüf- 
stand anzubringen. 

3.1.2 Wegzulassende Hilfseinrichtungen 

Bestimmte, ausschließlich für den Betrieb des Fahr- 
zeugs erforderliche und gegebenenfalls am Motor 
angebrachte Ausrüstungsteile sind für die Prüfun- 
gen auszubauen. Nachstehende, nicht erschöpfende 
Liste enthält Beispiele hierzu: 


— Kompressor für Bremsanlagen, 

— Hilfskrafteinrichtung der Lenkanlage, 

— Pumpe für die Radaufhängung, 

— Klimaanlage. 

Bei nichtausbaubaren Ausrüstungen darf die von 
ihnen aufgenommene Leerlaufleistung ermittelt und 
zu der gemessenen Leistung addiert werden. 

3.1.3 Hilfseinrichtungen für das Anlassen von 
Kompressionszündungsmotoren 

Bei Hilfseinrichtungen für das Anlassen von Kom- 
pressionszündungsmotoren sind die beiden folgen- 
den Fälle in Betracht zu ziehen: 

a) Elektrisches Anlassen: Die Lichtmaschine ist an- 
gebaut und versorgt gegebenenfalls die für den 
Betrieb des Motors unbedingt erforderlichen 
Hilfseinrichtungen. 
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b) Nichtelektisches Anlassen: Sind elektrische 
Hilfseinrichtungen für den Betrieb des Motors 
unbedingt erforderlich, dann ist die Lichtmaschi- 
ne angebaut und versorgt die Hilfseinrichtungen. 
Andernfalls ist sie auszubauen. 


3.2 Einstellbedingungen 

Die Einstellbedingungen für die Prüfungen zur Er- 
mittlung des maximalen Drehmoments und der ma- 
ximalen Nutzleistung sind aus Tabelle 2 zu ersehen. 


Tabelle 2 

Einstellbedingungen 


1 

Einstellung der Einspritzpumpenleistung 


2 

Zündeinstellung oder Einspritzverstellung 
(Einstellkurve) 

Serienmäßige Einstellung gemäß den 
Angaben des Herstellers, die wäh- 

3 

Reglereinstellung 

rend der Prüfung beizubehalten ist. 

4 

Schadstoffemissionsverhinderer 



3.3 Prüfbedingungen 

3.3.1 

Die Prüfungen zur Ermittlung des maximalen Dreh- 
moments und der Nutzleistung bei Motoren mit 
Fremdzündung sind bei vollständigem Durchtreten 
des Gaspedals und bei Kompressionszünduiigsmoto- 
ren bei Vollastförderleistung der Einspritzpumpe 
durchzuführen, wobei der Motor gemäß Tabelle 1 
ausgerüstet ist. 

3.3.2 

Die Messungen sind bei stabilisierten Betiebsbedin- 
gungen durchzuführen. Die Versorgung des Motors 
mit Luft muß ausreichend sein. Die Motoren müssen 
entsprechend den vom Hersteller empfohlenen Be- 
dingungen eingefahren sein. Die Verbrennungsräu- 
me dürfen in begrenztem Maße Rückstände enthal- 
ten. 

Die Prüfbedingungen, wie beispielsweise die Luft- 
eintrittstemperatur, müssen den Bezugsbedingun- 
gen gemäß 4.2 möglichst weitgehend angenähert 
werden, damit die Größenordnung des Korrektur- 
faktors verringert wird. 

3.3.3 

Die Temperatur der Ansaugluft des Motors (umge- 
bende Luft) darf höchstens 0,15 m vor dem Eintritt in 
den Luftfilter oder, wenn kein Filter vorhanden ist, 
0,15 m vor dem Lufteintrittstrichter ermittelt wer- 
den. Das Thermometer oder das Thermoelement 
muß gegen Wärmebestrahlung geschützt und direkt 
im Luftstrom untergebracht sein. Es muß auch gegen 
Benetzung durch Kraftstoff geschützt sein. Es ist eine 
genügend große Zahl von Meßstellen vorzusehen, 
damit eine repräsentative mittlere Eintrittstempera- 
tur gemessen werden kann. 

3.3.4 

Es darf keine Messung durchgeführt werden, bevor 
nicht das Drehmoment, die Drehzahl und die Tem- 


peratur mindestens eine Minute lang im wesentli- 
chen konstant bleiben. 

3.3.5 

Eine für die Messungen zugrunde gelegte Drehzahl 
darf während eines Prüflaufs oder einer Ablesung 
um nicht mehr als ± 1 % oder ± 10 min’^ schwanken; 
dabei wird der größere der Toleranzwerte berück- 
sichtigt. 

3.3.6 

Bremsleistung und Lufteintrittstemperatur sind 
gleichzeitig zu ermitteln und müssen den Mittelwert 
zweier stabilisierter nacheinander gemessener 
Werte bilden, die bei der Bremsleistung um nicht 
mehr als 2 % schwanken dürfen. 

3.3.7 

Die am Motoraustritt ermittelte Temperatur der 
Kühlflüssigkeit muß auf ± 5 K genau auf der vom 
Hersteller angegebenen oberen Regelungstempera- 
tur des Thermostats gehalten werden. Wenn der 
Hersteller keine Angaben macht, muß die Tempera- 
tur bei 353 K ± 5 K liegen. 

Bei luftgekühlten Motoren muß die Temperatur an 
einem vom Hersteller genannten Punkt innerhalb 
+ 0/- 20K des vom Hersteller in den Referenzbe- 
dingungen genannten Höchstwertes liegen. 

3.3.8 

Die Temperatur des Kraftstoffs ist am Eintritt in die 
Einspritzpumpe zu messen und innerhalb der vom 
Motorhersteller festgelegten Grenzwerte zu halten. 

3.3.9 

Die im Kurbelgehäuse oder gegebenenfalls beim 
Austritt aus dem Ölkühler gemessene Temperatur 
des Schmiermittels muß innerhalb der vom Motor- 
hersteller festgelegten Grenzwerte liegen. 
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3,3.10 

Um die Temperatur innerhalb der Grenzwerte nach 
3.3.7, 3.3.8 und 3.3.9 halten zu können, darf gegebe- 
nenfalls ein Hilfssystem verwendet werden. 


Anmerkung: 

Der Druck (trocken) beruht auf einem totalen Druck 
von 100 kPa und einem Wasserdampfdruck von 
IkPa. 


3.3.11 Kraftstoff 

Es ist ein handelsüblicher Kraftstoff ohne rauchver- 
hindernde Zusätze zu verwenden. In strittigen Fäl- 
len ist der in der Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom . . . über Maßnahmen gegen die Verunreini- 
gung der Luft durch Emissionen von zweirädrigen 
oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen^) festgelegte Be- 
zugskraftstoff zu verwenden. 

3.4 Durchführung der Prüfungen 

Die Messungen sind mit einer ausreichenden Anzahl 
von Motordrehzahlen durchzuführen, um die Last- 
kennlinien zwischen der vom Hersteller angegebe- 
nen Mindest- \md Höchstdrehzahl genau und voll- 
ständig festlegen zu können. Dieser Drehzahlbereich 
muß die Drehzahl einbeziehen, bei der der Motor 
seine Nennleistung abgibt. Es ist jeweils der Mittel- 
wert von mindestens 2 stabilisierten Messungen zu 
bestimmen. 

3.5 Rußwertmessungen 

Bei Kompressionszündungsmotoren ist der Rußwert 
im Rahmen der Prüfung der Abgase gemäß Anhang 
III, Anlage 1 der Richtlinie (EWG) . . . des Rates vom 
. . . über Maßnahmen gegen die Verunreinigung der 
Luft durch Emissionen von zweirädrigen oder drei- 
rädrigen Kraftfahrzeugen ^). 


4. Korrekturiaktoren für Drehmoment 
und Leistung 

4.1 Begriffsbestimmung 

Der Drehmoment und Leistungskorrekturfaktor ist 
der Beiwert zur Ermittlung des auf die atmosphäri- 
schen Bezugsbedingungen nach 4.2 bezogenen Mo- 
tordrehmoments bzw. der entsprechenden Motorlei- 
stung: 

= a • P 
dabei ist: 

Pq die korrigierte Leistung (d.h. die Leistung 
unter atmosphärischen Bezugsbedingungen); 
a der Korrekturfaktor (a^ oder a^); 

P die gemessene Leistimg (Prüfleistung). 

4.2 Atmosphärische Bezugsbedingungen 

4.2.1 

Temperatur (TJ: 298 K (25 °C) 

4.2.2 

Druck (trocken) (P^^): 99 kPa 
ABI. Nr. L . . . 


4.3 Atmosphärische Bezugsbedingungen 

Während der Prüfung müssen nachstehende atmo- 
sphärische Bedingungen erfüllt sein: 

4.3.1 

Temperatur (T): 283 K < T > 313 K. 

4.3.2 

Druck (PJ: 80 kPa < P^ < HO kPa. 


4.4 

Ermittlung der Korrekturfaktoren und a^^) 

Der Leistungskorrekturfaktor wird mit konstan- 
tem Kraftstoffdurchsatz anhand nachstehender For- 
mel ermittelt: 

dabei ist: 

f^ der atmosphärische Faktor; 

f^ der je Motortyp und Einstellung charakteristi- 

sche Parameter. 


4.4.1 Atmosphärischer Faktor f^ 

Dieser atmosphärische Faktor dient zur Angabe der 
Auswirkungen der Umweltbedingungen (Luftdruck, 
Temperatur und Feuchtigkeit) auf die vom Motor 
angesaugte Luft. 

Die Formel für den atmosphärischen Faktor 
schwankt je nach Motorart. 


4.4. 1.1 Ansaugmotoren und mechanisch auf geladene 
Motoren 


QQ T 


0.7 


4.4. 1.2 Turboladermotoren mit oder ohne Kühlung 
der Ladeluft 


j _ 99®'^ T 


4.4.2 Motorfaktor f 

m 

f^ ist die nachstehende Funktion von (korrigierter 
Kraftstoffdurchsatz): 

f^ = 0,036 • q, - 1,14 

dabei ist: 

qc = q/r, 


Die Prüfungen dürfen in klimatisierten Räumen durch- 
geführt werden, wo die atmosphärischen Bedingungen 
überwacht werden. 
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dabei ist: 

q der Kraftstoffdurchsatz in Milligramm je Ar- 
beitsspiel und Liter des gesamten Saugvolu- 
mens [mg/(L Arbeitsspiel]; 

r das Verdichtungsverhältnis zwischen Auslaß- 
und Einströmöffnung des Verdichters (r = 1 
bei nicht auf geladenen Motoren). 

Diese Formel gilt für q^- Werte von einschließlich 
40 mg (L Arbeitsspiel) bis 65 mg/(I. Arbeitsspiel). 

Bei q^-Werten unter 40 mg/(I. Arbeitsspiel) wird für 
ein konstanter Wert von 0,3(f^ = 0,3) eingesetzt. 

Bei q^-Werten über 65 mg/(I. Arbeitsspiel) wird für f^^ 
ein konstanter Wert von 1,2 (f^^ = 1,2) eingesetzt 
(siehe Abbildung). 



4.4.3 Vom Laboratorium zu erfüllende 
Bedingungen 

Damit eine Prüfung gültig ist, muß der Korrekturfak- 
tor 0,9 < < 1,1 sein. 

Werden diese Grenzwerte überschritten, sind im 
Prüfbericht der tatsächlich ermittelte Korrekturwert 


und die Prüfbedingungen (Temperatur und Druck) 
genau anzugeben. 


5. Prüfbericht 

Der Prüfbericht muß die Ergebnisse und alle erfor- 
derlichen Berechnungen zur Bestimmung des in Un- 
teranlage 2 angegebenen maximalen Drehmoments 
bzw. der dort angegebenen maximalen Nutzleistung 
sowie die in Unteranlage 1 aufgeführten Merkmale 
des Motors enthalten. 


& Toleranzen bei der Ermittlung des 
maximalen Drehmoments und der 
maximalen Nutzleistung 

6.1 

Das vom technischen Dienst ermittelte maximale 
Drehmoment bzw. die entsprechend ermittelte maxi- 
male Nutzleistung des Motors darf bei einer gemesse- 
nen Leistung von <11 kW um 5% und bei einer ge- 
messenen Leistung von >11 kW um 2 % von den vom 
Hersteller angegebenen Werten abweichen, mit 
einer Toleranz von 1,5 % für die Motordrehzahl. 

6.2 

Im Rahmen einer Konformitätsprüfung der Produk- 
tion darf das maximale Drehmoment bzw. die maxi- 
male Nutzleistung eines geprüften Motors bei einer 
gemessenen Leistung von <11 kW um 10 % und bei 
einer gemessenen Leistung von >11 kW um 5 % von 
den bei der Bauartgenehmigungsprüfung ermittel- 
ten Werten ab weichen. 


Unteranlage 1 

Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Hauptmerkmale des Motortyps von denen das 
maximale Drehmoment und die maximale Nutzleistung beeinflußt werden 

(Kompressionszündungsmotoren für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge) 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebs- 
erlaubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Laufende Nummer (vom Antragsteller vergeben): 

Der Antrag auf Bauartgenehmigung bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen Nutzlei- 
stung eines Motors für Krafträder und Dreiradkraftfahrzeuge muß mit Informationen zu folgenden Punkten 
der Verordnung (EWG) . . . vom . . ., Anhang II, Buchstabe A versehen sein: 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
3. bis 3.2. 1.5 
3.2.2 

3.2.4 bis 3.2.4.2.8.3 

3.2.5 bis 3.2.6.8 
3.2.7 bis 3.2.12.2.1 

3.5 bis 3.6.3.1.2 

‘) Für nichtherkömmliche Motoren oder Systeme hat der Hersteller den nachstehenden Punkten entsprechende Angaben 
zu machen. 
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Unteranlage 2 
Angabe der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen bezüglich des maximalen Drehmoments und der maximalen 
Nutzleistung eines Kraftrad- oder Dreiradkraftfahrzeugtyps 

Muster 

PROTOKOLL Nr des technischen Dienstes vom 

Nr. der Bauart genehmigung Nr. der Erweiterung 

1. Fabrikmarke oder Handelsbezeichnung des Fahrzeugs 

2. Fahrzeugtyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Bevollmächtigten des Herstellers 

5. Fahrzeug zur Prüfung vor gestellt am 

6. Maximales Drehmoment: Nm bei 

7. Maximale Nutzleistung: kW bei 

8. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/verweigert*) 

9. Ort 

10. Datum 

11. Unterschrift 

•) Unzutreffendes bitte streichen. 


U/min 

U/min 
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Finanzbogen 

(Der GD XIX ist für die Abgabe ihrer Stellungnahme eine Frist von mindestens 10 Arbeitstagen einzuräu- 
men. Diese Stellungnahme kann nur abgegeben werden, wenn die drei nachstehenden Teile des Dokuments 
vorliegen.) 


Teil 1: Finanzielle Auswirkungen 

1. Bezeichnung der Maßnahme 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, 
maximales Drehmoment und maximale Nutzlei- 
stung des Motors für zweirädrige oder dreirädrige 
Kraftfahrzeuge. 

2. Haushaltslinien 

— A2510: Ausgaben für Sitzungen von Aus- 
schüssen, deren Konsultierung im 
Rahmen des Verfahrens zur Ausarbei- 
tung von Gemeinschaftsrechtsakten 
obligatorisch ist. 

— A 250: Sitzungen und Einberufung im allge- 
meinen. 

3. Rechtsgrundlage 

— Artikel 100 A. 

— Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Betriebserlaubnis für zweiräd- 
rige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge [Dok. 
KOM (90) 669 endg. SYN 331] 

4. Beschreibung der Maßnahme 

4.1 Harmonisierung der nationalen Rechtsvor- 
schriften. Einführung eines Bauartgenehmi- 
gungsverfahrens in bezug auf die bauart- 
bedingte Höchstgeschwindigkeit, maximales 
Drehmoment und maximale Nutzleistung des 
Motors von zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugen. 

4.2 Unbegrenzte Dauer (die Geltungsdauer der 
Verordnung ist zeitlich nicht befristet). 

4.3 Hersteller von zweirädrigen oder dreirädri- 
gen Kraftfahrzeugen und Hersteller von Bau- 
teilen für diese Fahrzeuge. 

5. Einstufung der Ausgaben und Einnahmen 

5.1 Nicht obligatorische Ausgaben. 

5.2 Nicht getrennte Mittel. 

6. Welcher Art sind die Ausgaben bzw. 
Einnahmen 

6.4 Ausgaben für Sitzungen der Ausschüsse. 

6.5 Nein. 

6.6 Nein. 


7. Finanzielle Auswirkungen auf die 
Interventionsmittel (Teil B des Haushalts) 

Keine, außer die Zuweisung der GD III aus Teil A 
des Haushalts ist erschöpft, was eine zusätzliche 
Finanzierung aus der Linie B 8-530 (Aktionen zur 
Vollendung des Binnemarktes - Unterstützungs- 
ausgaben) erforderlich machen würde. 

8. Welche Vorkehrungen sind zur 
Betrugsverhütung vorgesehen? 

Normale Kontrolle der Organisation der Aus- 
schußsitzungen. 

Teil 2: Verwaltungsausgaben (Teil A des 
Haushalts) 

Dieser Teil des Finanzbogens muß zur Stellungnah- 
me an die GD IX übermittelt werden, die ihn an- 
schließend an die GD XIX weiterleitet. 

1. Ist für die Maßnahme eine Verstärkung des 
Kommissionspersonals erforderlich?: 

Nein. 

2. Geben Sie die Höhe der durch die Maßnahme 
entstehenden Betriebs- und Personalausgaben 
an. Erläutern Sie die Berechnungsweise: 

Die Ausgaben betreffend den Beratenden Aus- 
schuß für die Anpassung der Verordnungen im 
Bereich der zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeuge an den technischen Fortschritt, 
eingesetzt durch Artikel 16 des Vorschlags für 
eine Verordnung (EWG) des Rates über die Be- 
triebserlaubnis für zweirädrige oder dreirädrige 
Kraftfahrzeuge [Dok. KOM (90) 669 endg. vom 

3. April 1991], voirden in dem dieser Rahmen- 
verordnung beiliegenden Finanzbogen ab 1994 
mit 16.860 ECU veranschlagt. Dieser Betrag deckt 
auch die Ausgaben in Verbindung mit den Ver- 
fahren zur Anpassung aller im Anhang I der Rah- 
menverordnung vorgesehenen Einzelverordnun- 
gen an den technischen Fortschritt ab. 

Teil 3: Kosten-Nutzen- Analyse 

1. Ziele und Berücksichtigung bei der 
Finanzplanung 

1.1 Einführung eines Bauart genehmigungsver- 
fahrens in bezug auf die bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit, maximales Drehmo- 
ment und maximale Nutzleistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraft- 
fahrzeugen. 
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1.2 Ja. 

1.3 Vollendung des Binnenmarktes. 

Unterziel 1: Beseitigung der technischen 

Handelshemmnisse. 


2. Begründung der Maßnahme 

2.1 Weißbuch: Einführung eines Typgenehmi- 
gungsverfahrens für zweirädrige oder drei- 


rädrige Kraftfahrzeuge und Anpassung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften. 

Zur Erreichung dieser Ziele gibt es keine ak- 
zeptable Alternative. 

3. Folgemaßnahmen und Bewertung der 
Maßnahme 

3. 1 Bericht über den Stand der Arbeiten im Hinblick 
auf die Verwirklichung des Binnenmarktes. 
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Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit, 
maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors für zweirädrige oder dreirädrige 
Kraftfahrzeuge. 


L Hauptgründe für diese Verordnung 

— Einführung eines Bauartgenehmigungsverfah- 
rens für die bauartbedingte Höchstgeschwindig- 
keit, maximales Drehmoment und maximale 
Nutzleistimg des Motors für zweirädrige oder 
dreirädrige Kraftfahrzeuge. 

— Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten. 

— Verbesserung der Sicherheit im Straßenverkehr. 

11. Besondere Merkmale der betreffenden Unter- 
nehmen 

— Sind viele von ihnen KMU? Nein. 

— Konzentrieren sie sich auf Regionen, für die 

— Regionalhilfen der Mitgliedstaaten gewährt 
werden? Nein. 

— Zuschüsse aus dem EFRE gewährt werden? 
Nein. 


III. Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 

Sie haben die Vorschriften der Verordnung zu be- 
achten und so den freien Marktzugang der Fahrzeu- 
ge im gesamten Gebiet der Gemeinschaft zu gestat- 
ten. 

IV. Können die Gebietskörperschaften den Unter- 
nehmen mittelbar Verpflichtungen auferle- 
gen? 

Keine zusätzlichen Verpflichtungen. 

V. Besondere Vorschriften für KMU: nein. 

VI. Erwartete Auswirkungen auf 

— die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen: 
keine. 

— die Beschäftigung: keine. 

VII. Sind die Sozialpartner gehört worden? Ja. 

— Stellungnahme der Sozialpartner: positiv. 
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Bundesrat Drucksache 177 / 1/92 

(Grunddrucksachen 177/92, 178/92 
und 191/92) 

05. 05. 92 

EG — In— VP 


Empfehlungen 

der Ausschüsse 


a) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstge- 
schwindigkeit, maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

KOM(91) 497 endg.; Rats-Dok. Nr. 4947/92 

— Drucksache 177/92 — 

b) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge 

KOM(91) 498 endg.; Rats-Dok. Nr. 5048/92 

— Drucksache 1 78/92 — 

c) Vorschiag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Bremsanlage für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

KOM(91) 496 endg.; Rats-Dok. Nr. 4946/92 

— Drucksache 191/92 — 

Punkt . , . der 642. Sitzung des Bundesrates am 15, Mai 1992. 


A. 

Der federführende Ausschuß für Fragen der Euro- 
päischen Gemeinschaften und 
der Ausschuß für Verkehr und Post 
empfehlen dem Bundesrat, zu den Vorlagen wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche An- 
liegen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsge- 
nehmigung und deren technische Voraussetzun- 
gen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge zu harmonisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verord- 
nung nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform 
einer Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten 
Regelungen von den Mitgliedstaaten einheitlich 
umgesetzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsi- 
diaritätsprinzip Rechnung getragen, weil die 
Richtlinie die Eigenständigkeit der Mitgliedstaa- 
ten weniger stark tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei an- 


deren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich 
bewährt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen der Anpassung der Anforderun- 
gen an zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeu- 
ge an den technischen Fortschritt unzureichend 
ausgestaltet sind. Er bittet deshalb die Bundesre- 
gierung, im Rahmen der weiteren Beratungen der 
Vorschläge sich für die Einrichtung und das Ver- 
fahren des Regelungsausschusses einzusetzen. 
Der bislang vorgesehene Beratende Ausschuß 
verschafft der Kommission einen zu weiten Ent- 
scheidungsspielraum. So kann sich die Kommis- 
sion über Stellungnahmen des Ausschusses hin- 
wegsetzen, ohne den Rat damit zu befassen. Dem- 
gegenüber gewährleistet das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses, daß bei einer negativen oder 
fehlenden Stellungnahme die Kommission die be- 
absichtigten Maßnahmen nicht erlassen kann. 

B. 

2. Der Ausschuß für Innere Angelegenheiten emp- 
fiehlt dem Bundesrat, von den Vorlagen Kenntnis 
zu nehmen. 
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Bundesrat Drucksache 177/92 (Beschluß) 

(Grunddrucksachen 177/92, 
178/92 und 191/92) 

15. 05. 92 


Beschluß 

des Bundesrates 
zu 

a) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstge- 
schwindigkeit, maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

KOM(91) 497 endg.; Rats-Dok. Nr. 4947/92 

— Drucksache 177/92 — 


Der Bundesrat hat in seiner 642. Sitzung am 15. Mai 
1992 zu der Vorlage wie folgt Stellung genommen: 

Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche Anlie- 
gen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsgenehmi- 
gung und deren technische Voraussetzungen für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge zu har- 
monisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verordnung 
nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform einer 
Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten Rege- 
lungen von den Mitgliedstaaten einheitlich umge- 
setzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsidiaritäts- 
prinzip Rechnung getragen, weil die Richtlinie die 
Eigenständigkeit der Mitgliedstaaten weniger stark 
tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei ande- 


ren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich be- 
währt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Anpassung der Anforderungen an 
zweirädrige und dreirädrige Kraftfahrzeuge an den 
technischen Fortschritt unzureichend ausgestaltet 
sind. Er bittet deshalb die Bundesregierung, im Rah- 
men der weiteren Beratungen der Vorschläge sich 
für die Einrichtung und das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses einzusetzen. Der bislang vorgese- 
hene Beratende Ausschuß verschafft der Kommis- 
sion einen zu weiten Entscheidungsspielraum. So 
kann sich die Kommission über Stellungnahmen des 
Ausschusses hinwegsetzen, ohne den Rat damit zu 
befassen. Demgegenüber gewährleistet das Verfah- 
ren des Regelungsausschusses, daß bei einer negati- 
ven oder fehlenden Stellungnahme die Kommission 
die beabsichtigten Maßnahmen nicht erlassen kann. 
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\ 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(91) 498 endg. — SYN 372 
Brüssel, den 26. Februar 1992 

Ausschuß für Verkehr 
Ausschußdrucksache - 262 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

(von der Kommission vogelegt) 

Rats-Dok. Nr. 5048/92 


Begründung 

Der vorliegende Vorschlag betrifft die Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für zweirädri- 
ge oder dreirädrige Kraftfahrzeuge und steht im Zu- 
sammenhang mit dem Betriebserlaubnisverfahren 
für diese Fahrzeuge, das Gegenstand eines Verord- 
nungsvorschlags (Rahmenverordnung) ist, der von 
der Kommission am 3. April 1991 dem Rat übermit- 
telt wurde. 

Es handelt sich um technische Vorschriften für den 
Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrich- 
tungen an die betreffenden Fahrzeuge, die, ebenso 
wie die für die sonstigen der für die in Anhang I des 
Vorschlags der Rahmenverordnung vorgesehenen 
Bedingungen und Merkmale geltenden Vorschriften 
eingehalten werden müssen, damit die Betriebs- 


erlaubnis für diese Fahrzeuge erteilt und sie in der 
Gemeinschaft in den Verkehr gebracht werden kön- 
nen. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags wurden von 
der Kommission weitgehend die Vorschriften der 
Regelungen Nummer 53 und 74 der Wirtschaftskom- 
mission der Vereinten Nationen für Europa über 
Krafträder bzw. Kleinkrafträder berücksichtigt. 

Die in diesem Vorschlag enthaltenen Anforderun- 
gen für die jeweilige Klasse der zweirädrigen oder 
dreirädrigen Fahrzeuge betreffen die Begriffsbe- 
stimmung der vorgeschriebenen und zulässigen Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sowie für 
jede dieser Einrichtxmgen jeweils deren Anzahl, An- 
bauschema, geometrische Sichtbarkeit, Ausrichtung, 
Ineinanderbau mit anderen Einrichtungen und Kon- 
trolleuchten. 
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Vorschlag für eine VERORDNUNG (EWG) DES RATES über den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 a, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . über die Betriebserlaubnis für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es müssen Maßnahmen getroffen werden, damit der 
Binnenmarkt schrittweise bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1992 verwirklicht wird. Der Binnenmarkt umfaßt 
einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver- 
kehr gewährleistet ist. 

In jedem Mitgliedstaat müssen zweirädrige oder 
dreirädrige Fahrzeuge hinsichtlich des Anbaus der 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen be- 
stimmte technische Merkmale aufweisen, die in 
zwingenden Vorschriften festgelegt sind, welche 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden sind. 
Dadurch wird der Warenverkehr in der Europäi- 
schen Gemeinschaft behindert. 

Diese Hemmnisse für das Funktionieren des Binnen- 
marktes lassen sich beseitigen, wenn alle Mitglied- 
staaten anstelle ihrer nationalen Rechtsvorschriften 
gleiche Vorschriften erlassen. 

Die Einführung einheitlicher Vorschriften für den 
Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrich- 
tungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge ist notwendig, damit auf alle diese Fahrzeug- 
typen die Betriebserlaubnis- und Bauartgenehmi- 
gungsverfahren gemäß der Verordnung (EWG) 
Nr des Rates . . . angewendet werden können — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Diese Verordnung gilt für den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen aller Fahrzeug- 
typen gemäß Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr 

des Rates vom . . . über die Betriebserlaubnis für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge. 


Artikel 2 

Das Verfahren zur Erteilung der Bauartgenehmi- 
gung in bezug auf den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen eines zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps sowie die Bedingun- 
gen für den freien Warenverkehr dieser Fahrzeuge 
sind in der Verordnung (EWG) Nr. . . . festgelegt. 


Artikel 3 

Änderungen zur Anpassung an den technischen 
Fortschritt der Anhänge I bis VI werden nach folgen- 
dem Verfahren erlassen: 

Es wird ein Beratender Ausschuß zur Anpassung der 
Verordnungen für den Bereich der zweirädrigen 
oder dreirädrigen Kraftfahrzeuge an den techni- 
schen Fortschritt, nachstehend „Ausschuß“ genannt, 
eingesetzt, der sich aus Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten zusammensetzt und in dem ein Vertreter der 
Kommission den Vorsitz führt. 

Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Verfahren 
Bezug genommen, so gilt folgendes: 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen 
vor. Der Ausschuß gibt eine Stellungnahme zu die- 
sem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsit- 
zende unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der 
betreffenden Frage — gegebenenfalls durch eine 
Abstimmung — festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenom- 
men; darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das 
Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Proto- 
koll festgehalten wird. Die Kommission berücksich- 
tigt soweit wie möglich die Stellungnahme des Aus- 
schusses. Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, in- 
wieweit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 


') ABI. Nr. L... 
^) ABI. Nr. C... 
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ANHANG I 


Begriffsbestimmungen und allgemeine Vorschriften 


A. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Im Sinne dieser Verordnung bedeuten: 

1. „Fahrzeugtyp" 

hinsichtlich des Anbaus der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen Fahrzeuge, die unterein- 
ander mit Bezug auf nachstehend genannte Elemen- 
te keine wesentlichen Unterschiede aufweisen: 

1.1 

Abmessungen und äußere Form des Fahrzeugs; 

1.2 

Anzahl und Anordnung der Einrichtungen; 

1.3 

als „Fahrzeuge eines anderen Typs" gelten auch 
nicht: 

1.3.1 

Fahrzeuge, die zwar Unterschiede im Sinne von 1.1 
und 1.2 aufweisen, wobei diese Unterschiede aber 
nicht zu Änderungen der Art, der Anzahl, der Anord- 
nung und der geometrischen Sichtbarkeit der für 
den betreffenden Fahrzeugtyp vorgeschriebenen 
Leuchten Anlaß geben; 

1.3.2 

Fahrzeuge mit oder ohne Leuchten, für die nach 
einer Verordnung eine Bauartgenehmigung erteilt 
worden ist, wenn der Anbau dieser Leuchten wahl- 
frei ist; 


2. „Querebene" 

eine zur Fahrzeuglängsmittelebene senkrecht ste- 
hende Vertikalebene; 


3. „Leeres Fahrzeug" 

ein Fahrzeug ohne Fahrer, ohne Mitfahrer und ohne 
Ladung, jedoch mit vollem Kraftstofftank und nor- 
malem Bordwerkzeug; 


4. „Einrichtung" 

ein Bauelement oder ein Aggregat von Bauelemen- 
ten, die für eine oder mehrere Funktionen verwen- 
det werden; 


5. „Leuchte" 

eine Einrichtung, die dazu dient, die Fahrbahn zu 
beleuchten oder Lichtsignale abzugeben. Als Leuch- 
ten gelten ferner die Beleuchtungseinrichtungen für 
das hintere Kennzeichen sowie die Rückstrahler; 

5.1 „Einzige Leuchte" 

jede Kombination von zwei oder mehreren Leuchten 
gleicher oder nicht gleicher Art, jedoch gleicher 
Funktion und gleicher Lichtfarbe, die aus Einrich- 
tungen besteht, bei der die Projektion der gesamten 
leuchtenden Fläche auf eine Querebene wenigstens 
60% der Fläche -des um die Projektionen der ge- 
nannten leuchtenden Fläche herumgelegten klein- 
sten Rechtecks ausfüllt; bei Bauartgenehmigungs- 
pflicht gilt dies nur, wenn eine solche Leuchten- 
anordnung als einzige Leuchte genehmigt wurde; 

5.2 „Äquivalente Leuchten" 

Leuchten, die dieselbe Funktion haben und deren 
Genehmigung denselben Bestimmungen unterliegt; 
diese Leuchten dürfen andere Eigenschaften haben 
als die Leuchten, mit denen das Fahrzeug bei der Er- 
teilung der Betriebserlaubnis ausgerüstet war, so- 
fern sie den Anforderungen dieser Verordnung ent- 
sprechen; 

5.3 „Unabhängige Leuchten" 

Leuchten mit eigenen leuchtenden Flächen, eigenen 
Lichtquellen und eigenen Gehäusen; 

5.4 „Zusammengebaute Leuchten" 

Einrichtungen mit eigenen leuchtenden Flächen 
und Lichtquellen, jedoch gemeinsamem Gehäuse; 

5.5 „Kombinierte Leuchten" 

Einrichtungen mit eigenen leuchtenden Flächen, je- 
doch gemeinsamer Lichtquelle und gemeinsamem 
Gehäuse; 

5S „Ineinandergebaute Leuchten" 

Einrichtungen mit eigenen Lichtquellen (oder mit 
einer Lichtquelle, die unter unterschiedlichen Be- 
dingungen Licht abgibt), ganz oder teilweise ge- 
meinsamen Streuscheiben und einem gemeinsamen 
Gehäuse; 

5.7 „Scheinwerfer für Fernlicht" 

eine Leuchte, die dazu dient, die Fahrbahn auf eine 
große Entfernung vor dem Fahrzeug auszuleuchten; 

5.8 „Scheinwerfer für Abblendlicht" 

eine Leuchte, die dazu dient, die Fahrbahn vor dem 
Fahrzeug auszuleuchten, ohne die Fahrer der entge- 
genkommenden Fahrzeuge oder andere Verkehrs- 
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teilnehmer zu blenden oder mehr als unvermeidbar 
zu stören; 

5.9 „Fahrtrichtungsanzeiger" 

eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteil- 
nehmern anzuzeigen, daß der Fahrzeugführer die 
Absicht hat, die Fahrtrichtung nach rechts oder nach 
links zu ändern; 

5.10 „Bremsleuchte" 

eine Leuchte, die dazu dient, anderen Verkehrsteil- 
nehmern hinter dem Fahrzeug anzuzeigen, daß der 
Fahrzeugführer die Betriebsbremse betätigt; 

5.11 „Begrenzungsleuchte" 

eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein des 
Fahrzeugs nach vorn anzuzeigen; 

5.12 „Schlußleuchte" 

eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein des 
Fahrzeugs nach hinten anzuzeigen; 

5.13 „Nebelscheinwerfer" 

eine Leuchte, die dazu dient, die Beleuchtung der 
Fahrbahn bei Nebel, Schneefall, starkem Regen oder 
Staubwolken zu verbessern; 

5.14 „Nebelschlußleuchte" 

eine Leuchte, die dazu dient, das Vorhandensein des 
Fahrzeugs bei dichtem Nebel nach hinten besser an- 
zuzeigen; 

5.15 „Rückfahrscheinwerfer" 

eine Leuchte, die dazu dient, die Fahrbahn hinter 
dem Fahrzeug auszuleuchten und anderen Ver- 
kehrsteilnehmern anzuzeigen, daß das Fahrzeug 
rückwärts fährt oder rückwärts zu fahren beginnt; 

5.16 „Warnblinklicht" 

das gleichzeitige Blinken aller Fahrtrichtungsanzei- 
ger; es dient dazu, die besondere Gefahr anzuzeigen, 
die das Fahrzeug im Augenblick für andere Ver- 
kehrsteilnehmer darstellt; 

5.17 „Beleuchtungseinrichtung für das 
hintere Kennzeichen" 

eine Einrichtung, die dazu dient, den Anbringungs- 
ort für das hintere Kennzeichen zu beleuchten; sie 
kann aus verschiedenen optischen Teilen zusam- 
mengesetzt sein; 

5.18 „Rückstrahler" 

eine Einrichtung, die dazu dient, das Vorhandensein 
eines Fahrzeugs durch Reflexion von Licht anzuzei- 
gen, das von einer Lichtquelle ausgeht, die nicht an 
dem angestrahlten Fahrzeug angebaut ist, wobei 
sich der Beobachter in der Nähe der angestrahlten 
Lichtquelle befindet; im Sinne dieses Anhangs gel- 
ten reflektierende Kennzeichen nicht als Rückstrah- 
ler; 


6. „Leuchtende Fläche*" (siehe Anlage 1 ) 

6.1 „Lichtaustrittsfläche" 

die Gesamtheit oder ein Teil der Außenfläche der 
Streuscheibe, die die Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen umgibt und ihr das Ausstrahlen 
des Lichtes ermöglicht; 

6.2 „Leuchtende Fläche einer Leuchte" 

(siehe auch Nummern 5.7, 5.8 und 5.13) 

die Orthogonalprojektion der gesamten Öffnung des 
Spiegels der Leuchte auf eine Querebene. Bedeckt 
(bedecken) die Streuscheibe(n) eines Scheinwerfers 
nur einen Teil der Gesamtöffnung des Spiegels, 
dann gilt als leuchtende Fläche nur die Projektion 
dieses Teils. Bei Scheinwerfern für Abblendlicht ist 
die leuchtende Fläche an der Hell-Dunkel-Grenze 
durch die Spur der Hell-Dunkel-Grenze auf der 
Streuscheibe begrenzt. Sind der Spiegel und die 
Streuscheiben gegeneinander verstellbar, ist die 
mittlere Einstellung zu benutzen; 

6.3 „Leuchtende Fläche einer Signalleuchte, 
ausgenommen Rückstrahler" 

(siehe Nummern 5.9 bis 5.12, 5.14 und 5.17) 

die Orthogonalprojektion der Leuchte auf eine zu 
ihrer Bezugsachse senkrecht liegenden Fläche, wel- 
che die Außenseite des lichtdurchlässigen Teils der 
Leuchte berührt; diese Projektion wird begrenzt 
durch die in dieser Ebene liegende Einhüllenden 
von Maskenrädern, wobei jeder einzelne die Ge- 
samtlichtstärke der Leuchte auf 98% der Gesamt- 
lichtstärke in der Bezugsachse herabsetzt. Zur Be- 
stimmung des unteren, oberen und seitlichen Ran- 
des der Leuchte werden nur Masken mit horizonta- 
lem und vertikalem Rand verwendet; 

6.4 „Leuchtende Fläche eines Rückstrahlers" 

(Nummer 5.18) 

die leuchtende Fläche einer senkrecht zu seiner Be- 
zugsachse stehenden Ebene, begrenzt durch die 
Ebene, die die äußeren Teile der Rückstrahloptik 
berühren und parallel zur Bezugsachse liegen. Zur 
Bestimmung des unteren, oberen und seitlichen 
Randes der Rückstrahler werden nur die vertikalen 
und horizontalen Ebenen berücksichtigt; 


7. „Sichtbare leuchtende Fläche" 

in einer bestimmten Beobachtungsrichtimg die 
Orthogonalprojektion der Lichtaustrittsfläche der 
Leuchte auf eine zur Beobachtungsrichtung vertikal 
liegende Ebene; 


8. „Bezugsachse" 

die das Lichtsignal kennzeichnende Achse, die vom 
Leuchtenhersteller bestimmt wird und als Ursprung 
(H = 0“, V = 0'’) für die Winkel bei den photometri- 
schen Messungen und beim Anbau am Fahrzeug 
dient; 
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9. „Bezugspunkt 

der vom Hersteller der Leuchte angegebene Schnitt- 
punkt der Bezugsachse mit der Außenseite der 
Lichtaustrittsfläche der Leuchte; 

10. „Winkel der geometrischen 
Sichtbarkeit 

die Winkel, die den Bereich des Mindestraumwin- 
kels abgrenzen, innerhalb dessen die sichtbare 
leuchtende Fläche der Leuchte sichtbar sein muß. 
Dieser Raumwinkelbereich wird durch die Segmen- 
te einer Kugel abgegrenzt, deren Mittelpunkt mit 
dem Bezugsmittelpunkt der Leuchte zusammenfällt 
und deren Äquator parallel zur Fahrbahn verläuft. 
Die Segmente werden von der Bezugsachse aus be- 
stimmt. Die horizontalen Winkel ß entsprechen der 
geografischen Länge, die vertikalen Winkel a der 
geografischen Breite. Innerhalb der Winkel der geo- 
metrischen Sichtbarkeit darf sich kein Hindernis für 
das von einem beliebigen Teil der sichtbaren leuch- 
tenden Fläche der Leuchte ausgestrahlte Licht be- 
finden. Nicht berücksichtigt werden die bei der Er- 
teilung einer etwa vorgeschriebenen Bauartgeneh- 
migung vorhandenen Hindernisse; 

11. „Äußerster Punkt der Breite über alles'' 

auf jeder Seite des Fahrzeugs der äußerste Punkt auf 
der zur Fahrzeuglängsmittelebene parallel liegen- 
den Ebene, die die breiteste Stelle des Fahrzeugs be- 
rührt, wobei folgende überstehenden Teile außer 
Betracht bleiben: 

11.1 Rückspiegel; 

11.2 Fahrtrichtungsanzeiger; 

12. „Brette über alles" 

der Abstand zwischen den beiden unter 11 angeführ- 
ten Vertikalebenen; 


13. „Abstand zweier in die gleiche Richtung 
strahlender Leuchten " 

der Abstand zwischen den Orthogonalprojektionen 
der Umrisse der beiden nach Nummer 6 bestimmten 
leuchtenden Flächen auf eine Ebene, die vertikal zu 
den Bezugsachsen liegt; 

14. „Funktionskontrolle" 

eine Kontrolleinrichtung, die anzeigt, daß eine ein- 
geschaltete Einrichtung einwandfrei arbeitet; 

15. „EtnschaltkontroIIe" 

eine Kontrolleinrichtung, die anzeigt, daß eine Ein- 
richtung in Betrieb ist, gleichviel, ob sie einwandfrei 
arbeitet oder nicht. 


B. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

1 . 

Die Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
sind so anzubauen, daß unter normalen Gebrauchs- 
bedingungen und trotz der gegebenenfalls auftre- 
tenden Schwingungsbeanspruchungen die vorge- 
schriebenen Eigenschaften nicht beeinträchtigt 
werden und daß das Fahrzeug den Vorschriften 
dieser Verordnung entsprechen kann. Insbesondere 
muß eine unbeabsichtigte Verstellung der Leuchten 
ausgeschlossen sein. 


2 . 

Die Beleuchtungseinrichtungen sind so anzubauen, 
daß eine richtige Einstellung leicht möglich ist. 


3. 

Für alle Lichtsignaleinrichtungen gilt, daß bei seit- 
lichen Rückstrahlern die Bezugsachse der am Fahr- 
zeug angebrachten Leuchte im rechten Winkel zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs und bei allen 
anderen Lichtsignaleinrichtungen parallel zu dieser 
Ebene liegen muß. ln jeder Richtung ist ein Tole- 
ranzwert von ± 3° zulässig. Ferner sind die gegebe- 
nenfalls vom Hersteller vorgesehenen besonderen 
Vorschriften für den Anbau zu beachten. 


4. 

Höhe und Ausrichtung der Leuchten sind, wenn 
keine besonderen Vorschriften bestehen, an leeren, 
auf einer ebenen und waagerechten Fläche aufge- 
stellten Fahrzeug zu prüfen, wobei sich die Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs und sein Lenker oder 
Lenkrad in der für Geradeausfahrt vorgesehenen 
Stellung befinden müssen. Der Reifendruck muß den 
Angaben des Herstellers für die besonderen Bela- 
stungsbedingungen entsprechen. 


5. 

Bestehen keine besonderen Vorschriften, so müssen 
die Leuchten eines gleichen Leuchtenpaares, die 
dieselbe Funktion haben, 

5.1 

symmetrisch zur Fahrzeuglängsmittelebene ange- 
bracht sein, 

5.2 

in bezug auf die Fahrzeuglängsmittelebene zueinan- 
der symmetrisch sein, 

5.3 

denselben kolorimetrischen Vorschriften entspre- 
chen. 
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5.4 

die gleichen photometrischen Eigenschaften haben. 


& 

Bestehen keine besonderen Vorschriften, so dürfen 
Leuchten unterschiedlicher Funktion unabhängig 
oder zusammengebaut, kombiniert oder ineinander- 
gebaut sein, sofern jede einzelne dieser Leuchten 
den für sie geltenden Bestimmungen entspricht. 


7 . 

Die größte Höhe über der Fahrbahn wird vom 
höchsten Punkt der leuchtenden Fläche aus gemes- 
sen, die kleinste Höhe über der Fahrbahn vom nied- 
rigsten Punkt der leuchtenden Fläche aus. Bei den 
Scheinwerfern für Abblendlicht wird die geringste 
Höhe über der Fahrbahnoberfläche vom unteren 
Rand der Streuscheibe bzw, des Spiegels gemessen, 
wenn dieser höher liegt. 


ft 

Mit Ausnahme besonderer Vorschriften darf keine 
Leuchte Blinklicht ausstrahlen, ausgenommen die 
Fahrtrichtungsanzeiger und das Warnblinklicht. 


ft 

Kein rotes Licht darf nach vorn und kein weißes 
Licht nach hinten sichtbar sein, ausgenommen gege- 
benenfalls die Rückfahrscheinwerfer. Die Einhal- 
tung dieser Bestimmung wird wie folgt geprüft (je 
nach dem Typ des zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugs wird auf die Zeichnungen der Anla- 
gen 1 der Anhänge II bis VI verwiesen): 

9.1 

Sichtbarkeit eines roten Lichts nach vorn: Für einen 
Beobachter, der sich in der Zone 1 einer 25 m vor der 
Länge über alles des Fahrzeugs liegenden Quer ebe- 
ne bewegt, darf kein rotes Licht direkt sichtbar sein; 

9.2 

Sichtbarkeit eines weißen Lichts nach hinten: Für 
einen Beobachter, der sich in der Zone 2 einer 25 m 
hinter der Länge über alles des Fahrzeugs gelegenen 
Querebene bewegt, darf kein weißes Licht direkt 
sichtbar sein; 

9.3 

Die vom Auge des Beobachters erfaßten Zonen 1 und 
2 werden in ihren Ebenen wie folgt begrenzt: 

9 . 3.1 

In der Höhe durch zwei horizontale Ebenen, die 1 m 
bzw. 2,20 m über dem Boden liegen, 


9 . 3.2 

in der Breite durch zwei vertikale Ebenen, die nach 
vorn bzw. nach hinten einen Winkel von 15“ nach 
außen zur Fahrleuglängsmittelebene bilden. In die- 
sen Ebenen liegen die senkrechten Schnittlinien der 
parallel zur Längsmittelebene des Fahrzeugs verlau- 
fenden Querebenen, die die Länge über alles des 
Fahrzeugs begrenzen. 


10 . 

Die elektrischen Verbindungen müssen so ausge- 
führt sein, daß die Begrenzungsleuchten, der Schein- 
werfer für Abblendlicht, die Schlußleuchte und die 
Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzei- 
chen nur gleichzeitig ein- und ausgeschaltet werden 
können. 


11 . 

Sofern keine besonderen Anweisungen vorliegen, 
sind die elektrischen Verbindungen so auszuführen, 
daß der Scheinwerfer für Fernlicht, der Scheinwer- 
fer für Abblendlicht und der Nebelscheinwerfer nur 
dann eingeschaltet werden können, wenn die unter 
10 genannten Leuchten ebenfalls eingeschaltet sind. 
Diese Bestimmung gilt jedoch nicht für Scheinwer- 
fer für Fernlicht oder Abblendlicht, wenn mit diesem 
Lichtsignale gegeben werden, die aus kurzen Blink- 
signalen bestehen oder wenn in kurzen Zeitab- 
schnitten der Scheinwerfer für Abblendlicht und der 
Scheinwerfer für Fernlicht wechselweise einge- 
schaltet werden. 


12. Kontrolleuchten 

12.1 

Alle Kontrolleuchten müssen vom Fahrer in norma- 
ler Lenkhaltung leicht sichtbar sein. 

12.2 

Ist eine Einschaltkontrolle vorgesehen, kann diese 
durch eine Funktionskontrolle ersetzt werden. 


13. Farben der Leuchten 

Das von Leuchten abgegebene Licht hat folgende 


Farben: 

Scheinwerfer für Fernlicht: weiß 

Scheinwerfer für Abblendlicht: weiß 

Fahrtrichtungsanzeiger: gelb 

Bremsleuchte: rot 

Begrenzungsleuchte: weiß 

Schlußleuchte: rot 

Nebelscheinwerfer: weiß/gelb 

Nebelschlußleuchte: rot 
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Rückfahrscheinwerfer: weiß 

Wamblinklicht: gelb 

Hintere Kennzeichenbeleuchtung: weiß 

Seitlicher, nicht dreieckiger Rückstrahler: gelb 
Hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler: rot 
Pedalrückstrahler: gelb 


Die Festlegung der Farben der Leuchten muß den 
Bestimmungen der Anlage 2 entsprechen. 


14 . 


Jede Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung un- 
terliegt der Bauartgenehmigung. 


Anlage 1 


Begriffsbestimmungen zu den Nummern 6 bis 10 



1 1 

1 

r 

-l.l 

1 1 

1 / 





Diese Fläche ist als Tangenie 
der Lichtaustrittsfläche 
anzusehen 


LEGENDE 

1 leuchtende Fläche 

2 Bezugsachse 

3 Bezugspunkt 

4 Winkel der geometrischen 
Sichtbarkeit 

5 Lichtaustrittsfläche 

6 Sichtbare Fläche 

7 Beobachtungsrichtung 


Bemerkung: Zu bestimmen ist die Einhaltung des Mindestabstandes? um die Bestimmung der genauen Begrenzung 
der leuchtenden Fläche zu vermeiden, können vereinfachte Methoden angewandt werden, vorausgesetzt, sie führen nicht 
zu Ergebnissen, die den Bestimmungen über den Mindestabstand in dieser Verordnung widersprechen. 
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Anlage 2 

Festlegung der Farben der Leuchten 
Dreifarben-Koordinaten 


Rot: 

Abgrenzung zum Gelb: 

y 

< 0,335 


Abgrenzung zum Purpur: 

z 

< 0,008 

Weiß: 

Abgrenzimg zum Blau: 

X 

> 0,310 


Abgrenzung zum Gelb: 

X 

<0,500 


Abgrenzung zum Grün: 

y 

< 0,150 + 0,640 X 


Abgrenzung zum Grün: 

y 

< 0,440 


Abgrenzung zum Purpur: 

y 

> 0,050 + 0,750 X 


Abgrenzung zum Rot: 

y 

> 0,382 

Gelb: 

Abgrenzimg zum Rot: 

y 

> 0,138 + 0,580 X. 


Abgrenzung zum Grün: 

y 

< 1,29 X — 0,100 


Abgrenzung zum Weiß: 

y 

> — X + 0,940 



y 

> 0,440 


Abgrenzung zum Spektralwert: 

y 

<-x + 0,992 

Gelb: 

Abgrenzung zum Gelb: 

y 

< 0,429 


Abgrenzung zum Rot: 

y 

> 0,398 


Abgrenzung zum Weiß: 

z 

< 0,007 


Zur Prüfung dieser Werte wird eine Lichtquelle mit einer Farbtemperatur von 2856 K benutzt (Normlicht- 
wert A der Internationalen Beleuchtungskommission [CIE]). 
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Anhang II 


Vorschriften für zweirädrige Kleinkrafträder 


1 . 

Zweirädrige Kleinkrafträder sind mit nachstehend 
aufgeführten Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrich- 
tungen auszurüsten: 

1.1 

Scheinwerfer für Abblendlicht, 

1.2 

Schlußleuchte, 

1.3 

seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler, 

1.4 

hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler, 

1.5 

Pedalrückstrahler (gilt nur für mit Pedalen ausgerü- 
stete zweirädrige Kleinkrafträder). 

2 . 

Zweirädrige Kleinkrafträder dürfen ferner mit 
nachstehenden Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen ausgerüstet sein: 

2.1 

Scheinwerfer für Fernlicht, 

2.2 

Fahrtrichtungsanzeiger, 

2.3 

Bremsleuchte, 

2.4 

Begrenzungsleuchte, 

3 . 

Der Anbau der unter 1 und 2 genannten Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen erfolgt gemäß 
den unter Nummer 6 genannten einschlägigen Be- 
stimmungen. 


4 . 

Der Anbau anderer als der unter 1 und 2 genannten 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ist un- 
tersagt. 


5. 

Für Krafträder zulässige Beleuchtungs- und Lichtsi- 
gnaleinrichtungen sind auch für Kleinkrafträder zu- 
lässig. 


6 . 

Besondere Anbauvorschriften 

6.1 

Scheinwerfer für Fernlicht 

6 . 1.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.1.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.1.3 

Anordnung: 

6.1.3.1 

in Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Fernlicht 
darf über oder unter oder an der Seite einer ande- 
ren vorderen Leuchte angebracht werden. Sind 
diese Leuchten untereinander angeordnet, muß 
sich der geometrische Mittelpunkt des Schein- 
werfers für Fernlicht in der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs befinden; sind die genannten Leuch- 
ten nebeneinander angeordnet, müssen ihre geo- 
metrischen Mittelpunkte symmetrisch zur Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs angeordnet sein. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Fernlicht muß so 
angebracht sein, daß sich sein geometrischer 
Mittelpunkt in der Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs befindet. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit 
einem unabhängigen Scheinwerfer für das Ab- 
blendlicht ausgerüstet, der neben dem Schein- 
werfer für das Fernlicht angebracht ist, müssen 
ihre geometrischen Mittelpunkte zur Längsmit- 
telebene des Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Fernlicht, von denen einer 
oder alle beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinandergebaut sind, müssen so ange- 
baut sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte 
symmetrisch zu der Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs liegen. 

6.1.3.2 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Bedin- 
gung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 

den Fahrzeugführer weder mittelbar noch unmittel- 
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bar über Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde 
Fahrzeugflächen stört, 

6.1.3.3 

Bei einem unabhängigen Scheinwerfer für Fernlicht 
darf der Abstand zwischen dem Rand der leuchten- 
den Fläche und dem Rand der leuchtenden Fläche 
des Scheinwerfers für Abblendlicht nicht größer als 
100 mm sein. 

6.1.3.4 

Bei zwei Scheinwerfern für Fernlicht darf der Ab- 
stand zwischen den beiden leuchtenden Flächen 
nicht größer als 100 mm sein. 

6.1.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche muß auch 
in den Zonen, die in der in Betracht kommenden Be- 
obachtungsrichtung nicht ausgeleuchtet sind, inner- 
halb eines Streubereichs gewährleistet sein, der von 
den Mantellinien um die leuchtende Fläche herum 
begrenzt ist und zur Bezugsachse des Scheinwerfers 
mindestens einen Winkel von 5“ bildet. Als Scheitel- 
punkt für die Winkel der geometrischen Sichtbar- 
keit kommt die Außenlinie der Projektion der leuch- 
tenden Fläche auf eine Querebene in Betracht, die 
nach vorn die Streuscheibe des Scheinwerfers für 
Abblendlicht berührt. 

6.1.5 

Ausrichtung nach vorn. Darf nach Maßgabe des Len- 
kungsausschlags schwanken. 

6.1.6 

Darf mit dem Scheinwerfer für Abblendlicht und der 
vorderen Begrenzungsleuchte zusammengebaut 
sein. 

6.1.7 

Darf nicht mit einer anderen Leuchte kombiniert 
sein. 

6.1.8 

Darf ineinander gebaut werden mit: 

6.1.8.1 

dem Scheinwerfer für Abblendlicht, 

6.1.8.2 

der Begrenzungsleuchte. 

6.1.9 Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur gleichzei- 
tig einschaltbar sein. Beim Übergang vom Abblend- 
licht zum Fernlicht ist die Einschaltung aller Schein- 
werfer für Fernlicht erforderlich. Beim Übergang 
vom Fernlicht zum Abblendlicht müssen alle 
Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig abgeschaltet 
werden. Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen 
gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht 
eingeschaltet sein. 


6 . 1.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei, blaue, nicht blinkende 
Kontrolleuchte. 

6.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

6.2.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.2.2 

Anbauschema; keine besonderen Vorschriften. 

6.2.3 Anordnung 

6.2.3. 1 in Richtung der Breite 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Abblendlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebracht sein? hierbei gilt: sind 
diese Leuchten übereinander angeordnet, muß 
der geometrische Mittelpunkt des Scheinwerfers 
für Abblendlicht in der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen; befinden sich diese Leuchten 
nebeneinander, müssen ihre geometrischen Mit- 
telpunkte symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs angeordnet sein. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Abblendlicht muß 
so angebracht sein, daß sich sein geometrischer 
Mittelpunkt in der Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs befindet. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit 
einem unabhängigen Scheinwerfer für das Fern- 
licht ausgerüstet, der neben dem Scheinwerfer 
für das Abblendlicht angebracht ist, müssen ihre 
geometrischen Mittelpunkte zur Längsmittel- 
ebene des Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Abblendlicht, von denen 
einer oder alle beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinandergebaut sind, sind so anzubau- 
en, daß ihre geometrischen Mittelpunkte symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 

6.2.3.2 

in der Höhe: mindestens 500 mm und höchstens 
1 200 mm über dem Boden; 

6.2.3.3 

in Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Vor- 
schrift gilt als erfüllt, wenn der Fahrzeugführer 
durch das ausgestrahlte Licht weder unmittelbar 
noch mittelbar über die Rückspiegel und/oder ande- 
re reflektierende Flächen des Fahrzeugs behindert 
wird; 

6.2.3.4 

im Falle zwei vorhandener Scheinwerfer für Ab- 
blendlicht darf der Abstand zwischen den beiden 
leuchtenden Flächen nicht größer als 100 mm sein. 

6.2.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird bestimmt durch die Winkel a und ß, wie sie in 
Nummer A 10 des Anhangs I definiert sind, nämlich: 
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a = 15** nach oben und 10“ nach unten; 

ß = 45“ nach links und rechts bei einem einzigen 
Scheinwerfer für Abblendlicht; 45“ nach außen und 
10“ nach innen bei zwei Scheinwerfern für Abblend- 
licht. 

Andere Straßenbenutzer dürfen nicht durch sekun- 
däre Wirkungen gestört werden, die von Wänden 
oder sonstigen Bauteilen in der Nähe des Schein- 
werfers ausgehen. 

6.2.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Darf sich in Abhängigkeit des Einschlags der Lenk- 
vorrichtung schwenken lassen. 

6 . 2.6 

Darf mit dem Scheinwerfer für Fernlicht und der 
vorderen Begrenzungsleuchte zusammengebaut 
sein. 

6.2.7 

Darf nicht mit einer anderen Leuchte kombiniert 
sein. 

6.2.8 

Darf mit dem Scheinwerfer für Fernlicht und mit der 
vorderen Begrenzungsleuchte ineinandergebaut 
sein. 

6.2.9 

Elektrische Schaltung 

Wird das Abblendlicht eingeschaltet, muß das Fern- 
licht gleichzeitig gelöscht werden, während das Ab- 
blendlicht beim Übergang auf Fernlicht eingeschal- 
tet bleiben darf. 

6.2.10 

Einschaltkontrolle: wahlweise. 

Grüne nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.2.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

6.3.1 

Anzahl: auf jeder Seite zwei. 

6.3.2 

Anbauschema: Zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn 
und zwei Fahrtrichtungsanzeiger hinten. 

6.3.3 Anordnung 

6.3.3.1 

in Richtimg der Breite: 


6.3.3.1.1 

Für die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger gilt, daß 
sie gleichzeitig 

6.3.3.1.1.1 

einen Mindestabstand von 240 mm zwischen ihren 
leuchtenden Flächen haben müssen, 

6.3.3.1.1.2 

sich außerhalb der senkrechten Längsebenen befin- 
den müssen, die die Außenkanten der leuchtenden 
Fläche des (der) Projektors (Projektoren) berühren, 

6.3.3.1.1.3 

einen Mindestabstand zwischen den leuchtenden 
Flächen und den am nächsten liegenden Scheinwer- 
fern für Abblendlicht von 

— 75 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
90 cd, 

— 40 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
175 cd, 

— 20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
250 cd, 

— <20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
400 cd beträgt, 

haben müssen. 

6.3.3.1.2 

Bei den hinteren Fahrtrichtungsanzeigern muß der 
Abstand zwischen den Innenrändern der beiden 
leuchtenden Flächen mindestens 180 mm sein. 

6.3.3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6.3.3.3 

In Längsrichtung: der sich nach vorn erstreckende 
Abstand zwischen der Querebene, die das äußere 
hintere Ende des Fahrzeugs begrenzt und dem Be- 
zugspunkt der hinteren Fahrtrichtungsanzeiger darf 
nicht größer als 300 mm sein. 

6.3.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: siehe Anlage 2. 

Vertikalwinkel: 15“ über der Horizontalen. Kann auf 
5“ verringert werden, wenn die Anbauhöhe der 
Leuchten geringer als 750 mm ist. 

6.3.5 Ausrichtung 

Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger dürfen die 
Einschlagbewegungen der Lenkvorrichtung mitma- 
chen. 

6.3.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Leuchten ist 
zulässig. 
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6.3.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.3.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.3.9 

Elektrische Schaltung: Das Aufleuchten der Fahrt- 
richtungsanzeiger muß unabhängig von den ande- 
ren Leuchten erfolgen. Alle Fahrtrichtungsanzeiger 
auf derselben Fahrzeugseite werden durch dieselbe 
Steuereinrichtung zum Aufleuchten und zum Erlö- 
schen gebracht. 

6.3.10 

Funktionskontrolle: wahlweise. 

Sie darf optisch oder akustisch oder beides sein. 

Arbeitet sie optisch, so muß sie ein grünes Blinklicht 
ausstrahlen und aus allen normalen Fahrthaltungen 
vom Fahrzeugführer aus sichtbar sein; im Falle einer 
Funktionsstörung bei einem der Fahrtrichtungsan- 
zeiger muß sie erlöschen oder ohne zu blinken ein- 
geschaltet bleiben oder eine deutliche Änderung 
der Blinkfrequenz aufweisen. Arbeitet die Kontroll- 
einrichtung akustisch, so muß sie deutlich hörbar 
sein und im Störungsfall eine entsprechende we- 
sentliche Frequenzänderung aufweisen. 

6.3.11 Sonstige Vorschriften 

Die hier genannten Merkmale sind zu messen, wäh- 
rend die Lichtmaschine keine anderen stromver- 
brauchenden Einrichtungen als die für das Funktio- 
nieren des Motors und der Beleuchtungseinrichtun- 
gen erforderlichen Stromkreise versorgt. 

6.3.11.1 

Dem Einschalten des Blinksignals muß das Auf- 
leuchten der Leuchte innerhalb längstens einer Se- 
kunde folgen; dem Ausschalten muß das Erlöschen 
der Leuchte nach längstens eineinhalb Sekunden 
folgen. 

6.3.11.2 

Für alle Fahrzeuge, deren Fahrtrichtungsanzeiger 
mit Gleichstrom versorgt werden, gilt: 

6.3.11.2.1 

Die Blinkfrequenz muß 90 ± 30 Perioden pro Minute 
betragen. 

6.3.11.2.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs müssen phasengleich in derselben Fre- 
quenz blinken. 

6.3.11.3 

Für Fahrzeuge, deren Fahrtrichtungsanzeiger mit 
Wechselstrom versorgt werden, wenn die Drehzahl 


des Motors in einen Bereich zwischen 50% und 
100% der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
entsprechenden Drehzahl liegt, gilt folgendes: 

6.3.11.3.1 

Die Blinkfrequenz muß 90 ± 30 Perioden pro Minute 
betragen. 

6.3.11.3.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahrzeug- 
seite dürfen gleichzeitig oder abwechselnd blinken. 
Die vorderen Leuchten dürfen nicht von hinten 
sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen nicht 
von vom in den in der Anlage 1 definierten Zonen 
sichtbar sein. 

6.3.11.4 

Für Fahrzeuge, deren Fahrtrichtungsanzeiger mit 
Wechselstrom versorgt werden, wenn die Drehzahl 
des Motors in einem Bereich zwischen der vom Her- 
steller angegebenen Leerlauf drehzahl und 50 % der 
der Höchstgeschwindigkeit des Fahzeugs entspre- 
chenden Drehzahl liegt, gilt folgendes: 

6.3.11.4.1 

Die Blinkfrequenz muß in einem Bereich zwischen 
90 + 30 und 90 — 45 Perioden pro Minute liegen. 

6.3.11.4.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahrzeug- 
seite dürfen gleichzeitig oder abwechselnd blinken. 
Die vorderen Leuchten dürfen nicht von hinten 
sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen nicht 
von vom in den in der Anlage 1 definierten Zonen 
sichtbar sein. 

6.3.11.5 

Bei Funktionsstörungen eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers, die nicht durch Kurzschluß verursacht sind, 
müssen die übrigen Leuchten weiterblinken, jedoch 
darf in diesem Fall die Blinkfrequenz von der vorge- 
schriebenen Frequenz abweichen, sofern das Fahr- 
zeug nicht mit einer Kontrolleinrichtung ausgerü- 
stet ist. 

6.4 Bremsleuchten 

6.4.1 

Anzahl; eine oder zwei. 

6.4.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.4.3 Anordnung 

6.4.3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, wenn nur 
eine Bremsleuchte vorhanden ist, sind zwei Brems- 
leuchten vorhanden, so müssen deren Bezugspunkte 
symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 
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6.4.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm und höchstens 1 500 
mm über dem Boden. 

6.4.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.4.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45** nach links und nach rechts. 

Vertikalwinkel: 15“ über und unter der Horizontalen. 
Der Vertikalwinkel unter der Horizontalen darf je- 
doch auf 5“ verringert werden, wenn die Anbauhöhe 
der Leuchte geringer als 750 mm ist, 

6.4.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.4.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren anderen 
Leuchten ist zulässig, 

6.4.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.4.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.4.9 

Elektrische Schaltung: muß aufleuchten, wenn min- 
destens eine der Betriebsbremsen betätigt wird. 

6.4.10 

Einschaltkontrolle: unzulässig. 

6.5 Begrenzungsleuchten 

6.5.1 

Anzahl; eine oder zwei* 

6.5.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.5.3 Anordnung 
6.5.3.1 

In Richtung der Breite: 

Eine unabhängige Begrenzungsleuchte darf über 
oder unter oder neben einer anderen vorderen 
Leuchte angebaut sein; hierfür gilt: sind die Leuch- 
ten übereinander angeordnet, muß der geometrische 
Mittelpunkt der Begrenzungsleuchte auf der Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs liegen; sind die Leuchten 
nebeneinander angeordnet, müssen deren geometri- 
sche Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmittelebe- 
ne des Fahrzeugs liegen. 

Eine mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebaute Begrenzungsleuchte muß so angeordnet 


sein, daß ihr geometrischer Mittelpunkt in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 

Zwei Begrenzungsleuchten, von denen die eine oder 
beide mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebaut sind, müssen so angeordnet sein, daß ihre 
geometrischen Mittelpunkte symmetrisch zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

6.5.3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6.5.3.3 

In Längsrichtung: vom am Fahrzeug. 

6.5.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80“ nach rechts und nach links im 
Falle einer einzigen Begrenzungsleuchte; 80“ nach 
außen und 45“ nach innen im Falle zweier Begren- 
zungsleuchten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 
15“ nach oben und nach unten. Dieser Winkel darf 
jedoch auf 5“ vermindert werden, wenn die Leuchte 
in einer Höhe von weniger als 750 mm über dem 
Boden angebaut ist, 

6.5.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchte darf die Einschlagbewegung der Lenk- 
vorrichtung mitmachen. 

6.5.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zuläs- 
sig. 

6.5.7 

Ineinanderbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.5.9 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne nicht blinkende Kontrolleuchten. 

6.5.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.6 Schlußleuchten 

6.6.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6.6.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 
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6.6.3 Anordnung 

6.6.3.1 

In Richtung der Breite; Der Bezugspunkt muß im 
Falle einer einzigen Schlußleuchte in der Längsmit- 
telebene des Fahrzeugs liegen, im Falle von zwei 
Schlußleuchten müssen deren Bezugspunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs lie- 
gen. 

6.6.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm und höchstens 
1 500 mm über dem Boden. 

6.6.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.6.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80** nach links und nach rechts im 
Falle einer einzigen Schlußleuchte; 80“ nach außen 
und 45“ nach innen im Falle von zwei Schlußleuch- 
ten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 
15“ nach oben und 15“ nach unten. Der Vertikalwin- 
kel nach unten darf jedoch auf 5“ verringert werden, 
wenn die Schlußleuchte in einer Höhe von weniger 
als 750 mm angebaut ist. 

6.6.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.6.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.6.7 

Ineinanderbau mit der Bremsleuchte oder dem hin- 
teren, nicht dreieckigen Rückstrahler oder mit bei- 
den ist zulässig. 

6 . 6.8 , 

Elektrische Schaltung: keine besondere Vorschrift. 

6.6.9 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. Ihre Funktion muß ge- 
gebenenfalls von der für die Begrenzungsleuchte 
vorgesehenen Einrichtung gewährleistet sein. 

6 . 6.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.7 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.7.1 

Anzahl je Seite: einer oder zwei der Klasse 1^). 


Entsprechend der Klassifizierung in der Richtlinie 76/ 
757/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger. 


6.7.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.7.3 Anordnung 

6.7.3.1 

In Richtung der Breite: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.7.3.2 

In der Höhe: mindestens 300 mm und höchstens 
900 mm über dem Boden. 

6.7.3.3 

In Längsrichtung: so, daß der Rückstrahler unter nor- 
malen Umständen weder vom Fahrzeugführer noch 
vom Beifahrer noch von deren Bekleidung verdeckt 
wird. 

6.7.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30“ nach vom und nach hinten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 
15“ nach oben und 15“ nach unten. Der Winkel nach 
unten darf jedoch auf 5“ verringert werden, wenn der 
Rückstrahler in einer Höhe von weniger als 750 mm 
angebracht ist. 

6.7.5 

Ausrichtung: Die Bezugsachse der Rückstrahler muß 
senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs ver- 
laufen und nach außen ausgerichtet sein. Vom ange- 
brachte Rückstrahler dürfen die Schwenkbewegung 
der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.7.6 

Zusammenbau mit anderen Signaleinrichtungen ist 
zulässig. 

6.8 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.8.1 

Anzahl: einer der Klasse U). 

6.8.2 

Anbauschema: keine besondere Vorschrift. 

6.8.3 Anordnung 

6.8.3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugsmittelpunkt muß 
auf der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

6.8.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6.8.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 
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6.8.4 Geometrische Sichtbarkeit | 6.9 Pedalrückstrahler 


Horizontalwinkel: 30° nach links und nach rechts. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15® 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5® verringert werden, wenn der 
Rückstrahler in einer Höhe von weniger als 750 mm 
am Fahrzeug angebracht ist. 

6.8.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6 . 8.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zuläs- 
sig. 

6.8.7 

Sonstige Vorschriften: Die leuchtende Fläche des 
Rückstrahlers darf mit anderen Heckleuchten ge- 
meinsame Teile haben. 


6.9.1 

Anzahl: vier Rückstrahler oder Rückstrahlergruppen. 

6.9.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.9.3 Sonstige Vorschriften 

Der Rückstrahler muß vertieft in seine Umrahmung 
eingebaut sein. Die Rückstrahler sind so in den Pe- 
dalkörper einzubauen, daß sie vom Fahrzeug aus 
nach vorn und nach hinten gut sichtbar sind. Die Be- 
zugsachse der Rückstrahler, die in ihrer Form an die 
Form des Pedalkörpers angepaßt sein müssen, ver- 
läuft senkrecht zur Pedalachse. Die Pedalrückstrah- 
ler dürfen nur an den Pedalen des Fahrzeugs ange- 
bracht sein, die über Kurbeln oder ähnliche Vorrich- 
tungen anstelle des Motors als Mittel zur Fortbewe- 
gung dienen können. Sie dürfen nicht an Pedalen 
angebracht sein, die zur Führung des Fahrzeugs oder 
dem Fahrer oder dem Beifahrer als Fußraste dienen. 


Anlage 1 

Sichtbarkeit der roten Leuchten nach vorn und der weißen Leuchten nach hinten 

(Siehe Nummer B 9 des Anhangs 1 und Nummer 6.3.11.4.2 dieses Anhangs) 
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Anlage 2 

Anbauschema 

2 Fahrtrichtungsanzeiger vorn und zwei hinten. 


\ 
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Anlage 3 

Beschreibungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines zweirädrigen Kleinkraftrades 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Ordnungsnummer (vom Antragsteller zugeteilt): 


Dem Antrag auf Bauartgenehmigung betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen für einen Typ eines zweirädrigen Kleinkraftrades sind die Angaben zu folgenden Punkten des Anhangs 
II der Verordnung (EWG) Nr. . . . des Rates vom . . ., Buchstabe A, beizufügen: 

0.1 


0.2 

0.4 bis 0.6 
8 bis 8.4 


Anlage 4 
Name der Behörde 

EWG -Bauartgenehmigungsbogen betreffend den Anbau von Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für einen Typ eines zweirädrigen Kleinkraftrades 

MUSTER 

PROTOKOLL Nr des technischen Dienstes vom 


Nummer der Bauart genehmigung . . . Nummer der Erweiterung der Betriebserlaubnis 

1. Fabrikmarke oder Handelsbezeichnung 

2. Fahrzeugtyp 

3. Name und Anschrift des Herstellers 


4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene vorgeschriebene Beleuchtungseinrich- 
tungen^) 

5.1 Scheinwerfer für Abblendlicht 

5.2 Schlußleuchten 

5.3 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler 

5.4 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

5.5 Pedalrückstrahler^) 

^) Für jede Einrichtung auf einem besonderen Bogen die ordnungsgemäß festgestellten Einrichtungstypen aufführen, die 
den Anbauvorschriften im Sinne dieses Anhangs entsprechen. 

^) Nur für mit Pedale ausgerüstete zweirädrige Kleinkrafträder. 
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6. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene zulässige Beleuchtungseinrichtungeni) 

6.1 Scheinwerfer für Fernlicht: ja/nein*) 

6.2 Fahrtrichtungsanzeiger: ja/nein*) 

6.3 Bremsleuchten: ja/nein*) 

6.4 Begrenzungsleuchten: ja/nein*) 

7. Unterschiedliche Bauarten: 

8. Fahrzeug der Bauart genehmigungsstelle vorgeführt am 

9. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/verweigert*) 

10. Ort 

11. Datum 

12. Unterschrift 


Für jede Einrichtung auf einem besonderen Bogen die ordnungsgemäß festgestellten Einrichtungstypen aufführen, die 
den Anbauvorschriften im Sinne dieses Anhangs entsprechen. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 
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Anhang III 


Vorschriften für dreirädrige Kleinkrafträder 


Jedes dreirädrige Kleinkraftrad muß mit nachste- 
hend aufgeführten Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen ausgerüstet sein: 

1.1 

Scheinwerfer für Abblendlicht, 

1.2 

Begrenzungsleuchte, 

1.3 

Schlußleuchte, 

1.4 

hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler, 

1.5 

Pedalrückstrahler (gilt nur für mit Pedalen ausgerü- 
stete dreirädrige Kleinkrafträder). 

2 . 

Dreirädrige Kleinkrafträder dürfen außerdem mit 
nachstehenden Beleuchtungs- und Lichtsignalen 
ausgerüstet sein: 

2.1 

Scheinwerfer für Fernlicht, 

2.2 

Fahrtrichtungsanzeiger, 

2.3 

Bremsleuchten. 

3 . 

Der Anbau der unter 1 und 2 genannten Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen muß den zutref- 
fenden Bestimmungen der Nummer 6 entsprechen. 

4 . 

Der Anbau anderer Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen als den unter 1 und 2 genannten ist 
nicht zulässig. 

5. 

Die für Krafträder zugelassenen Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen sind auch an Kleinkrafträ- 
dern zulässig. 


6. Besondere Vorschriften für den Anbau 

6.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

6 . 1.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

Bei dreirädrigen Kleinkrafträdern, deren größte 
Breite 1 300 mm übertrifft, sind jedoch zwei Schein- 
werfer für Fernlicht vorgeschrieben. 

6.1.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.1.3 Anordnung 

6.1.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Fernlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebracht sein, sind diese Leuchten 
übereinander angeordnet, muß der geometrische 
Mittelpunkt des Scheinwerfers für Fernlicht in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; sind 
diese Leuchten nebeneinander angeordnet, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
angeordnet sein. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Fernlicht muß so 
angebaut sein, daß sich sein geometrischer Mit- 
telpunkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
befindet. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem 
unabhängigen Scheinwerfer für das Abblend- 
licht ausgerüstet, der neben dem Scheinwerfer 
für das Fernlicht angebracht ist, müssen ihre geo- 
metrischen Mittelpunkte zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Fernlicht, von denen einer 
oder alle beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinander gebaut sind so anzubauen, 
daß ihre geometrischen Mittelpunkte symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs lie- 
gen. 

6.1.3.2 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Bedin- 
gung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrzeugführer weder mittelbar noch unmittel- 
bar über Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde 
Fahrzeugflächen stört. 

6.1.3.3 

Im Falle eines einzigen Scheinwerfers für Fernlicht 
darf der Abstand zwischen dem Rand der leuchten- 
den Fläche und dem Rand der leuchtenden Fläche 
des Scheinwerfers für Abblendlicht nicht größer als 
100 mm sein. 
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6.1.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche muß auch 
in den Zonen, die in der in Betracht kommenden Be- 
obachtungsrichtung nicht beleuchet erscheinen, in- 
nerhalb eines divergierenden Raumes gewährleistet 
sein, der von den sich an die gesamte Außenlinie der 
leuchtenden Fläche anlehnenden und zur Bezugs- 
achse des Projektors einen Winkel von mindestens 
5 ° bildenden Mantellinien begrenzt ist. Als Scheitel- 
punkt der Winkel für die geometrische Sichtbarkeit 
kommt die Außenlinie der Projektion der leuchten- 
den Fläche auf eine Querebene in Betracht, die den 
vorderen Teil der Streuscheibe des Scheinwerfers 
für Fernlicht berührt. 

6.1.5 

Ausrichtung nach vorn. 

Darf die Einschlagbewegung der Lenkvorrichtung 
mitmachen. 

6.1.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Abblend- 
licht und der Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.1.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.1.8 

Ineinanderbau ist zulässig mit 

6.1.8.1 

dem Scheinwerfer für Abblendlicht, 

6 . 1 . 8.2 

der Begrenzungsleuchte. 

6.1.9 Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur gleichzei- 
tig einschaltbar sein. Beim Übergang vom Abblend- 
licht zum Fernlicht ist die Einschaltung aller Schein- 
werfer für Fernlicht erforderlich. Beim Übergang 
vom Fernlicht zum Abblendlicht müssen alle 
Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig abgeschaltet 
werden. Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen 
gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht 
eingeschaltet sein. 

6 . 1.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Blaue nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

6.2.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

Bei dreirädrigen Kleinkrafträdern mit einer größten 
Breite von mehr als 1300 mm sind jedoch zwei 
Scheinwerfer für Abblendlicht vorgeschrieben. 


6.2.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.2.3 Anordnung 

6 . 2 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Abblendlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen Leuch- 
te angebracht sein; sind diese Leuchten überein- 
ander angebracht, muß sich der geometrische 
Mittelpunkt des Scheinwerfers für Abblendlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs befinden; 
sind diese Leuchten nebeneinander angebracht, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zu der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen Leuchte ineinandergebau- 
ter Scheinwerfer für Abblendlicht muß so ange- 
bracht sein, daß sein geometrischer Mittelpunkt 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. Ist 
das Fahrzeug jedoch auch mit einem unabhängi- 
gen Scheinwerfer für das Fernlicht ausgerüstet, 
der neben dem Scheinwerfer für das Abblend- 
licht angebracht ist, müssen ihre geometrischen 
Mittelpunkte zur Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Abblendlicht, von denen 
einer oder beide mit einer anderen Leuchte 
ineinandergebaut sind, müssen so angebracht 
sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte syme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Im Falle eines Fahrzeugs mit zwei Scheinwerfern 
für Abblendlicht dürfen sich die am weitesten 
von der Längsmittelebene des Fahrzeugs ent- 
fernten Ränder der leuchtenden Flächen nicht 
weiter als 400 mm von dem äußersten Punkt der 
Breite über alles entfernt befinden. 

— Die inneren Ränder der leuchtenden Flächen 
müssen einen gegenseitigen Abstand von minde- 
stens 500 mm haben. Dieser Abstand kann auf 
400 mm verkürzt werden, wenn die Höchstbreite 
des Fahrzeugs weniger als 1 300 mm beträgt. 

6 . 2 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 500 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 2 . 3.3 

In Längsrichtung: vom am Fahrzeug. Diese Bestim- 
mung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrzeugführer weder unmittelbar noch mittel- 
bar über die Rückspiegel oder andere spiegelnde 
Flächen des Fahrzeugs stört. 

6.2.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die Winkel a und ß bestimmt, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs I festgelegt sind: 

a = 15“ nach oben und 10“ nach unten; 
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ß = 45“ nach links und nach rechts bei einem einzi- 
gen Scheinwerfer für Abblendlicht, 45“ nach außen 
und 10“ nach innen bei zwei Scheinwerfern für Ab- 
blendlicht. 

6.2.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Darf die Einschlagbewegungen der Lenkvorrich- 
tung mitmachen. 

6.2.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und der Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.2.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.2.8 

Ineinanderbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und der Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.2.9 Elektrische Schaltung 

Die Einschaltung des Scheinwerfers für Abblend- 
licht muß gleichzeitig das Löschen des Scheinwer- 
fers für Fernlicht bewirken, während der Scheinwer- 
fer für Abblendlicht eingeschaltet bleiben darf, 
wenn der Scheinwerfer für Fernlicht leuchtet. 

6.2.10 

Schaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.2.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

6.3.1 

Anzahl: zwei auf jeder Seite. 

6.3.2 

Anbauschema: zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn 
und zwei Fahrtrichtungsanzeiger hinten. 

6.3.3 Anordnung 
6 . 3 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Die am weitesten von der Längsmittelebene be- 
findlichen Ränder der leuchtenden Fläche dürfen 
sich nicht mehr als 400 mm vom äußersten Punkt 
der Breite über alles des Fahrzeugs entfernt be- 
finden; 

— die inneren Ränder der leuchtenden Flächen 
müssen voneinander einen Abstand von minde- 
stens 500 mm haben; 


— sie müssen einen Mindestabstand zwischen den 
leuchtenden Flächen und den am nächsten lie- 
genden Scheinwerfern für Abblendlicht von 

— 75 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
90 cd, 

— 40 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
175 cd, 

— 20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
250 cd, 

— <20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzei- 
gers 400 cd beträgt, 

haben, 

6 . 3 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6.3.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: siehe Anlage 2. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen aus 15“ nach 
oben. 

Dieser Winkel kann auf 5“ verringert werden, wenn 
die Anbauhöhe der Leuchten am Fahrzeug geringer 
als 750 mm ist. 

6.3.5 Ausrichtung 

Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger dürfen die 
Einschlagbewegungen der Lenkvorrichtung mitma- 
chen. 

6.3.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Leuchten ist 
zulässig. 

6.3.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.3.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig, 

6.3.9 Elektrische Schaltung 

Das Aufleuchten der Fahrtrichtungsanzeiger muß 
unabhängig von den anderen Leuchten erfolgen. 
Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf der gleichen Fahr- 
zeugseite werden durch die gleiche Steuereinrich- 
tung zum Aufleuchten und Erlöschen gebracht, 

6.3.10 

Funktionskontrolle: wahlfrei. 

Sie darf optisch oder akustisch oder auch beides 
sein. Ist sie optisch, muß es sich um ein grünes Blink- 
licht handeln; sie muß aus allen normalen Fahrhal- 
tungen sichtbar sein; sie muß erlöschen oder stetig 
brennen oder eine wesentliche Frequenzänderung 
im Falle einer Funktionsstörung bei einem der 
Fahrtrichtungsanzeiger auf weisen. Ist sie akustisch, 
muß sie deutlich hörbar sein und im Störungsfall 
eine entsprechende wesentliche Frequenzänderung 
aufweisen. 
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6.3.11 Sonstige Vorschriften 

Die genannten Merkmale sind zu messen, wenn die 
Lichtmaschine keine anderen stromverbrauchenden 
Einrichtungen versorgt als die für das Funktionieren 
des Motors und der Beleuchtungseinrichtung erfor- 
derlichen Stromkreise. 

6.3.11.1 

Die Leuchte muß spätestens eine Sekunde nach Ein- 
schaltung des Blinksignals aufleuchten. Sie muß 
spätestens eineinhalb Sekunden nach dem Ausschal- 
ten erlöschen. 

6.3.11.2 

Für alle Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsan- 
zeiger mit Gleichstrom funktionieren, gilt: 

6.3.11.2.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.2.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite blin- 
ken phasengleich in derselben Frequenz. 

6.3.11.3 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Wechselstrom funktionieren, wenn die Dreh- 
zahl des Motors zwischen 50 % und 100 % der Dreh- 
zahl liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahr- 
zeugs entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.3.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.3.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite blin- 
ken gleichzeitig oder wechselweise. Die vorderen 
Fahrtrichtungsanzeiger dürfen von hinten nicht 
sichtbar sein, die hinteren dürfen in den in der Anla- 
ge 1 festgelegten Zonen nicht sichtbar sein. 

6.3.11.4 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Gleichstrom funktionieren, wenn die Dreh- 
zahl des Motors zwischen der vom Hersteller ge- 
nannten Leerlaufdrehzahl und 50% der Drehzahl 
liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.4.1 

Die Blinkfrequenz liegt zwischen 90 + 30 und 90 — 
45 Perioden pro Minute. 

6.3.11.4.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite dür- 
fen gleichzeitig oder wechselseitig blinken. Die vor- 
deren Fahrtrichtungsanzeiger dürfen von hinten 
nicht sichtbar sein, die hinteren dürfen in den in der 
Anlage 1 festgelegten Zonen nicht sichtbar sein. 


6.3.11.5 

Bei Funktionsstörungen eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers, die nicht durch Kurzschluß verursacht sind, 
müssen die übrigen Leuchten weiterblinken, doch 
muß in diesem Fall die Blinkfrequenz von der vorge- 
schriebenen abweichen, es sei denn, das Fahrzeug 
sei mit einer Kontrolleinrichtung ausgerüstet. 

6.4 Bremsleuchten 

6.4.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

Für Kleinkrafträder mit zwei Hinterrädern sind 
jedoch zwei Bremsleuchten vorgeschrieben. 

6.4.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.4.3 Anordnung 

6.4.3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, wenn 
dieses nur eine Bremsleuchte hat; hat es zwei 
Bremsleuchten, müssen diese symmetrisch zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs angeordnet sein. 
Bei Fahrzeugen mit zwei Hinterrädern beträgt der 
Abstand zwischen den beiden Leuchten mindestens 
600 mm. Dieser Abstand darf auf 400 mm verringert 
werden, wenn die größte Breite des Fahrzeugs weni- 
ger als 1 300 mm beträgt. 

6.4.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden, 

6.4.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.4.5 

Ausrichtung: nach hinten, 

6.4.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren hinteren 
Leuchten ist zulässig. 

6.4.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig, 

6.4.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.4.9 

Elektrische Schaltung: muß aufleuchten, wenn min- 
destens eine der Betriebsbremsen betätigt wird. 

6.4.10 

Einschaltkontrolle: nicht zulässig. 
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6.5 Begrenzungsleuchten 

6.5.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

Dreirädrige Kleinkrafträder, deren größte Breite 
mehr als 1300 mm beträgt, müssen jedoch mit zwei 
Begrenzungsleuchten ausgerüstet sein. 

6.5.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.5.3 Anordnung 

6 . 5 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Eine unabhängige Begrenzungsleuchte darf 
über, unter oder neben einer anderen vorderen 
Leuchte angeordnet sein; sind diese Leuchten 
übereinander angeordnet, muß sich der geome- 
trische Mittelpunkt der Begrenzungsleuchte in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs befinden; 
sind diese Leuchten nebeneinander angeordnet, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Eine mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaute Begrenzungsleuchte muß so ange- 
ordnet sein, daß ihr geometrischer Mittelpunkt in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 

— Zwei Begrenzungsleuchten, von denen eine oder 
alle beide mit einer anderen vorderen Leuchte 
ineinandergebaut sind, müssen so angeordnet 
sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Bei einem Fahrzeug mit zwei Begrenzungsleuch- 
ten dürfen sich die Ränder der am weitesten von 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs entfernten 
leuchtenden Flächen nicht weiter als 400 mm 
vom äußersten Punkt der Breite über alles des 
Fahrzeugs entfernt befinden. 

— Der Mindestabstand zwischen den inneren Rän- 
dern der beiden leuchtenden Flächen muß min- 
destens 500 mm betragen. 

6 . 5 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 5 . 3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. 

6.5.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80° nach links und nach rechts bei 
einer einzigen Begrenzungsleuchte; 80° nach außen 
und 45° nach innen bei zwei Begrenzungsleuchten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15° 
nach oben und nach unten. Der von der Horizontalen 
ausgehende Winkel nach unten darf jedoch auf 5° 


verringert werden, wenn die Anbauhöhe der Leuch- 
te kleiner als 750 mm ist. 

6.5.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchte darf die Einschlagbewegungen der 
Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.5.6 

Zusammenbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.7 

Ineinanderbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.5.9 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.5.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.6 Schlußleuchten 

6 . 6.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

Kleinkrafträder mit zwei Hinterrädern müssen je- 
doch mit zwei Schlußleuchten ausgerüstet sein. 

6.6.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.6.3 Anordnung 

6 . 6 . 3.1 

In Richtung der Breite: Ist nur eine Schlußleuchte 
vorhanden, muß der Bezugspunkt in der Längsmit- 
telebene des Fahrzeugs liegen; im Falle von zwei 
Schlußleuchten müssen diese symmetrisch zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs angeordnet sein. 
Für Fahrzeuge mit zwei Hinterrädern gilt folgendes: 
Der Abstand zwischen den beiden Leuchten beträgt 
mindestens 600 mm. Dieser Abstand darf auf 400 mm 
verringert werden, wenn die größte Breite des Fahr- 
zeugs weniger als 1 300 mm beträgt. 

6 . 6 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 6 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 
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6.6.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80” nach links und nach rechts bei 
einer Schlußleuchte, 80” nach außen und 45” nach 
innen bei zwei Schlußleuchten, 

Vertikal Winkel: von der Horizontalen ausgehend 
15” nach oben und nach unten. Der Winkel nach 
unten darf jedoch auf 5” verringert werden, wenn die 
Anbauhöhe der Leuchte weniger als 750 mm beträgt. 

6.6.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.6.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.6.7 

Ineinanderbau mit der Bremsleuchte oder dem hin- 
teren nicht dreieckigen Rückstrahler oder mit bei- 
den ist zulässig. 

6 . 6.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.6.9 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Sie muß gegebenenfalls mit der Einschaltkontrolle 
der Begrenzungsleuchten kombiniert sein. 

6.6.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.7 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.7.1 

Anzahl: einer oder zwei der Klasse 1^). 

Bei dreirädrigen Kleinkrafträdern, deren größte 
Breite mehr als 1000 mm beträgt, sind jedoch zwei 
hintere, nicht dreieckige Rückstrahler vorgeschrie- 
ben. 

6.7.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.7.3 Anordnung 

6 . 7 . 3.1 

In Richtung der Breite: Ist nur ein Rückstrahler vor- 
handen, muß sein Bezugspunkt in der Längsmittel- 
ebene des Fahrzeugs liegen. Im Falle von zwei 
Rückstrahlern müssen diese symmetrisch zur Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs angeordnet sein. 

Bei einem Fahrzeug mit zwei hinteren Rückstrahlern 


Entsprechend der Klassifizierung in der Richtlinie 76/ 
757/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger. 


darf der von der Fahrzeuglängsmittelebene am wei- 
testen entfernte Punkt der leuchtenden Flächen 
nicht mehr als 400 mm vom äußersten Punkt der 
Breite über alles des Fahrzeugs entfernt sein? 

der Abstand zwischen den inneren Rändern der 
Rückstrahler muß mindestens 500 mm betragen. 
Dieser Abstand darf auf 400 mm verringert sein, 
wenn die größte Breite des Fahrzeugs weniger als 
1 300 mm beträgt. 

6 . 7 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6 . 7 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.7.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30” nach rechts und nach links. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15” 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5“ verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer ist als 750 mm. 

6.7.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.7.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zuläs- 
sig. 

6.7.7 

Sonstige Vorschriften: Die leuchtende Fläche des 
Rückstrahlers darf mit anderen Heckleuchten ge- 
meinsame Teile haben. 

6.8 Pedalrückstrahler 

6.8.1 

Anzahl: vier Rückstrahler oder Rückstrahlergrup- 
pen. 

6.8.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.8.3 Sonstige Vorschriften 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers muß ver- 
senkt in der Umrahmung liegen. Die Rückstrahler 
sind so in den Pedalkörper einzubauen, daß sie 
nach vorn und nach hinten gut sichtbar sind. Die 
Bezugsachse der Rückstrahler, die in ihrer Form 
der Form des Pedalkörpers angepaßt sein müssen, 
muß senkrecht zur Pedalachse liegen. Pedalrück- 
strahler dürfen nur in Pedale eingebaut sein, die 
über Kurbeln oder ähnliche Einrichtungen dazu 
dienen, das Fahrzeug ohne Inanspruchnahme des 
Motors fortzubewegen. Sie dürfen nicht in Pedale 
eingebaut sein, die als Bedienteile des Fahrzeugs 
oder lediglich als Fußraste für den Fahrer oder den 
Beifahrer dienen. 
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Anlage 1 

Sichtbarkeit der roten Leuchten nach vorn und der weißen Leuchten nach hinten 

(Siehe Nummer B 9 des Anhangs I und Nummer 6.3.11.4.2 dieses Anhangs) 


Sichtbarkeit eines roten 
Lichts nach vorn 

Abbildung 1 




Abbildung 2 


Anlage 2 


Anbauschema 

Fahrtrichtungsanzeiger 
Geometrische Sichtbarkeit 
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Anlage 3 

Beschreibungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines dreirädrigen Kleinkraftrades 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Ordnungsnummer (vom Antragsteller zugeteilt): 

Den Antrag auf Bauartgenehmigung betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines dreirädrigen Kleinkraftrades sind die Angaben zu folgenden Punkten des Anhangs II der 
Verordnung (EWG) Nr des Rates vom . . Buchstabe A, beizufügen: 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
8 bis 8.4. 


Anlage 4 

Name der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für einen Typ eines dreirädrigen Kleinkraftrades 

Muster 

Protokoll Nr des technischen Dienstes vom 

Nummer der Bauartgenehmigung Nummer der Erweiterung der Betriebserlaubnis 

l; Fabrikmarke oder Handelsmarke des Fahrzeugs 

2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 


4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene vorgeschriebene Beleuchtungseinrich- 
tungen^) 

5.1 Scheinwerfer für Abblendlicht 

5.2 Begrenzungsleuchten 

5.3 Schlußleuchten 

5.4 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

5.5 Pedalrückstrahler^) 


') Für jede Einrichtung auf einem besonderen Bogen die ordnungsgemäß festgestellten Einrichtungstypen aufführen, die 
den Anbauvorschriften im Sinne dieses Anhangs entsprechen. 

Nur für mit Pedale ausgerüstete dreirädrige Kleinkrafträder. 
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6. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene zulässige Beleuchtungseinrichtungen^) 

6.1 Scheinwerfer für Fernlicht: ja/nein*) 

6.2 F ahrtr ichtungsanzeiger: j a/nein*) 

6.3 Bremsleuchten: ja/nein*) 

7. Unterschiedliche Bauarten 

8. Fahrzeug zur Bauartgenehmigung vorgeführt am 

9. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/versagt*) 

10. Ort : 

11. Datum 

12. Unterschrift 


') Für jede Einrichtung auf einem besonderen Bogen die ordnungsgemäß festgestellten Einrichtungstypen aufführen, die 
den Anbauvorschriften im Sinne dieses Anhangs entsprechen. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 
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Anhang IV 


Vorschriften für zweirädrige Krafträder 


1 . 

Ein zweirädriges Kraftrad muß mit nachstehenden 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ausge- 
rüstet sein: 

1.1 

Scheinwerfer für Fernlicht, 

1.2 

Scheinwerfer für Abblendlicht, 

1.3 

F ahrtrichtungsanzeiger, 

1.4 

Bremsleuchte, 

1.5 

Begrenzungsleuchte, 

1.6 

Schlußleuchte, 

1.7 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzei- 
chen, 

1.8 

hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler. 

2 . 

Ein zweirädriges Kraftrad darf ferner mit nachste- 
hend genannten Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen ausgerüstet sein: 

2.1 

Nebelscheinwerfer, 

2.2 

N ebelschlußleucht e, 

2.3 

Warnblinklicht, 

2.4 

seitlichen, nicht dreieckigen Rückstrahlern. 


3 . 

Der Anbau der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen muß 
nach den einschlägigen, unter 6 genannten Bestim- 
mungen erfolgt sein. 

4 . 

Der Anbau anderer als der unter 1 und 2 genannten 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ist 
untersagt. 

5. 

Für vierrädrige Kraftfahrzeuge zugelassene Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sind auch 
an Krafträdern zulässig. 

ft Besondere Anbauvorschriften 

6.1 

Scheinwerfer für Fernlicht. 

6 . 1.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.1.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.1.3 Anordnung 

6.1.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Fernlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebracht sein. Sind diese Leuch- 
ten übereinander angeordnet, muß der geometri- 
sche Mittelpunkt des Scheinwerfers für Fernlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 
sind diese Leuchten nebeneinander angeordnet, 
müssen deren geometrische Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Fernlicht muß so 
angebaut sein, daß sich sein geometrischer Mit- 
telpunkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
befindet. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem 
unabhängigen Scheinwerfer für das Abblend- 
licht ausgerüstet, der neben dem Scheinwerfer 
für das Fernlicht angebracht ist, müssen ihre geo- 
metrischen Mittelpunkte zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs symmetrisch sein. 
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— Zwei Scheinwerfer für Fernlicht, von denen einer 
oder beide mit einer anderen vorderen Leuchte 
ineinandergebaut sind, müssen so angebaut sein, 
daß ihre geometrischen Mittelpunkte symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs lie- 
gen. 

6.1.3.2 

In Längsrichtung: vom am Fahrzeug. Diese Bestim- 
mung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
den Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört. 

6.1.3.3 

In keinem Fall darf bei einem unabhängigen Schein- 
werfer für Fernlicht der Abstand zwischen dem Rand 
seiner leuchtenden Fläche und dem Rand der leuch- 
tenden Fläche des Scheinwerfers für Abblendlicht 
größer als 200 mm sein. 

6.1.3.4 

Bei zwei Scheinwerfern für Fernlicht darf der Ab- 
stand zwischen den leuchtenden Flächen nicht grö- 
ßer als 100 mm sein. 

6.1.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche muß auch 
in den Zonen, die in der in Betracht kommenden Be- 
obachtungsrichtung nicht beleuchtet erscheinen, in- 
nerhalb eines divergierenden Raumes gewährleistet 
sein, der von den sich an die gesamte Außenlinie der 
leuchtenden Fläche anlegenden und zu der Bezugs- 
achse des Projektors einen Winkel von mindestens 5 ° 
bildenden Mantellinien begrenzt ist. Als Scheitel- 
punkt der Winkel für die geometrische Sichtbarkeit 
kommt die Außenlinie der Projektion der leuchten- 
den Fläche auf eine Querebene in Betracht, die den 
vorderen Teil der Streuscheibe des Scheinwerfers 
für Fernlicht berührt. 

6.1.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Scheinwerfer dürfen die Einschlagbewegungen 
der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.1.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Abblend- 
licht und den übrigen vorderen Leuchten ist zuläs- 
sig. 

6.1.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.1.8 

Ineinanderbau ist zulässig mit 

6.1.8.1 

dem Scheinwerfer für Abblendlicht, 


6.1.8.2 

der Begrenzungsleuchte, 

6.1.8.3 

dem Nebelscheinwerfer. 

6.1.9 Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur gleichzei- 
tig einschaltbar sein. Beim Übergang vom Abblend- 
licht zum Fernlicht ist die Einschaltung aller Schein- 
werfer für Fernlicht erforderlich. Beim Übergang 
vom Fernlicht zum Abblendlicht müssen alle 
Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig abgeschaltet 
werden. Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen 
gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht 
eingeschaltet sein. 

6 . 1.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Blaue, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6 . 1.11 

Sonstige Vorschriften: Die Lichtstärke der Schein- 
werfer für Fernlicht, die gleichzeitig eingeschaltet 
werden können, darf 225000 cd nicht überschreiten 
(G enehmigungswert), 

6.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

6.2.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.2.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.2.3 Anordnung 
6.2.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Abblendlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebaut sein. Befinden sich diese 
Leuchten übereinander, muß der geometrische 
Mittelpunkt des Scheinwerfers für Abblendlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 
sind diese Leuchten nebeneinander angebracht, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Abblendlicht muß 
so angebaut sein, daß sein geometrischer Mittel- 
punkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegt. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem un- 
abhängigen Scheinwerfer für das Fernlicht aus- 
gerüstet, der neben dem Scheinwerfer für das Ab- 
blendlicht angebracht ist, müssen ihre geometri- 
schen Mittelpunkte zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs symmetrisch sein. 
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— Zwei Scheinwerfer für Abblendlicht, von denen 
einer oder beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinandergebaut sind, müssen so ange- 
baut sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte 
symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs liegen. 

6.2.3.2 

In der Höhe: mindestens 500 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6.2.3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Bestim- 
mung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
die Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört. 

6.2.3.4 

Im Falle von zwei Scheinwerfern für Abblendlicht 
darf der Abstand der leuchtenden Flächen voneinan- 
der nicht größer als 200 mm sein. 

6.2.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist durch die Winkel a und ß im Sinne der Num- 
mer A 10 des Anhangs I bestimmt: 

a = 15° nach oben und 10° nach unten; 

ß = 45° nach links und rechts im Falle eines einzigen 
Scheinwerfers für Abblendlicht; 45° nach außen und 
10° nach innen im Falle von zwei Scheinwerfern für 
Abblendlicht. 

Die übrigen Straßenbenutzer dürfen durch das Vor- 
handensein anderer Bauteile in der Nähe des Projek- 
tors keinen sekundären Störungen ausgesetzt sein. 

6.2.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Der Scheinwerfer darf den Einschlagbewegungen 
der Lenkvorrichtung folgen. Die Ausrichtung des 
Lichtbündels des Abblendlichtes in der Senkrechten 
muß zwischen — 0,5 % und — 2,5 % liegen. 

6.2.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6 . 2.8 

Ineinanderbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.9 Elektrische Schaltung 

Das Einschalten des Scheinwerfers für Abblendlicht 
muß gleichzeitig das Ausschalten des Scheinwerfers 
für Fernlicht bewirken, während das Abblendlicht 
weiter leuchten darf, wenn das Fernlicht eingeschal- 
tet ist. 


6.2.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.2.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

6.3.1 

Anzahl: zwei je Seite. 

6.3.2 

Anbauschema: zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn 
und zwei Fahrtrichtungsanzeiger hinten. 

6.3.3 Anordnung 

6.3.3.1 

In Richtung der Breite: 

6.3.3.1.1 

Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger müssen 
gleichzeitig 

6.3.3.1.1.1 

zwischen ihren leuchtenden Flächen einen Abstand 
von mindestens 240 mm haben, 

6.3.3.1.1.2 

außerhalb der senkrechten Längsebenen gelegen 
sein, die die äußeren Ränder der leuchtenden Fläche 
des Projektors (der Projektoren) berühren, 

6.3.3.1.1.3 

einen Mindestabstand zwischen den leuchtenden 
Flächen und den am nächsten liegenden Scheinwer- 
fern für Abblendlicht von 

— 75 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
90 cd, 

— 40 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
175 cd, 

— 20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
250 cd, 

— <20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
400 cd beträgt, 

haben. 

6.3.3.1.2 

Bei den hinteren Fahrtrichtungsanzeigern muß der 
Abstand zwischen den Innenrändern der beiden 
leuchtenden Flächen vorbehaltlich der Beachtung 
der Vorschriften der Nummer B 9 des Anhangs I min- 
destens 180 mm betragen, auch dann, wenn das 
Schild mit dem amtlichen Kennzeichen anmontiert 
ist. 

6.3.3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 
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6.3.3.3 

In Längsrichtung: der Abstand zwischen der der äu- 
ßersten hinteren Längsbegrenzung des Fahrzeugs 
entsprechenden Querebene und dem Bezugspunkt 
der hinteren Fahrtrichtungsanzeiger darf 300 mm 
nicht überschreiten. 

6.3.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: siehe Anlage 2. 

Vertikal Winkel: 15” über der Horizontalen. Dieser 
Winkel darf auf 5” verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchten geringer als 750 mm ist. 

6.3.5 Ausrichtung 

Die Fahrtrichtungsanzeiger dürfen die Einschlagbe- 
wegungen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.3.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Leuchten ist 
zulässig. 

6.3.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.3.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.3.9 Elektrische Schaltung 

Das Aufleuchten der Fahrtrichtungsanzeiger muß 
unabhängig von den anderen Leuchten erfolgen. 
Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahr- 
zeugseite werden durch dieselbe Steuereinrichtung 
zum Aufleuchten und Erlöschen gebracht. 

6.3.10 

Funktionskontrolle: vorgeschrieben. 

Sie kann optisch oder akustisch oder auch beides 
sein. Handelt es sich um eine optische Funktions- 
kontrolle, so muß diese aus einer blinkenden grünen 
Kontrolleuchte bestehen; sie muß erlöschen oder 
dauernd brennen oder eine wesentliche Frequenz- 
änderung im Falle einer Funktionsstörung bei einem 
der Fahrtrichtungsanzeiger aufweisen. Handelt es 
sich um eine akustische Kontrolleinrichtung, so muß 
sie deutlich hörbar sein und im Störungsfalle eine 
entsprechende wesentliche Frequenzänderung auf- 
weisen. 

6.3.11 Sonstige Vorschriften 

Die genannten Merkmale sind zu messen, wenn die 
Lichtmaschine keine anderen stromverbrauchenden 
Einrichtungen versorgt als die für das Funktionieren 
des Motors und der Beleuchtungseinrichtung erfor- 
derlichen Stromkreise. 

6.3.11.1 

Der Einschaltung des Blinksignals muß das Auf- 
leuchten der Leuchte innerhalb spätestens einer Se- 


kunde folgen. Die Leuchte muß spätestens einein- 
halb Sekunden nach dem Ausschalten erlöschen. 

6.3.11.2 

Für alle Fahrzeuge, deren Fahrtrichtungsanzeiger 
mit Gleichstrom versorgt werden, gilt folgendes: 

6.3.11.2.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.2.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs müssen phasengleich in derselben Fre- 
quenz blinken. 

6.3.11.3 

Werden die Fahrtrichtungsanzeiger eines Fahrzeugs 
mit Wechselstrom versorgt, wenn die Drehzahl des 
Motors zwischen 50 % und 100 % der der Höchstge- 
schwindigkeit des Fahrzeugs entsprechenden Mo- 
tordrehzahl liegt, gilt folgendes: 

6.3.11.3.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 + 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.3.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs dürfen gleichzeitig oder wechselweise 
blinken. Die vorderen Leuchten dürfen nicht von 
hinten sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen 
nicht von vorn in den in der Anlage 1 festgelegten 
Bereichen sichtbar sein. 

6.3.11.4 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Wechselstrom versorgt werden, wenn die 
Drehzahl des Motors zwischen der vom Hersteller 
genannten Leer lauf drehzahl und 50 % der Drehzahl 
liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.4.1 

Die Blinkfrequenz der Leuchten muß zwischen 90 + 
30 und 90 — 45 Perioden pro Minute liegen. 

6.3.11.4.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs dürfen gleichzeitig oder wechselweise 
blinken. Die vorderen Leuchten dürfen nicht von 
hinten sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen 
nicht von vorn in den in der Anlage 1 festgelegten 
Bereichen sichtbar sein. 

6.3.11.5 

Bei Funktionsstörungen eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers, die nicht durch Kurzschluß verursacht sind, 
muß die andere Leuchte weiterblinken oder einge- 
schaltet bleiben, doch muß unter diesen Umständen 
die Blinkfrequenz von der vorgeschriebenen abwei- 
chen, es sei denn, das Fahrzeug sei mit einer Kon- 
trollvorrichtung ausgerüstet. 
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6.4 Bremsleuchten 

6.4.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6.4.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.4.3 Anordnung 

6 . 4 . 3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, wenn es 
sich um eine einzige Bremsleuchte handelt; ist das 
Fahrzeug mit zwei Bremsleuchten ausgerüstet, müs- 
sen diese symmetrisch zur Längsjnittelebene des 
Fahrzeugs liegen. 

6 . 4 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 4 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.4.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45** nach links und nach rechts. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15’’ 
nach oben und nach unten. Der nach unten verlau- 
fende Winkel darf jedoch auf 5“ verringert werden, 
wenn die Anbauhöhe der Leuchte geringer ist als 
750 mm. 

6.4.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.4.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren anderen 
hinteren Leuchten ist zulässig. 

6.4.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.4.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.4.9 

Elektrische Schaltung: muß aufleuchten, wenn zu- 
mindest eine Betriebsbremse betätigt wird. 

6.4.10 

Einschaltkontrolle: unzulässig. 

6.5 Begrenzungsleuchten 

6.5.1 

Anzahl: eine oder zwei. 
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6.5.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.5.3 Anordnung 

6 . 5 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Eine Begrenzungsleuchte darf über oder unter 
oder neben einer anderen vorderen Leuchte an- 
gebaut sein. Sind diese Leuchten übereinander 
angeordnet, muß der geometrische Mittelpunkt 
der Begrenzungsleuchte in der Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen. Sind diese Leuchten ne- 
beneinander angebaut, müssen ihre geometri- 
schen Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmit- 
telebene des Fahrzeugs liegen. 

— Eine mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaute Begrenzungsleuchte muß so ange- 
baut sein, daß ihr geometrischer Mittelpunkt in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 

— Zwei Begrenzungsleuchten, von denen eine oder 
beide mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaut sind, müssen so angebaut sein, daß 
ihre geometrischen Mittelpunkte symmetrisch 
zur Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

6 . 5 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 5 . 3.3 

In Längsrichtung: vom am Fahrzeug. 

6.5.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80“ nach links und nach rechts, 
falls nur eine Begrenzungsleuchte vorhanden ist; 80“ 
nach außen und 45“ nach innen, wenn zwei Begren- 
zungsleuchten vorhanden sind. 

Vertikal Winkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und nach unten. Der nach unten ver- 
laufende Winkel darf jedoch auf 5“ verringert wer- 
den, wenn die Anbauhöhe der Leuchte geringer als 
750 mm ist. 

6.5.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchte darf die Einschlagbewegungen der 
Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.5.6 

Zusammenbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.7 

Ineinanderbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 
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6.5.9 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte; auf diese 
Kontrolle kann verzichtet werden, wenn die Be- 
leuchtung des Armaturenbrettes nur gleichzeitig 
mit der Begrenzungsleuchte ein- oder ausgeschaltet 
werden kann. 

6.5.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.6 Schlußleuchten 

6 . 6.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6 . 6.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.6.3 Anordnung 

6 . 6 . 3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, wenn es 
sich um eine einzige Schlußleuchte handelt; ist das 
Fahrzeug mit zwei Schlußleuchten ausgerüstet, so 
müssen diese symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen. 

6 . 6 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 6 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.6.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80° nach rechts und links im Falle 
einer einzigen Schlußleuchte; 80° nach außen und 
45° nach innen im Falle von zwei Schlußleuchten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15° 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
kann jedoch auf 5° verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer ist als 750 mm. 

6.6.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.6.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.6.7 

Kombination mit der Beleuchtungseinrichtung für 
das hintere Kennzeichen ist zulässig. 

6.6.8 

Ineinanderbau mit der Bremsleuchte oder dem hin- 
teren, nicht dreieckigen Rückstrahler oder mit bei- 
den oder mit der Nebelschlußleuchte ist zulässig. 


6.6.9 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.6.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Ihre Funktion muß gegebenenfalls von der Kontrolle 
für die Begrenzungsleuchte übernommen werden. 

6 . 6.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.7 Nebelscheinwerfer 

6.7.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.7.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.7.3 Anordnung 

6 . 7 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein Nebelscheinwerfer darf über, unter oder 
neben einer anderen vorderen Leuchte angebaut 
sein. Sind diese Leuchten übereinander angeord- 
net, muß der geometrische Mittelpunkt des Ne- 
belscheinwerfers in der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen; sind diese Leuchten nebenein- 
ander angeordnet, müssen ihre geometrischen 
Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Nebelscheinwerfer muß so ange- 
baut sein, daß sein geometrischer Mittelpunkt in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 

— Zwei Nebelscheinwerfer, von denen einer oder 
beide mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaut sind, müssen so angebaut sein, daß 
ihre geometrischen Mittelpunkte symmetrisch 
zur Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

6 . 7 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm über dem Boden. 
Kein Punkt der leuchtenden Fläche darf über dem 
höchsten Punkt der leuchtenden Fläche des Schein- 
werfers für Abblendlicht liegen. 

6 . 7 . 3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Vor- 
schrift gilt als erfüllt, wenn das abgestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
die Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört. 

6.7.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die Winkel a und ß bestimmt, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs I festgelegt sind: 

a = 5° nach oben und nach unten; 
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p == 45° nach links und nach rechts mit Ausnahme 
einer seitlich angeordneten Leuchte, bei der der 
Winkel nach innen ß = 10° betragen muß. 

6.7.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Der Nebelscheinwerfer darf die Einschlagbewegun- 
gen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.7.6 

Zusammenbau mit den anderen vorderen Leuchten 
ist zulässig. 

6.7.7 

Kombination mit einer anderen vorderen Leuchte ist 
nicht zulässig. 

6.7.8 

Ineinanderbau mit einem Scheinwerfer für Fernlicht 
und einer Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.7.9 

Elektrische Schaltung 

Der Nebelscheinwerfer muß unabhängig vom 
Scheinwerfer für Fernlicht oder dem Scheinwerfer 
für Abblendlicht ein- und ausgeschaltet werden 
können. 

6.7.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.7.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.8 Nebelschlußleuchten 

6.8.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6.8.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.8.3 Anordnung 

6 . 8 . 3.1 

In Richtung der Breite: Eine unabhängige Nebel- 
schlußleuchte darf über, unter oder neben einer an- 
deren hinteren Leuchte angebracht sein. Ihr geome- 
trischer Mittelpunkt muß in der Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen, wenn diese Leuchten überein- 
ander angeordnet sind; sind diese Leuchten neben- 
einander angeordnet, müssen ihre geometrischen 
Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen. Eine mit einer anderen hinte- 
ren Leuchte ineinandergebaute Nebelschlußleuchte 
muß so angebaut sein, daß ihr geometrischer Mittel- 
punkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 


6 . 8 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6 . 8 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6 . 8 . 3.4 

Der Abstand zwischen der leuchtenden Fläche der 
Nebelschlußleuchte und der der Bremsleuchte muß 
mindestens 100 mm betragen. 

6.8.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die Winkel a und ß bestimmt, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs I festgelegt sind: 

a = 5° nach oben und 5° nach unten; 
ß = 25° nach rechts und nach links. 

6.8.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.8.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.8.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.8.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.8.9 Elektrische Schaltung 

Die Leuchte darf nur aufleuchten, wenn eine oder 
mehrere der nachstehend genannten Leuchten ein- 
geschaltet sind: Scheinwerfer für Fernlicht, Schein- 
werfer für Abblendlicht oder Nebelscheinwerfer. 

Ist das Fahrzeug mit einem Nebelscheinwerfer aus- 
gerüstet, muß es möglich sein, die Nebelschluß- 
leuchte unabhängig vom Nebelscheinwerfer auszu- 
schalten. 

6.8.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Gelbe, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.8.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.9 Warnblinklicht 

6.9.1 

Es gelten dieselben Vorschriften wie die in den 
Nummern 6.3 bis 6.3.8. 

6.9.2 Elektrische Schaltung 

Das Einschalten des Warnblinklichts muß durch 
eine besondere Betätigungseinrichtung erfolgen, die 
ein synchrones Funktionieren sämtlicher Fahrtrich- 
tungsanzeiger bewirkt. 
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6.9.3 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Rote, blinkende Kontrolleuchte oder in Ermange- 
lung einer solchen: gleichzeitiges Funktionieren der 
in 6.3.10 vorgeschriebenen Kontrolleuchten. 

6.9.4 Sonstige Vorschriften 

Die Blinkfrequenz muß 90 ± 30 Perioden pro Minute 
betragen. Auf die Einschaltung des Warnblinklichts 
muß das Aufleuchten desselben in spätestens einer 
Sekunde folgen, es muß spätestens eineinhalb Se- 
kunden nach der Ausschaltung erlöschen. 

Das Warnblinklicht muß sich in Funktion setzen las- 
sen, auch wenn sich die Betätigungseinrichtung für 
das Anlassen oder das Abschalten des Motors in 
einer Stellung befindet, in der der Motor nicht lau- 
fen kann. 

6.10 Beleuchtungseinrichtung für das hintere 
Kennzeichen 

6.10.1 

Anzahl: eine. 

Die Einrichtung zur Beleuchtung der Anbringungs- 
stelle des Kennzeichens darf aus verschiedenen opti- 
schen Bauteilen bestehen. 

6.10.2 Anbauschema 

6.10.3 Anordnung 

6.10.3.1 

In Richtung der Breite: So, daß die Be- 

leuchtung des 

6.10.3.2 I Kennzeichens 

In der Höhe: ( durch die Ein- 

richtung si- 

6.10.3.3 chergestellt ist. 
In Längsrichtung: 

6.10.4 Geometrische Sichtbarkeit 

6.10.5 Ausrichtung 

6 . 10.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren hinteren 
Leuchten ist zulässig. 

6.10.7 

Kombination mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.10.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.10.9 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschriften. 

6.10.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 


Ihre Funktion ist von der für die Begrenzungsleuchte 
vorgeschriebenen Kontrolleuchte zu gewährleisten. 

6 . 10.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.11 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler 

6 . 11.1 

Anzahl je Seite: einer oder zwei der Klasse D). 

6.11.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.11.3 Anordnung 

6.11.3.1 

In Richtung der Breite: keine besonderen Vorschriften. 

6.11.3.2 

In der Höhe: mindestens 300 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6.11.3.3 

In Längsrichtung: so, daß der Rückstrahler unter nor- 
malen Umständen weder vom Fahrer noch vom Bei- 
fahrer noch von Teilen ihrer Bekleidung verdeckt 
werden kann. 

6.11.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30° nach vorn und nach hinten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15° 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5° verringert sein, wenn die Anbau- 
höhe des Rückstrahlers geringer ist als 750 mm. 

6.11.5 

Ausrichtung: Die Bezugsachse der Rückstrahler muß 
senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs ver- 
laufen und nach außen ausgerichtet sein. Vorn ange- 
brachte Rückstrahler dürfen die Schwenkbewegun- 
gen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6 . 11.6 

Zusammenbau mit den übrigen Signaleinrichtungen 
ist zulässig. 

6.12 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.12.1 

Anzahl: einer der Klasse U). 

6 . 12.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.12.3 Anordnung 
6.12.3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

q Entsprechend der Klassifizierung in der Richtlinie 76/ 
757/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger. 
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6 . 12 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6 . 12 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.12.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30” nach links und nach rechts. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15” 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5” verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer als 750 mm ist. 

Anlage 1 

Sichtbarkeit der roten Leuchten nach vorn ui 

(Siehe Nummer B 9 des Anhangs 1 und Nummer 6.3.1 


6.12.5 

Ausrichtung: nach hinten. 


6 . 12.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zuläs- 
sig. 


6.12.7 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers kann mit 
jedem beliebigen rückwärtigen roten Scheinwerfer 
teilweise zusammenfallen. 

[ der weißen Leuchten nach hinten 

.4.2 dieses Anhangs.) 
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Anlage 2 


Anbauschema 

Zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn und hinten. 


i 



Beschreibungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrades 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Ordnungsnummer (vom Antragsteller zugeteilt): 

Dem Antrag auf Bauartgenehmigung betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrades sind die Angaben zu folgenden Punkten des Anhangs II der 
Verordnung (EWG) Nr des Rates vom . . Buchstabe A, beizufügen. 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
8 bis 8.4 
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Anlage 4 

Name der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrades 

Muster 

Protokoll Nr des technischen Dienstes vom 

Nummer der Bauartgenehmigung Nummer der Erweiterung 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 

2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene vorgeschriebene Beleuchtungseinrich- 
tungen^) 

5.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

5.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

5.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

5.4 Bremsleuchten 

5.5 Begrenzungsleuchten 

5.6 Schlußleuchten 

5.7 Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen 

5.8 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene zulässige Beleuchtungseinrichtungen^). 

6.1 Nebelscheinwerfer: ja/nein*) 

6.2 Nebelschlußleuchten: ja/nein*) 

6.3 Warnblinklicht: ja/nein*) 

6.4 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler: ja/nein*) 

7. Unterschiedliche Bauarten 

ö. Fahrzeug für die Bauartgenehmigung vorgeführt am 

9. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/versagf) 

10. Ort : 

11. Datum 

12. Unterschrift 


') Für jede Einrichtung auf einem gesonderten Bogen die vorschriftsmäßig identifizierten Typen angeben, die die Anbau- 
vorschriften im Sinne dieses Anhangs erfüllen. 

*) Nichtzutreffendes streichen. 
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1 . 

Ein zweirädriges Kraftrad mit Beiwagen muß mit 
nachstehenden Beleuchtungs- und Lichtsignalein- 
richtungen ausgerüstet sein: 

1.1 

Scheinwerfer für Fernlicht, 

1-2 

Scheinwerfer für Abblendlicht, 

1.3 

Fahrtrichtungsanzeiger, 

1.4 

Bremsleuchte, 

1.5 

Begrenzungsleuchte, 

1.6 

Schlußleuchte, 

1.7 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzei- 
chen, 

1.8 

hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler. 

2 . 

Ein zweirädriges Kraftrad mit Beiwagen darf ferner 
mit nachstehend genannten Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen ausgerüstet sein: 

2.1 

Nebelscheinwerfer, 

2.2 

Nebelschlußleuchte, 

2.3 

Warnblinklicht, 

2.4 

seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler. 

3 . 

Der Anbau der in den Nummern 1 und 2 genannten 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen muß 


nach den einschlägigen, unter 6 genannten Bestim- 
mungen erfolgt sein. 


4 . 

Der Anbau anderer als der unter 1 und 2 genannten 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ist un- 
tersagt. 


5. 

Für vierrädrige Kraftfahrzeuge zugelassene Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen sind auch 
an Krafträdern mit Beiwagen zulässig. 


6.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

6 . 1.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.1.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.1.3 Anordnung 

6.1.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Fernlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebracht sein. Sind diese Leuch- 
ten übereinander angeordnet, muß der geometri- 
sche Mittelpunkt des Scheinwerfers für Fernlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 
sind diese Leuchten nebeneinander angeordnet, 
müssen deren geometrische Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Fernlicht muß so 
angebaut sein, daß sich sein geometrischer Mit- 
telpunkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
befindet. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem 
unabhängigen Scheinwerfer für das Abblend- 
licht ausgerüstet, der neben dem Scheinwerfer 
für das Fernlicht angebracht ist, müssen ihre geo- 
metrischen Mittelpunkte zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Fernlicht, von denen einer 
oder beide mit einer anderen vorderen Leuchte 
ineinandergebaut sind, müssen so angebaut sein, 
daß ihre geometrischen Mittelpunkte symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs lie- 
gen. 


6. Besondere Anbauvorschriften 
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6.1.3.2 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Bestim- 
mung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
den Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört. 

6.1.3.3 

In keinem Fall darf bei einem unabhängigen Schein- 
werfer für Fernlicht der Abstand zwischen dem Rand 
seiner leuchtenden Fläche und dem Rand der leuch- 
tenden Fläche des Scheinwerfers für Abblendlicht 
größer als 200 mm sein. 

6.1.3.4 

Bei zwei Scheinwerfern für Fernlicht darf der Ab- 
stand zwischen den leuchtenden Flächen nicht grö- 
ßer als 100 mm sein. 

6.1.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche muß auch 
in den Zonen, die in der in Betracht kommenden Be- 
obachtungsrichtung nicht beleuchtet erscheinen, in- 
nerhalb eines divergierenden Raumes gewährleistet 
sein, der von den sich an die gesamte Außenlinie der 
leuchtenden Fläche anlegenden und zu der Bezugs- 
achse des Projektors einen Winkel von mindestens 5® 
bildenden Mantellinien begrenzt ist. Als Scheitel- 
punkt der Winkel für die geometrische Sichtbarkeit 
kommt die Außenlinie der Projektion der leuchten- 
den Fläche auf eine Querebene in Betracht, die den 
vorderen Teil der Streuscheibe des Scheinwerfers 
für Fernlicht berührt. 

6.1.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Scheinwerfer dürfen die Einschlagbewegungen 
der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6 . 1.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Abblend- 
licht und den übrigen vorderen Leuchten ist zuläs- 
sig. 

6.1.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6 . 1.8 

Ineinanderbau ist zulässig mit 

6.1.8.1 

dem Scheinwerfer für Abblendlicht, 

6.1.8.2 

der Begrenzungsleuchte, 

6.1.8.3 

dem Nebelscheinwerfer. 


6.1.9 Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur gleichzei- 
tig einschaltbar sein. Beim Übergang vom Abblend- 
licht zum Fernlicht ist die Einschaltung aller Schein- 
werfer für Fernlicht erforderlich. Beim Übergang 
vom Fernlicht zum Abblendlicht müssen alle 
Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig abgeschaltet 
werden. Die Schweinwerfer für Abblendlicht dürfen 
gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht 
eingeschaltet sein. 

6 . 1.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Blaue, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6 . 1.11 

Sonstige Vorschriften: Die Lichtstärke der Schein- 
werfer für Fernlicht, die gleichzeitig eingeschaltet 
werden können, darf 225000 cd nicht überschreiten 
(Genehmigungswert). 

6.2 Scheinwerfer für Abblendlix:ht 

6.2.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.2.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.2.3 Anordnung 
6.2.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Abblendlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte angebaut sein. Befinden sich diese 
Leuchten übereinander, muß der geometrische 
Mittelpunkt des Scheinwerfers für Abblendlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 
sind diese Leuchten nebeneinander angebracht, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Abblendlicht muß 
so angebaut sein, daß sein geometrischer Mittel- 
punkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegt. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem un- 
abhängigen Scheinwerfer für das Fernlicht aus- 
gerüstet, der neben dem Scheinwerfer für das Ab- 
blendlicht angebracht ist, müssen ihre geometri- 
schen Mittelpunkte zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Abblendlicht, von denen 
einer oder beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinandergebaut sind, müssen so ange- 
baut sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte 
symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs liegen. 
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6 . 2 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 500 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 2 . 3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Bestim- 
mung gilt als erfüllt, wenn das ausgestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
die Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört. 

6 . 2 . 3.4 

Im Falle von zwei Scheinwerfern für Abblendlicht 
darf der Abstand der leuchtenden Flächen voneinan- 
der nicht größer als 200 mm sein. 

6.2.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie ist durch die Winkel a und ß im Sinne der Num- 
mer A 10 des Anhangs I bestimmt: 

a = 15° nach oben und 10° nach unten; 

ß = 45° nach links und rechts im Falle eines einzigen 
Scheinwerfers für Abblendlicht; 45° nach außen und 
10° nach innen im Falle von zwei Scheinwerfern für 
Abblendlicht. 

Die übrigen Straßenbenutzer dürfen durch das Vor- 
handensein anderer Bauteile in der Nähe des Projek- 
tors keinen sekundären Störungen ausgesetzt sein. 

6.2.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Der Scheinwerfer darf den Einschlagbewegungen 
der Lenkvorrichtung folgen. Die Ausrichtung des 
Lichtbündels des Abblendlichtes in der Senkrechten 
muß zwischen — 0,5 % und — 2,5 % liegen. 

6 . 2.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.2.8 

Ineinanderbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.9 Elektrische Schaltung 

Das Einschalten des Scheinwerfers für Abblendlicht 
muß gleichzeitig das Ausschalten des Scheinwerfers 
für Fernlicht bewirken, während das Abblendlicht 
weiterleuchten darf, wenn das Fernlicht eingeschal- 
tet ist. 

6.2.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 


6.2.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

6.3.1 

Anzahl: zwei je Seite. 

6.3.2 

Anbauschema: zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn 
und zwei Fahrtrichtungsanzeiger hinten. 

6.3.3 Anordnung 

6 . 3 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Die Ränder der von der mittleren Längsebene des 
Fahrzeugs am weitesten entfernten leuchtenden 
Flächen dürfen nicht weiter als 400 mm vom äu- 
ßersten Punkt der Breite über alles entfernt sein; 

— der Abstand der inneren Ränder muß mindestens 
600 mm betragen; 

— ein Mindestabstand zwischen den leuchtenden 
Flächen und den am nächsten liegenden Schein- 
werfern für Abblendlicht von 

— 75 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
90 cd, 

— 40 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
175 cd, 

— 20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
250 cd, 

— <20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzei- 
gers 400 cd beträgt, 

muß eingehalten werden. 

6 . 3 . 3.2 

In Längsrichtung: Der Abstand zwischen der der äu- 
ßersten hinteren Längsbegrenzung des Fahrzeugs 
entsprechenden Querebene und dem Bezugspunkt 
der hinteren Fahrtrichtungsanzeiger darf 300 mm 
nicht überschreiten. Der vordere Fahrtrichtungsan- 
zeiger des Beiwagens muß vor und der hintere 
Fahrtrichtungsanzeiger des Beiwagens hinter der 
Achse des Beiwagens liegen. 

6.3.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: siehe Anlage 2. 

Vertikalwinkel: 15° über der Horizontalen. Dieser 
Winkel darf auf 5° verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchten geringer als 750 mm ist. 

6.3.5 Ausrichtung 

Die Fahrtrichtungsanzeiger dürfen die Einschlagbe- 
wegungen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.3.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Leuchten ist 
zulässig. 
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6.3.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.3.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.3.9 Elektrische Schaltung 

Das Aufleuchten der Fahrtrichtungsanzeiger muß 
unabhängig von den anderen Leuchten erfolgen. 
Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahr- 
zeugseite werden durch dieselbe Steuereinrichtung 
zum Aufleuchten und Erlöschen gebracht. 

6.3.10 

Funktionskontrolle: vorgeschrieben. 

Sie kann optisch oder akustisch oder auch beides 
sein. Handelt es sich um eine optische Funktions- 
kontrolle, so muß diese aus einer blinkenden grünen 
Kontrolleuchte bestehen; sie muß erlöschen oder 
dauernd brennen oder eine wesentliche Frequenz- 
änderung im Falle einer Funktionsstörung bei einem 
der Fahrtrichtungsanzeiger aufweisen. Handelt es 
sich um eine akustische Kontrolleinrichtung, so muß 
sie deutlich hörbar sein und im Störungsfalle eine 
entsprechende wesentliche Frequenzänderung auf- 
weisen. 

6.3.11 Sonstige Vorschriften 

Die genannten Merkmale sind zu messen, wenn die 
Lichtmaschine keine anderen stromverbrauchenden 
Einrichtungen versorgt als die für das Funktionieren 
des Motors und der Beleuchtungseinrichtung erfor- 
derlichen Stromkreise. 

6.3.11.1 

Der Einschaltung des Blinksignals muß das Auf- 
leuchten der Leuchte innerhalb spätestens einer Se- 
kunde folgen. Die Leuchte muß spätestens einein- 
halb Sekunden nach dem Ausschalten erlöschen. 

6.3.11.2 

Für Fahrzeuge, deren Fahrtrichtungsanzeiger mit 
Gleichstrom versorgt werden, gilt folgendes: 

6.3.11.2.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.2.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs müssen phasengleich in derselben Fre- 
quenz blinken. 

6.3.11.3 

Werden die Fahrtrichtungsanzeiger eines Fahrzeugs 
mit Wechselstrom versorgt, wenn die Drehzahl des 
Motors zwischen 50 % und 100 % der der Höchstge- 
schwindigkeit des Fahrzeugs entsprechenden Mo- 
tordrehzahl liegt, gilt folgendes: 


6.3.11.3.1 

Die Blinkfrequenz ist 90 ± 30 Perioden pro Minute. 

6.3.11.3.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs dürfen gleichzeitig oder wechselweise 
blinken. Die vorderen Leuchten dürfen nicht von 
hinten sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen 
nicht von vorn in den in der Anlage 1 festgelegten 
Bereichen sichtbar sein. 

6.3.11.4 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Wechselstrom versorgt werden, wenn die 
Drehzahl des Motors zwischen der vom Hersteller 
genannten Leerlauf drehzahl und 50 % der Drehzahl 
liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.4.1 

Die Blinkfrequenz der Leuchten muß zwischen 90 + 
30 und 90 — 45 Perioden pro Minute liegen. 

6.3.11.4.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs dürfen gleichzeitig oder wechselweise 
blinken. Die vorderen Leuchten dürfen nicht von 
hinten sichtbar sein, die hinteren Leuchten dürfen 
nicht von vom in den in der Anlage 1 festgelegten 
Bereichen sichtbar sein. 

6.3.11.5 

Bei Funktionsstörungen eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers, die nicht durch Kurzschluß verursacht sind, 
muß die andere Leuchte weiter blinken oder einge- 
schaltet bleiben, doch muß unter diesen Umständen 
die Blinkfrequenz von der vorgeschriebenen abwei- 
chen, es sei denn, das Fahrzeug sei mit einer Kon- 
trolleinrichtung ausgerüstet. 

6.4 Bremsleuchten 

6.4.1 

Anzahl: zwei oder drei (eine einzige an dem Beiwa- 
gen). 

6.4.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.4.3 Anordnung 

6.4.3.1 

In Richtung der Breite: Der seitliche Abstand zwi- 
schen dem äußeren Rand der leuchtenden Flächen 
der am weitesten außen und am äußersten Punkt der 
Breite über alles gelegenen Bremsleuchten darf 
nicht größer als 400 mm sein. Ist eine dritte Brems- 
leuchte angebaut, muß sie, abgesehen von der 
Bremsleuchte an dem Beiwagen, symmetrisch zur 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 
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6 . 4 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 4 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.4.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45“ nach links und nach rechts. 
Für die Bremsleuchte am Beiwagen: 45“ nach außen 
und 10“ nach innen. Vertikal Winkel: von der Hori- 
zontalen ausgehend 15“ nach oben und nach unten. 
Der nach unten verlaufende Winkel darf jedoch auf 
5“ verringert werden, wenn die Anbauhöhe der 
Leuchte geringer ist als 750 mm. 

6.4.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.4.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren anderen 
hinteren Leuchten ist zulässig. 

6.4.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.4.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.4.9 

Elektrische Schaltung: muß aufleuchten, wenn zu- 
mindest eine Betriebsbremse betätigt wird. 

6.4.10 

Einschaltkontrolle; unzulässig. 

6.5 Begrenzungsleuchten 

6.5.1 

Anzahl: zwei oder drei (eine einzige an dem Beiwa- 
gen). 

6.5.2 

Anbauschema; keine besonderen Vorschriften. 

6.5.3 Anordnung 
6 . 5 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

Der seitliche Abstand zwischen dem äußeren Rand 
der leuchtenden Flächen der am weitesten außen 
und am äußersten Punkt der Breite über alles gele- 
genen vorderen Begrenzungsleuchten darf nicht 
größer als 400 mm sein. Ist eine dritte Begrenzungs- 
leuchte angebaut, muß sie, abgesehen von der am 
Beiwagen angebauten, in bezug auf die Längsmittel- 
ebene des Fahrzeugs, symmetrisch zur vorderen Be- 
grenzungsleuchte sein. 


6 . 5 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 5 . 3.3 

In Längsrichtung: vom am Fahrzeug. 

6.5.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80“ nach außen und 45“ nach 
innen. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und nach unten. Der nach unten verlau- 
fende Winkel darf jedoch auf 5“ verringert werden, 
wenn die Anbauhöhe der Leuchte geringer als 
750 mm ist. 

6.5.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchte darf die Einschlagbewegungen der 
Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.5.6 

Zusammenbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.7 

Ineinanderbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.5.9 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte; auf diese 
Kontrolle kann verzichtet werden, wenn die Be- 
leuchtung des Armaturenbrettes nur gleichzeitig 
mit der Begrenzungsleuchte ein- oder ausgeschaltet 
werden kann. 

6.5.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.6 Schlußleuchten 

6.6.1 

Anzahl: zwei oder drei (eine einzige an dem Beiwa- 
gen). 

6.6.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.6.3 Anordnung 
6 . 6 . 3.1 

In Richtung der Breite: Der seitliche Abstand zwi- 
schen dem äußeren Rand der leuchtenden Flächen 
der am weitesten außen und am äußersten Punkt der 
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Breite über alles gelegenen hinteren Begrenzungs- 
leuchten darf nicht größer als 400 mm sein. Ist eine 
dritte Begrenzungsleuchte angebaut, muß sie, abge- 
sehen von der am Beiwagen angebauten, in bezug 
auf die Längsmittelebene des Fahrzeugs, symme- 
trisch zur hinteren Begrenzungsleuchte sein, 

6.6.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6.6.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.6.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80° nach außen und 45° nach 
innen. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15° 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
kann jedoch auf 5° verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer ist als 750 mm, 

6.6.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.6.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.6.7 

Kombination mit der Beleuchtungseinrichtung für 
das hintere Kennzeichen ist zulässig. 

6.6.8 

Ineinanderbau mit der Bremsleuchte oder dem hin- 
teren, nicht dreieckigen Rückstrahler oder mit bei- 
den oder mit der Nebelschlußleuchte ist zulässig. 

6.6.9 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.6.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Ihre Funktion muß gegebenenfalls von der Kontrolle 
für die Begrenzungsleuchte übernommen werden. 

6.6.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.7 Nebelscheinwerfer 

6.7.1 

Anzahl: zwei. 

6.7.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 


6.7.3 Anordnung 

6.7.3.1 

In Richtung der Breite: 

Die Ränder der von der Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs am weitesten entfernten leuchtenden Flächen 
dürfen vom äußersten Punkt der Breite über alles 
nicht weiter als 400 mm entfernt sein. 

6.7.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm über dem Boden. 
Kein Punkt der leuchtenden Fläche darf über dem 
höchsten Punkt der leuchtenden Fläche des Schein- 
werfers für Abblendlicht liegen. 

6.7.3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Vor- 
schrift gilt als erfüllt, wenn das ab gestrahlte Licht 
den Fahrer weder unmittelbar noch mittelbar über 
die Rückspiegel und/oder sonstige spiegelnde Flä- 
chen des Fahrzeugs stört, 

6.7.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die Winkel a und ß bestimmt, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs I festgelegt sind: 

a = 5° nach oben und nach unten; 

ß = 45° nach außen und 10° nach innen. 

6.7.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Der Nebelscheinwerfer darf die Einschlagbewegun- 
gen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.7.6 

Zusammenbau mit den anderen vorderen Leuchten 
ist zulässig. 

6.7.7 

Kombination mit einer anderen vorderen Leuchte ist 
nicht zulässig. 

6.7.8 

Ineinanderbau mit einem Scheinwerfer für Fernlicht 
und einer Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.7.9 Elektrische Schaltung 

Der Nebelscheinwerfer muß unabhängig vom 
Scheinwerfer für Fernlicht oder dem Scheinwerfer 
für Abblendlicht ein- und ausgeschaltet werden 
können. 

6.7.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Grüne, nicht blinkende Kontrolleuchte. 

6.7.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 
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6.8 Nebelschlußleuchten 

6.8.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6.8.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.8.3 Anordnung 

6 . 8 . 3.1 

In Richtung der Breite: Ist nur eine einzige Nebel- 
schlußleuchte angebaut, muß sie in bezug auf die 
Längsmittelebene des Fahrzeugs so angebracht sein, 
daß sie auf der entgegengesetzten Seite der für die 
Verkehrsrichtung in dem Mitgliedstaat, in dem das 
Fahrzeug zugelassen ist, vorgeschriebenen Seite liegt. 

6 . 83.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6 . 8 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6 . 8 . 3.4 

Der Abstand zwischen der leuchtenden Fläche der 
Nebelschlußleuchte und der der Bremsleuchte muß 
mindestens 100 mm betragen. 

6.8.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die Winkel a und ß bestimmt, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs I festgelegt sind: 

a = 5° nach oben und 5“ nach unten; 

ß = 25° nach rechts und nach links. 

6.8.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.8.6 

Zusammenbau mit jeder anderen hinteren Leuchte 
ist zulässig. 

6.8.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.8.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.8.9 Elektrische Schaltung 

Die Leuchte darf nur aufleuchten, wenn eine oder 
mehrere der nachstehend genannten Leuchten ein- 
geschaltet sind: Scheinwerfer für Fernlicht, Schein- 
werfer für Abblendlicht oder Nebelscheinwerfer. 

Ist das Fahrzeug mit einem Nebelscheinwerfer aus- 
gerüstet, muß es möglich sein, die Nebelschluß- 
leuchte unabhängig vom Nebelscheinwerfer auszu- 
schalten. 


6.8.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Gelbe, nicht blinkende Kontrolleuchte, 

6.8.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.9 Warnblinklicht 

6.9.1 

Es gelten dieselben Vorschriften wie die in den 
Nummern 6.3 bis 6.3.8. 

6.9.2 Elektrische Schaltung 

Das Einschalten des Warnblinklichts muß durch 
eine besondere Betätigungseinrichtung erfolgen, die 
ein synchrones Funktionieren sämtlicher Fahrtrich- 
tungsanzeiger bewirkt. 

6.9.3 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Rote, blinkende Kontrolleuchte oder in Ermange- 
lung einer solchen: gleichzeitiges Funktionieren der 
in 6.3.10 vor geschriebenen Kontrolleuchten. 

6.9.4 Sonstige Vorschriften 

Die Blinkfrequenz muß 90 + 30 Perioden pro Minute 
betragen. Auf die Einschaltung des Warnblinklichts 
muß das Aufleuchten desselben in spätestens einer 
Sekunde folgen, es muß spätestens eineinhalb Se- 
kunden nach der Ausschaltung erlöschen. 

Das Wamblinklicht muß sich in Funktion setzen las- 
sen, auch wenn sich die Betätigungseinrichtung für 
das Anlassen oder das Abschalten des Motors in einer 
Stellung befindet, in der der Motor nicht laufen kann. 

6.10 Beleuchtungseinrichtung für das 
hintere Kennzeichen 

6 . 10.1 

Anzahl: eine. 

Die Einrichtung zur Beleuchtung der Anbringungs- 
stelle des Kennzeichens darf aus verschiedenen opti- 
schen Bauteilen bestehen. 

6.10.2 Anbauschema 

6.10.3 Anordnung 

6 . 10 . 3.1 

In Richtung der Breite 

6 . 10 . 3.2 

In der Höhe: 

6 . 10 . 3.3 

In Längsrichtung: 

6.10.4 Geometrische 
Sichtbarkeit 

6.10.5 Ausrichtung 


So, daß die Be- 
leuchtung des 
Kennzeichens 
durch die Ein- 
richtung sicher- 
gestellt ist. 
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6.10.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren hinteren 
Leuchten ist zulässig. 

6.10.7 

Kombination mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.10.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.10.9 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.10.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Ihre Funktion ist von der für die Begrenzungsleuch- 
te vorgeschriebenen Kontrolleuchte zu gewährlei- 
sten. 

6.10.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.11 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler 

6 . 11.1 

Anzahl je Seite: einer oder zwei der Klasse 1^), 

6.11.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften, 

6.11.3 Anordnung 

6.11.3.1 

In Richtung der Breite: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.11.3.2 

In der Höhe: mindestens 300 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6.11.3.3 

In Längsrichtung: so, daß der Rückstrahler unter nor- 
malen Umständen weder vom Fahrer noch vom Bei- 
fahrer noch von Teilen ihrer Bekleidung verdeckt 
werden kann, 

6.11.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30 "" nach vorn und nach hinten. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend IS*) ** 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5® verringert sein, wenn die Anbau- 
höhe des Rückstrahlers geringer ist als 750 mm. 


*) Entsprechend der Klassifizierung in der Richtlinie 76/ 

757/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger. 


6.11.5 

Ausrichtung: Die Bezugsachse der Rückstrahler muß 
senkrecht zur Längsmittelebene des Fahrzeugs ver- 
laufen und nach außen ausgerichtet sein. Vom ange- 
brachte Rückstrahler dürfen die Schwenkbewegun- 
gen der Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.11.6 

Zusammenbau mit den übrigen Signaleinrichtungen 
ist zulässig. 

6.12 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.12.1 

Anzahl: einer der Klasse U). 

6.12.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.12.3 Anordnung 

6.12.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Die Ränder der von der mittleren Längsebene des 
Fahrzeugs am weitesten entfernten leuchtenden 
Flächen dürfen nicht weiter als 400 mm vom äu- 
ßersten Punkt der Breite über alles entfernt sein, 

— die inneren Ränder der Rückstrahler müssen 
mindestens 500 mm voneinander entfernt sein. 
Dieser Abstand kann auf 400 mm verkürzt wer- 
den, wenn die Höchstbreite des Fahrzeugs gerin- 
ger als 1 300 mm ist. 

6.12.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 

6.12.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.12.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 30 ° nach außen, 10 ° nach innen. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15° 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5° verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer als 750 mm ist. 

6.12.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.12.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zuläs- 
sig. 

6.12.7 

Die leuchtende Fläche des Rückstrahlers kann mit 
jedem beliebigen rückwärtigen roten Scheinwerfer 
teilweise zusammenfallen. 
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Anlage 1 

Sichtbarkeit der roten Leuchten nach vorn und der weißen Leuchten nach hinten 

(Siehe Nummer B 9 des Anhangs I und Nummer 6.3.11.4.2 dieses Anhangs.) 
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Anlage 2 

Anbauschema 

Zwei Fahrtrichtungsanzeiger vom und hinten. 



Anlage 3 

Beschreibungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrads mit Beiwagen 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Ordnungsnummer (vom Antragsteller zugeteilt): 

Dem Antrag auf Bauartgenehmigung betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrades mit Beiwagen sind die Angaben zu folgenden Punkten des 
Anhangs II der Verordnung (EWG) Nr des Rates vom . . Buchstabe A, beizufügen. 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
8 bis 8.4 
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Anlage 4 

Name der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für einen Typ eines zweirädrigen Kraftrads mit Beiwagen 

Muster 

Protokoll Nr des technischen Dienstes vom 

Nummer der Bauartgenehmigung Nummer der Erweiterung 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 


2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 


4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene vorgeschriebene Beleuchtungseinrich- 
tungen^) 

5.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

5.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

5.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

5.4 Bremsleuchten 

5.5 Begrenzungsleuchten 

5.6 Schlußleuchten 

5.7 Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen 

5.8 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6. An dem für die Prüfungen vorgeführten Fahrzeug vorhandene zulässige Beleuchtungseinrichtungeni) 

6.1 Nebelscheinwerfer: ja/nein*) 

6.2 Nebelschlußleuchten: ja/nein*) 

6.3 Warnblinklicht: ja/nein*) 

6.4 Seitliche, nicht dreieckige Rückstrahler: ja/nein*) 

7. Unterschiedliche Bauarten 

8. Fahrzeug für die Bauartgenehmigung vorgeführt am 

9. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/versagt*) 

10. Ort 

11. Datum 

12. Unterschrift 

Für jede Einrichtung auf einem gesonderten Bogen die vorschriftsmäßig identifizierten Typen angeben, die die Anbau- 
Vorschriften im Sinne dieses Anhangs erfüllen. 

*) Nichtzutreffendes bitte streichen. 
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Anhang VI 


Vorschriften für Dreiradfahrzeuge 


1 . 

Jedes Dreiradfahrzeug muß mit nachstehenden Be- 
leuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen ausgerü- 
stet sein: 

1.1 

Scheinwerfer für Fernlicht, 

1.2 

Scheinwerfer für Abblendlicht, 

1.3 

Fahrtrichtungsanzeiger, 

1.4 

Bremsleuchte, 

1.5 

Begrenzungsleuchte, 

1.6 

Schlußleuchte, 

1.7 

Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzei- 
chen, 

1.8 

hinterer, nicht dreieckiger Rückstrahler. 

2 . 

Jedes Dreiradfahrzeug darf außerdem mit nachste- 
henden Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtun- 
gen ausgerüstet sein: 

2.1 

Nebelscheinwerfer, 

2.2 

Nebelschlußleuchte, 

2.3 

Rückfahrscheinwerfer, 

2.4 

Wamblinklicht. 

3 . 

Der Anbau der unter 1 und 2 genannten Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen muß gemäß 


den einschlägigen, unter 6 genannten Vorschriften 
erfolgen. 


4. 

Der Anbau anderer Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen als der unter 1 und 2 genannten ist un- 
tersagt. 


5. 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen, die an 
vierrädrigen Kraftfahrzeugen und an Krafträdern zu- 
gelassen sind, sind auch an Dreiradfahrzeugen zuläs- 
sig. 


6. Besondere Anbauvorschriften 

6.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

6 . 1.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

Dreiradfahrzeuge mit einer höchsten Breite von 

mehr als 1 300 mm müssen jedoch mit zwei Schein- 
werfern für Fernlicht ausgerüstet sein. 

6.1.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.1.3 Anordnung 

6.1.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Fernlicht darf 
über, unter oder neben einer anderen vorderen 
Leuchte angebaut sein. Sind diese Leuchten über- 
einander angeordnet, muß der geometrische Mit- 
Jelpunkt des Scheinwerfers für Fernlicht in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; sind 
diese Leuchten nebeneinander angeordnet, müs- 
sen deren geometrische Mittelpunkte symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Fernlicht muß so 
angeordnet sein, daß sein geometrischer Mittel- 
punkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegt. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem un- 
abhängigen Scheinwerfer für Abblendlicht aus- 
gerüstet, der neben dem Scheinwerfer für das 
Fernlicht angebracht ist, müssen ihre geometri- 
schen Mittelpunkte zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs symmetrisch sein. 
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— Zwei Scheinwerfer für Fernlicht, von denen einer 
oder alle beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinandergebaut ist (sind), müssen so 
angeordnet sein, daß ihre geometrischen Mittel- 
punkte symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen. 

6.1.3.2 

ln Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Anforde- 
rung gilt als erfüllt, wenn der Fahrer weder unmit- 
telbar noch mittelbar über die Rückspiegel und/oder 
sonstige spiegelnde Flächen des Fahrzeugs durch 
das ausgestrahlte Licht gestört wird. 

6.1.3.3 

Im Falle eines einzigen unabhängigen Scheinwer- 
fers für Fernlicht darf der Abstand zwischen dem 
Rand der leuchtenden Fläche und dem Rand der 
leuchtenden Fläche des Scheinwerfers für Abblend- 
licht je Leuchtenpaar nicht größer als 200 mm sein. 

6.1.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Die Sichtbarkeit der leuchtenden Fläche muß auch 
in den Zonen, die nicht beleuchtet erscheinen, inner- 
halb eines divergierenden Raumes gewährleistet 
sein, der von den sich an die gesamte Außenlinie der 
leuchtenden Flächen anlehnenden und zu der Be- 
zugsachse des Projektors einen Winkel von minde- 
stens 5“ bildenden Mantellinien begrenzt ist. Als 
Scheitelpunkt der Winkel für die geometrische 
Sichtbarkeit kommt die Außenlinie der Projektion 
der leuchtenden Fläche auf eine Querebene in Be- 
tracht, die den vorderen Teil der Streuscheibe des 
Scheinwerfers für Fernlicht berührt. 

6.1.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchten dürfen die Einschlagbewegungen der 
Lenkvorrichtung mitmachen. 

6.1.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Abblend- 
licht und den übrigen vorderen Leuchten ist zuläs- 
sig. 

6.1.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.1.8 

Ineinanderbau mit folgenden Leuchten ist zulässig: 

6.1.8.1 

dem Scheinwerfer für Abblendlicht, 

6.1.8.2 

der Begrenzungsleuchte, 

6.1.8.3 

dem Nebelscheinwerfer. 


6.1.9 Elektrische Schaltung 

Die Scheinwerfer für Fernlicht dürfen nur gleichzei- 
tig einschaltbar sein. Beim Übergang vom Abblend- 
licht zum Fernlicht ist die Einschaltung aller Schein- 
werfer für Fernlicht erforderlich. Beim Übergang 
vom Fernlicht zum Abblendlicht müssen alle 
Scheinwerfer für Fernlicht gleichzeitig abgeschaltet 
werden. Die Scheinwerfer für Abblendlicht dürfen 
gleichzeitig mit den Scheinwerfern für Fernlicht 
eingeschaltet sein. 

6 . 1.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Blaue, nichtblinkende Kontrolleuchte, 

6 . 1.11 

Sonstige Vorschriften: Die größte Lichtstärke der 
Scheinwerfer für Fernlicht, die gleichzeitig brennen 
können, darf 225000 cd nicht übersteigen (Genehmi- 
gungswert). 

6.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

6.2,1 

Anzahl: einer oder zwei. 

Dreiradfahrzeuge mit einer größten Breite von mehr 
als 1300 mm müssen jedoch mit zwei Scheinwerfern 
für Abblendlicht ausgerüstet sein. 

6.2.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften, 

6.2.3 Anordnung 
6.2.3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein unabhängiger Scheinwerfer für Abblendlicht 
darf über, unter oder neben einer anderen vorde- 
ren Leuchte eingebaut sein. Sind diese Leuchten 
übereinander angeordnet, muß der geometrische 
Mittelpunkt des Scheinwerfers für Abblendlicht 
in der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen; 
sind diese Leuchten nebeneinander angeordnet, 
müssen ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Scheinwerfer für Abblendlicht muß 
so angeordnet sein, daß sein geometrischer Mit- 
telpunkt in der Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegt. Ist das Fahrzeug jedoch auch mit einem un- 
abhängigen Scheinwerfer für das Fernlicht aus- 
gerüstet, der neben dem Scheinwerfer für das Ab- 
blendlicht angebracht ist, müssen ihre geometri- 
schen Mittelpunkte zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs symmetrisch sein. 

— Zwei Scheinwerfer für Abblendlicht, von denen 
einer oder beide mit einer anderen vorderen 
Leuchte ineinander gebaut ist (sind), müssen so 
angeordnet sein, daß ihre geometrischen Mittel- 
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punkte symmetrisch zur Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen. 

Bei einem Fahrzeug mit zwei Scheinwerfern für Ab- 
blendlicht dürfen 

— die Ränder der am weitesten von der Längsmit- 
telebene des Fahrzeugs entfernten leuchtenden 
Flächen nicht mehr als 400 mm vom äußersten 
Teil der Breite über alles des Fahrzeugs entfernt 
sein; 

— der Abstand der inneren Ränder der leuchtenden 
Flächen muß mindestens 500 mm betragen. Die- 
ser Abstand kann auf 400 mm verkürzt werden, 
wenn die Höchstbreite des Fahrzeugs weniger 
als 1 300 mm beträgt. 

6 . 2 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 500 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 2 . 3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Anforde- 
rung gilt als erfüllt, wenn der Fahrer weder unmit- 
telbar noch mittelbar über die Rückspiegel und/oder 
sonstige spiegelnde Flächen des Fahrzeugs durch 
das ausgestrahlte Licht gestört wird. 

6.2.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird bestimmt durch die Winkel a und ß, wie sie 
in Nummer A 10 des Anhangs 1 definiert sind, näm- 
lich: 

a - 15“ nach oben und 10“ nach unten; 

ß = 45“ nach links und nach rechts im Falle eines 
einzigen Scheinwerfers für Abblendlicht, 54“ nach 
außen und 10“ nach innen im Falle von zwei Schein- 
werfern für Abblendlicht, 

Wände und sonstige Teile in der Umgebung des 
Scheinwerfers dürfen keinerlei störende Nebenwir- 
kungen auf die übrigen Verkehrsteilnehmer hervor- 
rufen. 

6.2.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

6 . 2 . 5.1 

Die Leuchten dürfen die Schwenkbewegungen der 
Lenkvorrichtung mitmachen. 

6 . 2 . 5.2 

Die vertikale Ausrichtung des Abblendlichtbündels 
muß zwischen 0,5 % und 2,5 % bleiben. 

6.2.6 

Zusammenbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 


6.2.8 

Ineinanderbau mit dem Scheinwerfer für Fernlicht 
und den übrigen vorderen Leuchten ist zulässig. 

6.2.9 Elektrische Schaltung 

Der Abblendschalter muß das sofortige Erlöschen 
des Scheinwerfers für Fernlicht bewirken, während 
das Lichtbündel des Abblendlichts gleichzeitig mit 
dem des Fernlichts eingeschaltet bleiben darf. 

6.2.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Nichtblinkende grüne Leuchte. 

6.2.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

6.3.1 

Anzahl: zwei je Seite. 

Ein seitlicher Fahrtrichtungsanzeiger pro Seite ist 
ebenfalls zulässig. 

6.3.2 

Anbauschema: zwei Fahrtrichtungsanzeiger vorn 
und zwei Fahrtrichtungsanzeiger hinten. 

6.3.3 Anordnung 

6 . 3 . 3.1 

ln Richtung der Breite: 

— Die am weitesten von der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs entfernten Ränder der leuchtenden 
Flächen dürfen nicht weiter als 400 mm vom 
äußersten Punkt der Breite über alles des Fahr- 
zeugs entfernt sein; 

— die inneren Ränder der leuchtenden Flächen 
müssen mindestens 500 mm voneinander entfernt 
sein; 

— muß ein Mindestabstand zwischen den leuchten- 
den Flächen und den am nächsten liegenden 
Scheinwerfern für Abblendlicht von 

— 75 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
90 cd, 

— 40 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
175 cd, 

— 20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzeigers 
250 cd, 

— <20 mm, wenn die Mindeststärke des Anzei- 
gers 400 cd beträgt, 

eingehalten werden. 

6 . 3 . 3.2 

ln der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 
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6.3.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: siehe Anlage 2. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15'’ 
nach oben. Dieser Winkel darf auf 5 ° verringert wer- 
den, wenn die Anbauhöhe der Leuchten geringer als 
750 mm ist. 

6.3.5 Ausrichtung 

Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger dürfen die 
Schwenkbewegungen der Lenkvorrichtung mitma- 
chen. 

6.3.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Leuchten ist 
zulässig. 

6.3.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.3.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.3.9 Elektrische Schaltung 

Die Fahrtrichtungsanzeiger müssen sich unabhän- 
gig von den übrigen Leuchten einschalten lassen. 
Alle Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs werden mit Hilfe derselben Steuerein- 
richtung ein- und ausgeschaltet. 

6.3.10 

Funktionskontrolle: vorgeschrieben. 

Sie darf optisch oder akustisch oder beides sein. 

Ist sie optisch, so muß sie aus einer grünen Blink- 
leuchte bestehen, die aus allen normalen Haltungen 
des Fahrers sichtbar ist; im Falle einer Funk- 
tionsstörung bei einem der Fahrtrichtungsanzeiger 
muß sie erlöschen, ständig leuchten, ohne zu blinken 
oder mit einer wesentlichen Frequenzänderung 
blinken. Ist sie akustisch, muß sie deutlich hörbar 
sein und im Störungsfall eine entsprechende we- 
sentliche Frequenzänderung aufweisen. 

6.3.11 Sonstige Vorschriften 

Die genannten Merkmale sind zu messen, wenn die 
Lichtmaschine keine anderen stromverbrauchenden 
Einrichtungen versorgt als die für das Funktionieren 
des Motors und der Beleuchtungseinrichtung erfor- 
derlichen Stromkreise. 

6.3.11.1 

Der Betätigung der Steuereinrichtung muß das Auf- 
leuchten des Lichtsignals nach spätestens 1 Sekunde 
folgen, das Erlöschen muß spätestens 1 y 2 Sekunden 
nach dem Ausschalten erfolgen. 

6.3.11.2 

Für ein Fahrzeug, bei dem die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Gleichstrom versorgt werden, gilt: 


6.3.11.2.1 

Die Blinkfrequenz muß bei 90 ± 30 Perioden pro Mi- 
nute liegen. 

6.3.11.2.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Seite des 
Fahrzeugs blinken phasengleich in derselben Fre- 
quenz. 

6.3.11.3 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Wechselstrom funktionieren, wenn die Dreh- 
zahl des Motors zwischen 50 % und 100 % der Dreh- 
zahl liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahr- 
zeugs entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.3.1 

Die Blinkfrequenz muß bei 90 + 30 Perioden pro Mi- 
nute liegen. 

6.3.11.3.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahrzeug- 
seite dürfen gleichzeitig oder abwechselnd blinken. 
Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger dürfen nicht 
hinter und die hinteren Fahrtrichtungsanzeiger 
nicht vor den in Anlage 1 definierten Zonen sichtbar 
sein. 

6.3.11.4 

Für Fahrzeuge, bei denen die Fahrtrichtungsanzei- 
ger mit Gleichstrom versorgt werden, wenn die 
Drehzahl des Motors zwischen der vom Hersteller 
genannten Leerlaufdrehzahl und 50 % der Drehzahl 
liegt, die der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
entspricht, gilt folgendes: 

6.3.11.4.1 

Die Blinkfrequenz der Leuchten liegt zwischen 
90 + 30 und 90 — 45 Perioden pro Minute. 

6.3.11.4.2 

Die Fahrtrichtungsanzeiger auf derselben Fahrzeug- 
seite dürfen gleichzeitig oder abwechselnd blinken. 
Die vorderen Fahrtrichtungsanzeiger dürfen nicht 
hinter und die hinteren Fahrtrichtungsanzeiger 
nicht vor den in Anlage 1 definierten Zonen sichtbar 
sein. 

6.3.11.5 

Bei Funktionsstörungen eines Fahrtrichtungsanzei- 
gers, die nicht durch Kurzschluß verursacht sind, 
muß der andere weiter blinken oder dauernd leuch- 
ten, die Blinkfrequenz muß unter solchen Umstän- 
den aber von der vorgeschriebenen Frequenz abwei- 
chen, es sei denn, das Fahrzeug wäre mit einer Kon- 
trolleuchte ausgerüstet. 

6.4 Bremsleuchten 
6.4.1 

Anzahl: eine oder zwei. 
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Dreirädrige Fahrzeuge, die zwei Hinterräder haben, 
müssen jedoch mit zwei Bremsleuchten ausgerüstet 
sein. 

6.4.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.4.3 Anordnung 

6 . 4 . 3.1 

In Richtung der Breite: Ist nur eine Bremsleuchte 
vorhanden, so muß deren Bezugspunkt in der Längs- 
mittelebene des Fahrzeugs liegen; sind zwei Brems- 
leuchten vorhanden, so müssen diese symmetrisch 
zur Längsmittelebene des Fahrzeugs angeordnet 
sein. Bei Fahrzeugen mit zwei Hinterrädern muß der 
Abstand zwischen den beiden Leuchten mindestens 
600 mm betragen. Dieser Abstand darf auf 400 mm 
verringert werden, wenn die größte Breite des Fahr- 
zeugs geringer als 1 300 mm ist. 

6 . 4 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 4 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.4.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 45“ nach links und nach rechts. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und 15“ nach unten. Der Winkel nach 
unten darf jedoch auf 5“ verringert werden, wenn die 
Anbauhöhe der Leuchte geringer als 750 mm ist. 

6.4.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.4.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren hinteren 
Leuchten ist zulässig. 

6.4.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.4.8 

Ineinanderbau mit der Schlußleuchte ist zulässig. 

6.4.9 

Elektrische Schaltung: muß aufleuchten, wenn we- 
nigstens eine Betriebsbremse betätigt wird. 

6.4.10 

Einschaltkontrolle: nicht zulässig. 

6.5 Begrenzungsleuchten 

6.5.1 

Anzahl: eine oder zwei. 


Für Dreiradfahrzeuge, deren höchste Breite 1 300 mm 
übersteigt, sind jedoch zwei Begrenzungsleuchten 
vorgeschrieben. 

6.5.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.5.3 Anordnung 

6 . 5 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Eine Begrenzungsleuchte darf über, unter oder 
neben einer anderen vorderen Leuchte angebaut 
sein. Sind diese Leuchten übereinander angeord- 
net, muß der geometrische Mittelpunkt der Be- 
grenzungsleuchte in der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs liegen; sind diese Leuchten nebenein- 
ander angeordnet, müssen ihre geometrischen 
Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen. 

— Eine mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaute Begrenzungsleuchte muß so ange- 
ordnet sein, daß ihr geometrischer Mittelpunkt in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 

— Zwei Begrenzungsleuchten, von denen eine oder 
beide mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaut ist (sind), müssen so angeordnet 
sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Im Falle eines Fahrzeugs mit zwei Begrenzungs- 
leuchten dürfen die Ränder der am weitesten von 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs entfernten 
leuchtenden Flächen nicht weiter als 400 mm 
vom äußersten Punkt der Breite über alles des 
Fahrzeugs entfernt sein. Die inneren Ränder der 
leuchtenden Scheiben müssen einen Abstand 
von mindestens 500 mm voneinander haben. 

6 . 5 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 350 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 5 . 3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. 

6.5.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80“ nach links und nach rechts, so- 
fern eine Begrenzungsleuchte vorhanden ist; 80“ 
nach außen und 45“ nach innen, wenn zwei Begren- 
zungsleuchten vorhanden sind. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach unten 
darf jedoch auf 5“ verringert werden, wenn die An- 
bauhöhe der Leuchte geringer als 750 mm ist. 

6.5.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Schwenkbewegungen der Lenkvorrichtung dür- 
fen von den Leuchten mitgemacht werden. 
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6.5.6 

Zusammenbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.7 

Ineinanderbau mit jeder anderen vorderen Leuchte 
ist zulässig. 

6.5.8 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.5.9 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Nicht blinkende grüne Kontrolleuchte; diese Kon- 
trolleuchte ist nicht erforderlich, wenn sich die Be- 
leuchtung des Armaturenbrettes nur gleichzeitig 
mit der Begrenzungsleuchte ein- und ausschalten 
läßt. 

6.5.10 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.6 Schlußleuchten 

6.6.1 

Anzahl; eine oder zwei. 

Dreiradfahrzeuge mit zwei Hinterrädern müssen je- 
doch mit zwei Schlußleuchten ausgerüstet sein. 

6.6.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.6.3 Anordnung 

6 . 6 . 3.1 

In Richtung der Breite: Ist eine einzige Schlußleuch- 
te vorhanden, so muß deren Bezugspunkt in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, sind zwei 
Schlußleuchten vorhanden, so müssen diese symme- 
trisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs angeord- 
net sein. Bei Fahrzeugen mit zwei Hinterrädern muß 
der Abstand zwischen den beiden Leuchten minde- 
stens 600 mm betragen. Dieser Abstand kann auf 
400 mm verringert werden, wenn die größte Breite 
des Fahrzeugs weniger als 1 300 mm beträgt. 

6 . 6 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 500 mm 
über dem Boden. 

6 . 6 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.6.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkel: 80“ nach links und nach rechts, 
weiin eine Schlußleuchte vorhanden ist, 80“ nach 
außen und 45“ nach innen, wenn zwei Schlußleuch- 
ten vorhanden sind. 


Vertikal Winkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und nach unten. Der Winkel nach oben 
und nach unten darf jedoch auf 5“ verringert werden, 
wenn die Anbauhöhe der Leuchte weniger als 
750 mm beträgt. 

6.6.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.6.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Heckleuchte ist 
zulässig. 

6.6.7 

Kombination mit der Beleuchtüngseinrichtung für 
das hintere Kennzeichen ist zulässig. 

6.6.8 

Ineinanderbau mit der Bremsleuchte oder dem hin- 
teren, nichtdreieckigen Rückstrahler oder mit bei- 
den oder auch mit der Nebelschlußleuchte ist zuläs- 
sig. 

6.6.9 

Elektrische Schaltung: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6.6.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Muß gegebenenfalls mit der E inschalt kont rolle der 
Begrenzungsleuchten kombiniert sein. 

6.6.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.7 Nebelscheinwerfer 

6.7.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.7.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften, 

6.7.3 Anordnung 
6 . 7 . 3.1 

In Richtung der Breite: 

— Ein Nebelscheinwerfer darf über oder unter oder 
neben einer anderen vorderen Leuchte ange- 
bracht sein. Sind diese Leuchten übereinander 
angeordnet, muß der geometrische Mittelpunkt 
des Nebelscheinwerfers in der Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen; sind diese Leuchten neben- 
einander angeordnet, müssen ihre geometrischen 
Mittelpunkte symmetrisch zur Längsmittelebene 
des Fahrzeugs liegen. 

— Ein mit einer anderen vorderen Leuchte ineinan- 
dergebauter Nebelscheinwerfer muß so angeord- 
net sein, daß sein geometrischer Mittelpunkt in 
der Längsmittelebene des Fahrzeugs liegt. 
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— Zwei Nebelscheinwerfer, von denen einer oder 
beide mit einer anderen vorderen Leuchte inein- 
andergebaut ist (sind), müssen so angeordnet 
sein, daß ihre geometrischen Mittelpunkte sym- 
metrisch zur Längsmittelebene des Fahrzeugs 
liegen. 

— Die Ränder der von der Längsmittelebene des 
Fahrzeugs am weitesten entfernt liegenden 
leuchtenden Fläche dürfen von den am weitesten 
außen liegenden Teil des Fahrzeugs keinen grö- 
ßeren Abstand als 400 mm haben. 

6.7.i2 

In der Höhe: mindestens 250 mm über dem Boden. 
Kein Punkt der leuchtenden Fläche darf sich über 
dem höchsten Punkt der leuchtenden Fläche des 
Scheinwerfers für Abblendlicht befinden. 

6.7.3.3 

In Längsrichtung: vorn am Fahrzeug. Diese Anforde- 
rung gilt als erfüllt, wenn der Fahrer weder unmit- 
telbar noch mittelbar über die Rückspiegel und/oder 
sonstige spiegelnde Flächen des Fahrzeugs durch 
das ausgestrahlte Licht gestört wird. 

6.7.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die in Nummer A 10 des Anhangs I 
festgelegten Winkel a und ß bestimmt: 

a — 5^" nach oben und nach unten; 

ß = 45*’ nach links und nach rechts, ausgenommen 
bei einer exzentrischen Leuchte, wo der Winkel 
nach innen 10® sein muß. 

6.7.5 

Ausrichtung: nach vorn. 

Die Leuchten dürfen den Einschlagbewegungen der 
Lenkvorrichtung folgen. 

6.7.6 

Zusammenbau mit den anderen vorderen Leuchten 
ist zulässig. 

6.7.7 

Kombination mit einer anderen vorderen Leuchte ist 
nicht zulässig. 

6.7.8 

Ineinanderbau mit einem Scheinwerfer für Fernlicht 
und einer Begrenzungsleuchte ist zulässig. 

6.7.9 Elektrische Schaltung 

Der Nebelscheinwerfer muß unabhängig vom 
Scheinwerfer für Fernlicht oder vom Scheinwerfer 
für Abblendlicht ein- und ausgeschaltet werden 
können. 

6.7.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

Nichtblinkende grüne Kontrolleuchte. 


6.7.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.8 Nebelschlußleuchten 

6.8.1 

Anzahl: eine oder zwei. 

6.8.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.8.3 Anordnung 

6.8.3.1 

In Richtung der Breite: Der Bezugspunkt muß in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, wenn eine 
einzige Nebelschlußleuchte vorhanden ist; sind 
zwei Nebelschlußleuchten vorhanden, so müssen 
diese symmetrisch zur Längsmittelebene des Fahr- 
zeugs angeordnet sein. Bei Fahrzeugen mit zwei 
Hinterrädern muß der Abstand zwischen den beiden 
Leuchten mindestens 600 mm betragen. Dieser Ab- 
stand darf jedoch auf 400 mm verringert werden, 
wenn die größte Breite des Fahrzeugs geringer als 
1300 mm ist. 

6.8.3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 000 mm 
über dem Boden. 

6.8.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. Ist eine einzi- 
ge Nebelschlußleuchte vorhanden, so muß diese auf 
der Seite neben der Fahrzeuglängsmittelebene an- 
geordnet sein, die dem Fahrtrichtungssinn entge- 
gengesetzt ist; der Bezugspunkt darf auch auf der 
Längssymmetrieebene des Fahrzeugs liegen. 

6.8.3.4 

Der Abstand zwischen der leuchtenden Fläche der 
Nebelschlußleuchte und der leuchtenden Fläche der 
Bremsleuchte muß mindestens 100 mm betragen. 

6.8.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die in Nummer A 10 des Anhangs I 
fest gelegten Winkel a und ß bestimmt: 

a = 5® nach oben und 5® nach unten; 

ß = 25® nach rechts und nach links. 

6.8.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.8.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Heckleuchte ist 
zulässig. 

6.8.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist zulässig. 
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6.8.8 

Ineinanderbau mit einer Schlußleuchte ist zulässig. 

6.8.9 Elektrische Schaltung 

Die Leuchte darf nur eingeschaltet werden können, 
wenn eine oder mehrere der folgenden Leuchten 
eingeschaltet sind: Scheinwerfer für Fernlicht, 
Scheinwerfer für Abblendlicht oder Nebelschein- 
werfer. 

6.8.10 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Nicht blinkende gelbe Kontrolleuchte. 

6.8.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.9 Rückfahrscheinwerfer 

6.9.1 

Anzahl: einer oder zwei. 

6.9.2 

Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 

6.9.3 Anordnung 

6 . 9 . 3.1 

In Richtung der Breite: keine besonderen Vorschrif- 
ten. 

6 . 9 . 3.2 

In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 1 200 mm 
über dem Boden. 

6 . 9 . 3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.9.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Sie wird durch die in Nummer A 10 des Anhangs I 
festgelegten Winkel a und ß bestimmt: 

a = 15'* nach oben und 5° nach unten, 

ß = 45“ nach rechts und nach links, wenn ein einzi- 
ger Rückfahrscheinwerfer vorhanden ist, 

ß = 45“ nach außen und 30“ nach innen, wenn zwei 
Rückfahrscheinwerfer vorhanden sind. 

6.9.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.9.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Heckleuchte ist 
zulässig. 


6.9.7 

Kombination mit einer anderen Leuchte ist nicht zu- 
lässig. 

6.9.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.9.9 Elektrische Schaltung 

Der Rückfahrscheinwerfer darf nur bei eingelegtem 
Rückwärtsgang leuchten können, wenn die Einrich- 
tung zum Anlassen oder Stillsetzen des Motors sich 
in der Stellung befindet, in der der Motor arbeiten 
kann. Ist eine der beiden Bedingungen nicht erfüllt, 
so darf er nicht eingeschaltet werden können oder 
eingeschaltet bleiben. 

6.9.10 

Einschaltkontrolle: wahlfrei. 

6.10 Warnblinklicht 

6.10.1 

Gleiche Bestimmungen wie in 6.3 bis 6.3.8. 

6.10.2 Elektrische Schaltung 

Das Einschalten des Warnblinklichts muß durch 
eine besondere Betätigungseinrichtung erfolgen, die 
ein gleichzeitiges Funktionieren aller Fahrtrich- 
tungsanzeiger gestattet. 

6.10.3 

Einschaltkontrolle: vorgeschrieben. 

Rote blinkende Kontrolleuchte oder gleichzeitiges 
Funktionieren der in 6.3.10 vorgeschriebenen Kon- 
trolleuchten. 

6.10.4 Sonstige Vorschriften 

Die Blinkfrequenz beträgt 90 ± 30 Perioden pro Mi- 
nute. Das Warnblinklicht muß spätestens 1 Sekunde 
nach dem Einschalten in Funktion treten und späte- 
stens IV 2 Sekunden nach dem Ausschalten erlö- 
schen. 

Das Warnblinklicht muß auch dann in Funktion ge- 
setzt werden können, wenn die Einrichtung zum An- 
lassen oder Stillsetzen des Motors sich in einer Stel- 
lung befindet, in der der Motor nicht arbeiten kann. 

6.11 Beleuchtungseinrichtung für das 
hintere Kennzeichen 

6 . 11.1 

Anzahl: eine. 

Die Einrichtung darf aus verschiedenen optischen 
Bauteilen zusammengesetzt sein, die den Zweck 
haben, die Stelle des hinteren Kennzeichens zu be- 
leuchten. 
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6.11.2 Anbauschema 


6.12.2 


6.11.3 Anordnung 


Anbauschema: keine besonderen Vorschriften. 


6.11.3.1 


6.12.3 Anordnung 


In Richtung der Breite: 


6.11.3.2 


In der Höhe: 


6.11.3.3 

In Längsrichtung: 


So, daß die Be- 
leuchtung des 
^ Kennzeichens 
durch die Ein- 
richtung si- 
chergestellt ist. 


6.11.4 Geometrische Sichtbarkeit 

6.11.5 Ausrichtung 


6.11.6 

Zusammenbau mit einer oder mehreren Heckleuch- 
ten ist zulässig. 


6.11.7 

Kombination mit der Schlußleuchte ist zulässig. 


6.12.3.1 

In Richtung der Breite: Ist nur ein einziger Rückstrah- 
ler vorhanden, muß dessen Bezugspunkt in der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs liegen, sind zwei 
Rückstrahler vorhanden, müssen diese symmetrisch 
zur Längsmittelebene des Fahrzeugs angeordnet 
sein. Bei einem Fahrzeug mit zwei hinteren Rück- 
strahlern dürfen die Ränder der am weitesten von der 
Längsmittelebene des Fahrzeugs entfernten leuch- 
tenden Fläche nicht mehr als 400 mm vom äußersten 
Punkt des Fahrzeugs entfernt sein. Die inneren Rän- 
der der Rückstrahler müssen mindestens 500 mm 
voneinander entfernt sein. Dieser Abstand darf je- 
doch auf 400 mm verkürzt werden, wenn die größte 
Breite des Fahrzeugs weniger als 1 300 mm beträgt. 


6.12.3.2 


In der Höhe: mindestens 250 mm, höchstens 900 mm 
über dem Boden. 


6 . 11.8 

Ineinanderbau mit einer anderen Leuchte ist nicht 
zulässig. 

6.11.9 Elektrische Schaltung 

Keine besonderen Vorschriften. 

6 . 11.10 

Einschaltkontrolle: zulässig. 

Ihre Funktion muß von der Kontrolleuchte für die 
Schlußleuchte wahrgenommen werden. 

6 . 11.11 

Sonstige Vorschriften: keine. 

6.12 Hintere, nicht dreieckige Rückstrahler 

6.12.1 

Anzahl: eine oder zwei der Klasse 1^). 

Für Dreiradfahrzeuge, deren Höchstbreite 1 000 mm 
übersteigt, sind jedoch zwei hintere nicht dreieckige 
Rückstrahler erforderlich. 


6.12.3.3 

In Längsrichtung: hinten am Fahrzeug. 

6.12.4 Geometrische Sichtbarkeit 

Horizontalwinkei: 30“ nach rechts und nach links. 

Vertikalwinkel: von der Horizontalen ausgehend 15“ 
nach oben und nach unten. 

Der Winkel nach unten darf jedoch auf 5“ verringert 
werden, wenn die Anbauhöhe des Rückstrahlers ge- 
ringer als 750 mm ist. 

6.12.5 

Ausrichtung: nach hinten. 

6.12.6 

Zusammenbau mit jeder anderen Leuchte ist zulässig. 

6.12.7 

Sonstige Vorschriften: Die leuchtende Fläche des 
Rückstrahlers darf gemeinsame Teile mit der leuch- 
tenden Fläche jeder anderen roten Heckleuchte 
haben. 


') Entsprechend der Klassifizierung in der Richtlinie 76/ 
757/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger. 
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Anlage 1 

Sichtbarkeit der roten Leuchten nach vorn und der weißen Leuchten nach hinten 

(Siehe Nummer B 9 des Anhangs I und die Nummern 6.3.11.3.2 und 6.3.11.4.2 dieses Anhangs.) 

Sichtbarkeit eines roten Lichts 
nach vorn 




Sichtbarkeit eines weißen Lichts nach hinten 
Abbildung 2 
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Anlage 2 

Anbauschema 

Fahrtrichtungsanzeiger 
Geometrische Sichtbarkeit 



Anlage 3 

Beschreibungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für einen Typ eines Dreiradfahrzeugs 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebs- 
erlaubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 


Ordnungsnummer (vom Antragsteller zugeteilt): 


Dem Antrag auf Bauartgenehmigung betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtxm- 
gen für einen Typ eines Dreiradfahrzeugs sind die Angaben zu folgenden Punkten des Anhangs II der Ver- 
ordnung (EWG) Nr des Rates vom Buchstabe A, beizufügen. 

0.1 

0.2 

0.4 bis 0.6 
8 bis 8.4 


.Anlage 4 

Name der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen betreffend den Anbau der Beleuchtungs- und 
Lichtsignaleinrichtungen für einen Typ eines Dreiradfahrzeugs 

Muster 

Protokoll Nr des technischen Dienstes vom 

Nummer der Bauartgenehmigung Nummer der Erweiterung 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs 


2. Typ des Fahrzeugs 

3. Name und Anschrift des Herstellers 
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4. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Beauftragten des Herstellers 

5. An dem für die Prüfxmgen vorgeführten Fahrzeug vorhandene vorgeschriebene Beleuchtungseinrich- 
timgen^) 

5.1 Scheinwerfer für Fernlicht 

5.2 Scheinwerfer für Abblendlicht 

5.3 Fahrtrichtungsanzeiger 

5.4 Bremsleuchten 

5.5 Begrenzungsleuchten 

5.6 Schlußleuchten 

5.7 Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen 

5.8 Hintere, nichtdreieckige Rückstrahler 

6. An dem Fahrzeug vorhandene zulässige Beleuchtungseinrichtungen^) 

6.1 Nebelscheinwerfer: ja/nein*) 

6.2 Nebelschlußleuchten: ja/nein*) 

6.3 Rückfahrscheinwerfer: ja/nein*) 

6.4 Warnblinklicht; ja/nein*) 

7. Unterschiedliche Bauarten 

8. Fahrzeug für die Bauartgenehmigung vorgeführt am 

9. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/versagt*) 

10. Ort 

11. Datum 

12. Unterschrift 

Für jede Einrichtung auf einem besonderen Bogen die ausreichend gekennzeichneten Einrichtungstypen angeben, die 
den Anbauvorschriften dieses Anhangs entsprechen. 

•) Nichtzutreffendes streichen. 


Finanzbogen 

Teil 1: Finanzielle Auswirkungen 

1. Bezeichnung der Maßnahme 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über den Anbau der Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtimgen für zweirädrige oder dreiräd- 
rige Kraftfahrzeuge. 

2. Haushaltslinien 

— A2510: Ausgaben für Sitzungen von Aus- 
schüssen, deren Konsultierung im 
Rahmen des Verfahrens zur Ausarbei- 
tung von Gemeinschaftsrechtsakten 
obligatorisch ist. 

— A 250: Sitzungen und Einberufung im allge- 
meinen 

3. Rechtsgrundlage 

— Artikel 100 a 


— Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Betriebserlaubnis für zweiräd- 
rige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge [Dok, 
KOM(90) 669 endg. — SYN 331] 


4. Beschreibung der Maßnahme 

4.1 Harmonisierung der nationalen Rechtsvor- 
schriften. Einführung eines Bauartgenehmi- 
gungsverfahrens in bezug auf den Anbau der 
Beleuchtimgs- und Lichtsignaleinrichtungen 
für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge. 

4.2 Unbegrenzte Dauer (die Geltimgsdauer der 
Verordnung ist zeitlich nicht befristet). 

4.3 Hersteller von zweirädrigen oder dreirädri- 
gen Kraftfahrzeugen und Hersteller von Bau- 
teilen für diese Fahrzeuge. 
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5. Einstufung der Ausgaben und Einnahmen 

5.1 Nicht obligatorische Ausgaben. 

5.2 Nicht getrennte Mittel. 

6. Welcher Art sind die Ausgaben bzw. 
Einnahmen? 

6.4 Ausgaben für Sitzungen der Ausschüsse. 

6.5 Nein. 

6.6 Nein. 

7. Finanzielle Auswirkungen auf die 
Interventionsmittel (Teil B des Haushalts) 

Keine, außer die Zuweisung der GD III aus Teil A 
des Haushalts ist erschöpft, was eine zusätzliche 
Finanzierung aus der Linie B8-530 (Aktionen zur 
Vollendung des Binnenmarktes — Unterstüt- 
zungsausgaben) erforderlich machen würde. 

8. Welche Vorkehrungen sind zur 
Betrugsverhütung vorgesehen? 

Normale Kontrolle der Organisation der Aus- 
schußsitzungen. 

Teil 2: Verwaltungsausgaben 

(Teil A des Haushalts) 

1. Ist für die Maßnahme eine Verstärkung des 
Kommissionspersonals erforderlich? 

Nein. 

2. Geben Sie die Höhe der durch die Maßnahme 
entstehenden Betriebs- und Personalausgaben 
an. Erläutern Sie die Berechnungsweise. 

Die Ausgaben betreffend den Beratenden Aus- 
schuß für die Anpassung der Verordnungen im 
Bereich der zweirädrigen und dreirädrigen Kraft- 
fahrzeuge an den technischen Fortschritt, einge- 


setzt durch Artikel 16 des Vorschlags für eine Ver- 
ordnung (EWG) des Rates über die Betriebser- 
laubnis für zweirädrige oder dreirädrige Kraft- 
fahrzeuge [Dok. KOM(90) 669 endg., vom 3. April 
1991], wurden in dem dieser Rahmenverordnung 
beiliegenden Finanzbogen ab 1994 mit 16860 
ECU veranschlagt. Dieser Betrag deckt auch die 
Ausgaben in Verbindung mit den Verfahren zur 
Anpassung aller im Anhang I der Rahmenverord- 
nung vorgesehenen Einzelverordnungen an den 
technischen Fortschritt ab. 


Teil 3: Kosten-Nutzen-Analyse 

1. Ziele und Berücksichtigung bei der 
Finanzplanung 

1.1 Einführung eines Bauartgenehmigungsver- 
fahrens in bezug auf den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge, 

1.2 Ja. 

1.3 Vollendung des Binnenmarktes. 

Unterziel 1: Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse. 

2. Begründung der Maßnahme 

2.1 Weißbuch: Einführung eines Typgenehmi- 
gungsverfahrens für zweirädrige oder drei- 
rädrige Kraftfahrzeuge und Anpassung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften. 

Zur Erreichung dieser Ziele gibt es keine 
akzeptable Alternative. 

3. Folgemaßnahmen und Bewertung der 
Maßnahme 

3.1 Bericht über den Stand der Arbeiten im Hin- 
blick auf die Verwirklichung des Binnen- 
marktes. 


100 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode DfUCksache 1 2/3061 

Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beieuchtungs- und 
Lichtsignaieinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 


L Hauptgründe für diese Verordnung 

— Einführung eines Bauart genehmigungsver- 
fahrens für den Anbau der Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen für zweiräd- 
rige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge, 

— Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaäten, 

— Verbesserung der Sicherheit im Straßenver- 
kehr. 

II. Besondere Merkmale der betreffenden 
Unternehmen 

— Sind viele von ihnen KMU? Nein. 

— Konzentrieren sie sich auf Regionen, für die 

— Regionalhilfen der Mitgliedstaaten ge- 
währt werden? Nein. 

— Zuschüsse aus dem EFRE gewährt wer- 
den? Nein. 


III. Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 

Sie haben die Vorschriften der Verordnung zu 
beachten und so den freien Marktzugang der 
Fahrzeuge im gesamten Gebiet der Gemein- 
schaft zu gestatten. 

IV. Können die Gebietskörperschaften den 
Unternehmen mittelbar Verpflichtungen auf- 
erlegen? 

Keine zusätzlichen Verpflichtungen. 

V. Besondere Vorschriften für KMU: nein. 

VI. Erwartete Auswirkungen auf 

— die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh- 
men: keine; 

— die Beschäftigung: keine. 

VII. Sind die Sozialpartner gehört worden? Ja. 

— Stellungnahme der Sozialpartner: positiv. 
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Bundesrat Drucksache 177/1/92 

(Grunddrucksachen 177/92, 178/92 
und 191/92) 

05. 05. 92 

EG — In — VP 


Empfehlungen 

der Ausschüsse 


zu 

a) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstge- 
schwindigkeit, maximales Drehmoment und maximale Nutzleistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

KOM(91) 497 endg.; Rats-Dok. Nr. 4947/92 

— Drucksache 177/92 — 

b) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge 

KOM(91) 498 endg.; Rats-Dok. Nr. 5048/92 

— Drucksache 178/92 — 

c) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsanlagen für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

KOM(91) 496 endg.; Rats-Dok. Nr. 4946/92 

— Drucksache 191/92 — 


Punkt . . . der 642. Sitzung des Bundesrates am 15. Mai 1992 


A. 

Der federführende Ausschuß für Fragen der Euro- 
päischen Gemeinschaften und 

der Ausschuß für Verkehr und Post 

empfehlen dem Bundesrat, zu den Vorlagen wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche An- 
liegen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsge- 
nehmigung und deren technische Voraussetzun- 
gen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge zu harmonisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verord- 
nung nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform 
einer Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten 
Regelungen von den Mitgliedstaaten einheitlich 


umgesetzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsi- 
diaritätsprinzip Rechnung getragen, weil die 
Richtlinie die Eigenständigkeit der Mitgliedstaa- 
ten weniger stark tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei an- 
deren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich 
bewährt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen der Anpassung der Anforderun- 
gen an zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeu- 
ge an den technischen Fortschritt unzureichend 
ausgestaltet sind. Er bittet deshalb die Bundesre- 
gierung, im Rahmen der weiteren Beratungen der 
Vorschläge sich für die Einrichtung und das Ver- 
fahren des Regelungsausschusses einzusetzen. 
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Der bislang vorgesehene Beratende Ausschuß 
verschafft der Kommission einen zu weiten Ent- 
scheidungsspielraum. So kann sich die Kommis- 
sion über Stellungnahmen des Ausschusses hin- 
wegsetzen, ohne den Rat damit zu befassen. 
Demgegenüber gewährleistet das Verfahren des 
Regelungsausschusses, daß bei einer negativen 
oder fehlenden Stellungnahme die Kommission 


die beabsichtigten Maßnahmen nicht erlassen 
kann. 

B. 

2. Der Ausschuß für Innere Angelegenheiten emp- 
fiehlt dem Bundesrat, von den Vorlagen Kenntnis 
zu nehmen. 
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Bundssrat Drucksache 177/92 (Beschluß) 

(Grunddrucksachen 177/92, 178/92 und 
191/92) 

15. 05. 92 


Beschluß 

des Bundesrates 


b) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beleuch- 
tungs- und Lichtsignaleinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge 

KOM(91) 498 endg.; Rats-Dok. Nr. 5048/92 

— Drucksache 178/92 — 


Der Bundesrat hat in seiner 642. Sitzung am 15. Mai 
1992 zu der Vorlage wie folgt Stellung genommen: 

Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche Anlie- 
gen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsgenehmi- 
gung und deren technische Voraussetzungen für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge zu har- 
monisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verordnung 
nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform einer 
Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten Rege- 
lungen von den Mitgliedstaaten einheitlich umge- 
setzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsidiaritäts- 
prinzip Rechnung getragen, weil die Richtlinie die 
Eigenständigkeit der Mitgliedstaaten weniger stark 
tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei ande- 


ren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich be- 
währt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Anpassung der Anforderungen an 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge an den 
technischen Fortschritt unzureichend ausgestaltet 
sind. Er bittet deshalb die Bundesregierung, im Rah- 
men der weiteren Beratungen der Vorschläge sich 
für die Einrichtung und das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses einzusetzen. Der bislang vorgese- 
hene Beratende Ausschuß verschafft der Kommis- 
sion einen zu weiten Entscheidungsspielraum. So 
kann sich die Kommission über Stellungnahmen des 
Ausschusses hinwegsetzen, ohne den Rat damit zu 
befassen. Demgegenüber gewährleistet das Verfah- 
ren des Regelungsausschusses, daß bei einer negati- 
ven oder fehlenden Stellungnahme die Kommission 
die beabsichtigten Maßnahmen nicht erlassen kann. 
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KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(91) 496 endg. — SYN 373 
Brüssel, den 26. Februar 1992 

Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß-Drucksache — 263 


Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsanlagen für zweirädrige oder 
dreirädrige Kraftfahrzeuge 

(von der Kommission vorgelegt) 

Rats-Dok. Nr. 4946/92 


Begründung 

Der vorliegende Vorschlag betrifft Bremsanlagen für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge und 
steht im Zusammenhang mit dem Betriebserlaubnis- 
verfahren für diese Fahrzeuge, das Gegenstand eines 
Verordnungsvorschlags (Rahmenverordnung) ist, 
der von der Kommission am 3. April 1991 an den Rat 
übermittelt wurde. 

Es handelt sich um technische Vorschriften für die 
Bremsanlagen der betreffenden Fahrzeuge, die 
ebenso wie die für die sonstigen der im Anhang I 
des Vorschlags der Rahmenverordnung vorgesehe- 
nen Bedingungen und Merkmale geltenden Vor- 
schriften eingehalten werden müssen, damit die Be- 
triebserlaubnis für diese Fahrzeuge erteilt und sie 
in der Gemeinschaft in den Verkehr gebracht wer- 
den können. 


Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags wurden von 
der Kommission weitgehend die Vorschriften der 
Regelung Nr. 78 der Wirtschaftskommission der Ver- 
einten Nationen für Europa berücksichtigt. 

Die in diesem Vorschlag enthaltenen Anforderun- 
gen betreffen die Auslegung, den Bau und den Ein- 
bau der Bremsanlagen; diese Anforderungen sind 
mit Prüfungen und Leistungskennwerten versehen, 
um sicherzustellen, daß die für diese Anlagen vorge- 
schriebene, auf den Bremsweg bezogene Bremswir- 
kung für die verschiedenen Fahrzeugklassen (zwei- 
rädrige Krafträder, dreirädrige Krafträder, Klein- 
krafträder ohne Beiwagen, Kleinkrafträder mit Bei- 
wagen, Dreiradfahrzeuge) erbracht wird. 

Ferner sind die Leistungsanforderungen für Brems- 
systeme mit automatischen Blockierverhinderem 
vorgesehen (ABS, . . .), die in zweirädrige Krafträder, 
Kleinkrafträder ohne Beiwagen und Dreiradfahrzeu- 
ge eingebaut sind. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsanlagen für zweirädrige oder 
dreirädrige Kraftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100 a, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . über die Betriebserlaubnis für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses^) 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es müssen Maßnahmen getroffen werden, damit der 
Binnenmarkt schrittweise bis spätestens 31. Dezem- 
ber 1992 verwirklicht wird. Der Binnenmarkt umfaßt 
einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie 
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver- 
kehr gewährleistet ist. 

In jedem Mitgliedstaat müssen zweirädrige und 
dreirädrige Fahrzeuge hinsichtlich der Bremsanla- 
gen bestimmte technische Merkmale aufweisen, die 
in zwingenden Vorschriften festgelegt sind, welche 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden sind. 
Dadurch wird der Warenverkehr in der Europäi- 
schen Gemeinschaft behindert. 


Diese Hemmnisse für das Funktionieren des Binnen- 
marktes lassen sich beseitigen, wenn alle Mitglied- 
staaten anstelle ihrer nationalen Rechtsvorschriften 
gleiche Vorschriften erlassen. 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß gibt zu diesem Entwurf eine Stellung- 
nahme innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der 
betreffenden Frage — gegebenenfalls durch eine 
Abstimmung — festsetzen kann. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenom- 
men; darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das 
Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll 
festgehalten wird. Die Kommission berücksichtigt so- 
weit wie möglich die Stellungnahme des Ausschus- 
ses. Sie unterrichtet den Ausschuß darüber, inwie- 
weit sie seine Stellungnahme berücksichtigt hat — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1993 in Kraft, 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am . . . 

Im Namen des Rates 


*) ABI. Nr. L . . . 
ABI. Nr. C . . . 
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Anhang 


1. Begriffsbestimmungen 

In dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbe- 
stimmungen: 

1.1 „Fahrzeugtyp hinsichtlich der 
Bremsanlage" 

Als „Fahrzeugtyp hinsichtlich der Bremsanlage" be- 
zeichnet man die Fahrzeuge, die untereinander keine 
wesentlichen Unterschiede aufweisen; solche Unter- 
schiede können insbesondere die folgenden sein: 

1.1.1 Fahrzeugklasse nach Artikel 1 dieser 
Verordnung 

1.1.2 Höchstmasse nach Absatz 1.13 

1.1.3 Achslastverteilung 

1.1.4 Bauartbedingte Höchstgeschwindigkeit 

1.1.5 Bremsanlage anderer Bauart 

1.1.6 Zahl und Anordnung der Achsen 

1.1.7 Motor typ 

1.1.8 Anzahl und Übersetzungen der 
Getriebegänge insgesamt 

1.1.9 Reifenabmessungen 

1.2 „Bremsanlage" 

bezeichnet die Gesamtheit der Teile außer dem 
Motor, deren Aufgabe es ist, die Geschwindigkeit 
eines fahrenden Fahrzeugs zu verringern oder es 
zum Stillstand zu bringen oder es im Stillstand zu 
halten, wenn es bereits hält; diese Aufgaben sind im 
nachstehenden Absatz 2.1 aufgeführt. Die Bremsan- 
lage besteht aus der Betätigungseinrichtung, der 
Übertragungseinrichtung und der eigentlichen 
Bremse. 

1.3 „Betätigungseinrichtung" 

bezeichnet den Teil, den der Führer unmittelbar be- 
tätigt, um die zur Bremsung erforderliche Energie zu 
steuern oder auf die Übertragungseinrichtung auf- 
zubringen. Diese Energie kann die Muskelarbeit des 
Führers oder eine andere vom Führer gesteuerte 
Energiequelle oder eine Kombination dieser ver- 
schiedenen Energiearten sein. 

1.4 „Übertragungseinrichtung" 

bezeichnet die Gesamtheit der Teile, die zwischen 
der Betätigungseinrichtung und der Bremse ange- 
ordnet sind und diese miteinander verbinden. Wenn 
die Bremsung durch eine Energiequelle erreicht 
oder unterstützt wird, die unabhängig vom Führer, 
aber von ihm gesteuert ist, ist der Energievorratsbe- 
hälter ein Teil der Übertragungseinrichtung. 


1.5 „Bremse" 

bezeichnet die Einrichtungen der Bremsanlage, in 
der die sich der Bewegung des Fahrzeugs entgegen- 
setzenden Kräfte erzeugt werden. 

1.6 „Verschiedenartige Bremsanlagen" 

bezeichnet Bremsanlagen, die untereinander grund- 
legende Unterschiede aufweisen; solche Unterschie- 
de können insbesondere die folgenden sein: 

1.6.1 Anlagen mit untereinander 
verschiedenartigen Teilen 

1.6.2 Anlagen, bei denen irgendein Teil aus 
unterschiedlichen Werkstoffen besteht oder 
deren Teile eine voneinander abweichende 
Form oder Größe besitzen 

1.6.3 Anlagen, bei denen die Teile 
verschiedenartig kombiniert sind 

1.7 „Teil einer Bremsanlage" 

bezeichnet einen oder mehrere der einzelnen Bau- 
teile, die zusammen die vollständige Bremsanlage 
bilden. 

1.8 „Kombinierte Bremsanlage" 

1 . 8.1 

bezeichnet im Fall der Kleinkrafträder und der 
Krafträder ohne Beiwagen ein System, bei dem min- 
destens zwei Bremsen, die auf zwei verschiedene 
Räder einwirken, gleichzeitig betätigt werden kön- 
nen. Diese Betätigungsmethode erfordert eine Ein- 
richtung, die von der zweiten Bremsanlage unab- 
hängig ist; 

1.8.2 

im Fall der dreirädrigen Kleinkrafträder und der 
Dreiradfahrzeuge eine Bremsanlage, die auf alle 
Räder einwirkt; 

1.8.3 

im Fall der Krafträder mit Beiwagen eine Bremsanla- 
ge, die zumindest auf das Vorderrad und auf das Hin- 
terrad einwirkt. Eine Anlage, die gleichzeitig auf das 
Hinterrad und auf das Rad des Beiwagens einwirkt, 
wird als Hinterradbremse angesehen. 

1.9 „Mehrlösige Bremsung" 

bezeichnet eine Bremsung, während der innerhalb 
des normalen Betriebsbereichs der Anlage, sei es 
während des Anziehens oder während der Lösung 
der Bremsen, 

1.9.1 

der Führer jederzeit durch Einwirkung auf die Betä- 
tigungseinrichtung die Bremskraft erhöhen oder 
vermindern kann, 
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1.9.2 

die Bremskraft sich in der gleichen Richtung ändert 
wie die Einwirkung auf die Betätigungseinrichtung 
(monotone Funktion) und 

1.9.3 

die Bremskraft ohne Schwierigkeiten fein genug 
eingestellt werden kann. 

1.10 „Bauartbedingte 
Höchstgeschwindigkeit“ 

bezeichnet die Geschwindigkeit, die von dem Fahr- 
zeug auf ebener Fläche und ohne unvorhergesehene 
äußere Einflüsse unter Berücksichtigung besonde- 
rer, gegebenenfalls durch die Auslegung und den 
Bau des Fahrzeugs bedingter Beschränkungen nicht 
überschritten werden darf. 

1.11 „Beladenes Fahrzeug“ 

bezeichnet, wenn nicht anders angegeben, das Fahr- 
zeug, das durch die Beladung seine „Höchstlast" er- 
reicht. 

1.12 „Unbeladenes Fahrzeug" 

bezeichnet lediglich das Fahrzeug, wie es bei den 
Prüfungen vorgeführt wird, sowie den Fahrer und 
alle für die Prüfversuche notwendigen Materialien 
und Geräte. 

1.13 „Höchstmasse“ 

bezeichnet die vom Hersteller deklarierte technisch 
zulässige Höchstmasse (diese Masse kann größer 
sein als die von den nationalen Behörden zugelas- 
sene Höchstmasse). 

1.14 „Feuchte Bremse(n)“ 

bezeichnet (eine) Bremse(n), die der unter Punkt 1.3 
des Anhangs 1 vorgesehenen Behandlung unterzo- 
gen wurde(n). 


2. Spezifikationen 

2.1 Allgemeines 

2.1.1 Bemsanlage 

2 . 1 . 1.1 

Die Bremsanlage muß so beschaffen und eingebaut 
sein, daß das Fahrzeug bei betriebsüblicher Bean- 
spruchung trotz der auftretenden Erschütterungen 
den Vorschriften dieses Anhangs entspricht. 

2.1.1.2 

Insbesondere muß die Bremsanlage so beschaffen 
und eingebaut sein, daß sie den im Betrieb auftreten- 
den Korrosions- und Alterungswirkungen standhält. 

2.1.2 Anforderungen an die Bremsanlage 

Die in Absatz 1.2 beschriebene Bremsanlage muß fol- 
gende Anforderungen erfüllen: 


2. 1.2.1 Betriebsbremsung 

Die Betriebsbremsung muß bei allen Geschwindig- 
keiten und Belastungszuständen und bei beliebiger 
Steigung und beliebigem Gefälle die Kontrolle der 
Fahrzeugbewegung sowie ein sicheres, schnelles 
und wirksames Anhalten des Fahrzeugs ermögli- 
chen. Ihre Wirkung muß abstufbar sein. Der Führer 
muß die Bremswirkung von seinem Sitz aus erzielen 
können, ohne die Hände von der Lenkanlage zu neh- 
men. 

2. 1.2.2 Hilfsbremsung 

(wenn das Fahrzeug entsprechend ausgerüstet ist) 

Die Hilfsbremsung muß das Anhalten des Fahrzeugs 
innerhalb einer angemessenen Entfernung ermögli- 
chen, wenn die Betriebsbremsung versagt. Die Wir- 
kung muß abstufbar sein. Der Führer muß die Brem- 
sung von seinem Sitz aus erzielen können und dabei 
mindestens mit einer Hand die Kontrolle über die 
Lenkanlage behalten. Für diese Vorschrift wird an- 
genommen, daß bei der Betriebsbremsung gleichzei- 
tig nicht mehr als eine Störung auftreten kann. 

2. 1.2.3 Feststellbremsung 

(wenn das Fahrzeug entsprechend ausgerüstet ist) 

Die Feststellbremsung muß es ermöglichen, das 
Fahrzeug auch bei Abwesenheit des Führers in der 
Steigung und im Gefälle im Stillstand zu halten, 
wobei die bremsenden Teile durch eine Einrichtung 
mit rein mechanischer Wirkung in Bremsstellung 
festgehalten werden. Der Fahrer muß die Bremswir- 
kung von seinem Sitz aus erzielen können. 

2.2 Eigenschaften der Bremsanlagen 

2 . 2.1 

Jedes zweirädrige Kleinkraftrad oder Kraftrad ohne 
Beiwagen muß mit zwei Betriebsbremsungsanlagen 
mit unabhängigen Betätigungs- und Übertragungs- 
einrichtungen ausgerüstet sein, wobei mindestens 
eine auf das Vorderrad und die andere auf das Hin- 
terrad einwirkt. 

2.2.1.1 

Die beiden Anlagen für die Betriebsbremsung kön- 
nen eine gemeinsame Bremse aufweisen, soweit eine 
Störung bei einer Anlage sich nicht auf die Lei- 
stungsfähigkeit der anderen auswirkt. Einige Bau- 
teile, wie die eigentliche Bremse, die Bremszylinder 
und deren Kolben (mit Ausnahme der Dichtungen), 
die Bremsgestänge und die Bremswellen werden 
nicht als störanfällig angesehen, wenn diese Teile 
ausreichend bemessen, für die Wartung leicht zu- 
gänglich sind und hinlängliche Sicherheitsmerk- 
male aufweisen. 

2 . 2 . 1.2 

Eine Feststellbremse ist nicht zwingend vorge- 
schrieben. 
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2.2.2 

Jedes Kraftrad mit Beiwagen muß mit den Bremsan- 
lagen ausgerüstet sein, die auch ohne Beiwagen er- 
forderlich wären; wird durch diese Anlagen bei den 
Prüfversuchen mit Beiwagen die erforderliche Wirk- 
samkeit erreicht, ist eine auf das Rad des Beiwagens 
ein wirkende Bremse nicht erforderlich; eine Fest- 
stellbremsanlage ist nicht zwingend vorgeschrieben. 

2.2.3 

Jedes dreirädrige Kleinkraftrad oder Dreiradfahr- 
zeug ist folgendermaßen auszurüsten: 

2.2.3.1 

entweder mit zwei unabhängigen Anlagen für die 
Betriebsbremsung, durch die die Bremsen auf allen 
Rädern gleichzeitig betätigt werden 

2.2.3.2 

oder mit einer Anlage zur Betriebsbremsung, durch 
die die Bremsen auf allen Rädern betätigt werden, 
und einer Anlage für die Hilfsbremsung, die die 
Feststellbremse sein kann. 

2.2.4 

Ferner muß jedes Dreiradfahrzeug mit einer Anlage 
zur Feststellbremsung ausgerüstet sein, die auf das 
(die) Rad (Räder) mindestens einer Achse einwirkt. 
Die Feststellbremsungsanlage, die eine der beiden 
unter Nummer 2.2.3. 1 vorgesehenen Anlagen sein 
kann, muß von der Anlage, die auf die andere(n) 
Achse(n) einwirkt, unabhängig sein. 

2.2.5 

Die Bremsungsanlagen müssen auf Bremsflächen 
einwirken, die ständig an den Rädern fest oder mit 
störfreien Bauteilen angebracht sind. 


2.2.6 

Die Teile aller in die Fahrzeuge eingebauten Brems- 
anlagen müssen sorgfältig gewartet werden, um bei 
normalem Betrieb Störfälle der Bremsanlage aus- 
zuschließen. 

2.2.7 

Die Bremsanlagen müssen, wenn sie richtig ge- 
schmiert und eingestellt sind, einwandfrei funktio- 
nieren. 

2.2.7.1 

Die Abnützung der Bremsen muß durch eine hand- 
betätigte oder durch eine selbsttätige Nachstellein- 
richtung leicht ausgeglichen werden können. Eine 
Nachstellung der Bremsen muß, ohne daß die 
Bremswirkung beeinträchtigt wird, so lange mög- 
lich sein, bis die Bremsbeläge ersetzt werden müs- 
sen. 

2.2.7.2 

Die Betätigungseinrichtung und Teile der Übertra- 
gungseinrichtung und der Bremsen müssen eine sol- 
che Wegreserve besitzen, daß im Falle einer Über- 
hitzung der Bremsen und einer maximalen Abnut- 
zung der Beläge eine wirksame Bremsung ohne 
sofortiges Nachstellen möglich ist. 

2.2.7.3 

Die Bauteile der Bremsanlage dürfen, wenn sie rich- 
tig eingestellt sind, bei der Betätigung nicht mit an- 
deren als den vorgesehenen Teilen in Berührung 
kommen. 

2.2.8 

Im Falle von Bremsanlagen mit hydraulischer Über- 
tragung muß der Behälter für die Bremsflüssigkeit so 
ausgelegt und beschaffen sein, daß der Bremsflüssig- 
keitsstand leicht geprüft werden kann. 
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Anlage 1 


Bremsprüfungen und Bremswirkungen 


1. Bremsprüfungen 

1.1 Allgemeines 

1 . 1.1 

Die für Bremsanlagen vorgeschriebene Wirkung ist 
auf den Bremsweg bezogen. Die Wirkung einer 
Bremsanlage wird entweder nach der Messung des 
Bremswegs in Abhängigkeit von der Ausgangsge- 
schwindigkeit oder nach der Messung der An- 
sprechdauer der Anlage und der durchschnittlichen 
Verzögerung beurteilt. 

1 . 1.2 

Der Bremsweg ist der vom Fahrzeug vom Beginn der 
Betätigung der Bremsanlage bis zu seinem Stillstand 
zurückgelegte Weg? die Ausgangsgeschwindigkeit 
ist die Geschwindigkeit im Augenblick des Beginns 
der Betätigung der Bremsanlage. In den nachstehen- 
den Formeln für die Messung der Bremswirkung 
haben die Zeichen folgende Bedeutung: 

V = Ausgangsgeschwindigkeit in km/h, 

s = Bremsweg in Metern. 

1.1.3 

Für die Bauartzulassung des Fahrzeugs ist die 
Bremswirkung bei Prüfungen auf der Straße zu mes- 
sen; diese Prüfungen sind unter folgenden Bedin- 
gungen durchzuführen: 

1 . 1 . 3.1 

Die Masse des Fahrzeugs muß den für jeden Prü- 
fungstyp festgelegten Bestimmungen entsprechen 
und ist im Prüfungsbericht anzugeben; 

1 . 1 . 3.2 

die Prüfungen sind bei der für jeden Prüfungstyp 
festgelegten Geschwindigkeit durchzuführen; ent- 
spricht die Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs 
nicht der vorgeschriebenen, sind die Prüfungen 
nach anderen besonders dafür vorgesehenen Moda- 
litäten durchzuführen; 

1 . 1 . 3.3 

die vorgeschriebene Bremswirkung muß ohne Blok- 
kieren des (der) Rads (Räder), ohne daß das Fahrzeug 
seine Spur verläßt, und ohne ungewöhnliche 
Schwingungen erzielt werden; 

1 . 1 . 3.4 

die bei den Prüfimgen auf die Betätigungseinrich- 
tung ausgeübte Kraft zur Erreichung der vorgeschrie- 
benen Bremswirkung darf nicht größer sein als der für 
jede Fahrzeugklasse festgelegte Höchstwert. 


1.1.4 Prüfungsbedingungen 

1 . 1 . 4.1 

Die Prüfungen der Betriebsbremse sind unter fol- 
genden Bedingungen durchzuführen: 

1 . 1 . 4 . 1.1 

Zu Beginn der Prüfungsserie müssen die Reifen kalt 
sein und den für die tatsächliche Belastung der 
Räder bei stehendem Fahrzeug vorgeschriebenen 
Druck haben; 

1 . 1 . 4 . 1.2 

für die Prüfungen bei beladenem Fahrzeug muß die 
Ladung auf dem Fahrzeug wie vom Hersteller vor- 
geschrieben verteilt sein; 

1 . 1 . 4 . 1.3 

für alle Prüfungen des Typs 0 müssen die Bremsen 
kalt sein; eine Bremse gilt als kalt, wenn an der 
Bremsscheibe oder außen an der Trommel die Tem- 
peratur weniger als 100° C beträgt; 

1 . 1 . 4 . 1.4 

der Führer muß während der ganzen Prüfdauer in 
Fahrstellung auf dem Sattel sitzen; 

1 . 1 . 4 . 1.5 

das Prüfgelände muß eben, trocken und griffig sein; 

1 . 1 . 4 . 1.6 

die Prüfungen sind bei Windstille durchzuführen, 
damit die Ergebnisse nicht beeinträchtigt werden. 

1.2 Prüfung Typ 0 (Betriebsbremsung) 

1.2.1 Allgemeines 

1 . 2 . 1.1 

Die Vorschriften über die Wirkung der Betriebs- 
bremse müssen den für jede Fahrzeugklasse vorge- 
sehenen entsprechen. 

1.2.2 Prüfung Typ 0 mit ausgekuppeltem Motor 

1.2.2.1 

Die Prüfung ist bei der für die Fahrzeugklasse vorge- 
schriebenen Geschwindigkeit vorzunehmen, bei 
den vorgesehenen Werten ist eine gewisse Toleranz 
zulässig. 

Im Fall von Fahrzeugen, bei denen die beiden Be- 
triebsbremsen getrennt angezogen werden können, 
sind die Bremsanlagen getrennt zu prüfen. Für jede 
Bremsanlage jedes Fahrzeugs muß die Mindest- 
bremswirkung erreicht werden. 
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1.2.2.1.1 

Ist das Fahrzeug mit einer von Hand betätigten 
Schaltung oder mit einer automatischen Übertra- 
gung bei auskuppelbarer Schaltung ausgerüstet, 
sind die Prüfungen unabhängig vom Getriebe bzw. 
bei von der Übertragung durch Auskuppelung oder 
andere Mittel abgekuppeltem Motor vorzunehmen. 

1.2.2.1.2 

Ist das Fahrzeug mit einer anderen Schaltautomatik 
ausgerüstet, sind die Prüfungen nach dem normalen 
Verfahren durchzuführen. 

1.2.3 Prüfung Typ 0 mit eingekuppeltem Motor 
für Krafträder und Dreiradfahrzeuge 

1.2.3.1 

Die Prüfungen vrerden bei unbeladenem Fahrzeug 
und verschiedenen Geschwindigkeiten durchge- 
führt, wobei die niedrigste 30% und die höchste 
80 % der Höchstgeschwindigkeit entsprechen muß, 
ohne jedoch 160 km/h zu überschreiten. Die Höchst- 
werte der Bremswirkung sowie das Verhalten des 
Fahrzeugs sind im Prüfbericht anzugeben. 

Können die beiden Anlagen für die Betriebsbrem- 
sung getrennt angezogen werden, sind diese beiden 
Bremsanlagen zusammen und gleichzeitig zu prüfen, 
wobei das Fahrzeug unbeladen ist. 

1.2.4 Prüfung Typ 0 mit ausgekuppeltem Motor 
und feuchten Bremsen 

1.2.4.1 

Diese Prüfung ist (mit Ausnahme der unter 1.3.1 vor- 
gesehenen Abweichung) bei Kleinkrafträdern und 
Krafträdern vorzunehmen. Das Prüfverfahren ist das 
gleiche wie das der Prüfung Typ 0 mit ausgekuppel- 
tem Motor, mit zusätzlichen Vorschriften betreffend 
die Anfeuchtung der Bremsen, die unter Nummer 1.3 
dieser Anlage angegeben sind. 

1.3 Sondervorschriften für Prüfungen mit 
feuchten Bremsen 

1.3.1 

Geschützte Bremsen: Bei herkömmlichen Trommel- 
bremsen oder vollkommen geschützten Scheiben- 
bremsen ist es nicht erforderlich, das Fahrzeug die- 
ser Prüfungsserie Typ 0 zu unterziehen, da bei nor- 
malem Betrieb in diese Art von Bremsen kein Wasser 
eindringen kann. 

1.3.2 

Die Prüfungen an feuchten Bremsen sind unter den 
gleichen Bedingungen vorzunehmen wie die an 
trockenen Bremsen. An den Bremsanlagen ist keine 
Nachstellung oder Veränderung vorzunehmen, mit 
Ausnahme der Anbringung der Anfeuchtungsausrü- 
stung der Bremsen. 


1.3.3 

Während jeder Prüfung ist jede Bremse laufend an- 
zufeuchten, wobei eine Wassermenge von 15 1/h auf- 
gewendet wird. Ist ein Rad mit zwei Scheibenbrem- 
sen ausgerüstet, gilt jede Scheibe als Bremse. 

1.3.4 

Bei ungeschützten oder teilweise geschützten 
Bremsscheiben ist die vorgeschriebene Wassermen- 
ge so auf die sich bewegende Scheibe zu sprühen, 
daß sie auf der (den) Reibungsfläche(n) der Scheibe 
mit dem (den) Plättchen verteilt wird. 

1.3.4.1 

Bei gänzlich ungeschützten Bremsscheiben ist das 
Wasser auf die Bremsoberfläche (n) der Scheibe in 
einem Winkel von 45“ vor dem (den) Plättchen aufzu- 
sprühen. 

1.3.4.2 

Bei teilweise geschützten Bremsscheiben ist das 
Wasser auf die Oberfläche(n) der Scheibe in einem 
Winkel von 45“ vor dem Deflektor oder dem Ge- 
häuse aufzusprühen. 

1.3.4.3 

Das Wasser ist in einem ununterbrochenen Strahl 
auf die Bremsoberfläche (n) der Scheibe(n) mit Hilfe 
von einstrahligen Düsen, die gegenüber dem ersten 
inneren Drittel der Reibungsoberfläche der Scheibe 
mit dem (den) Plättchen senkrecht zur Oberfläche 
der Scheibe angebracht sind (siehe Abbildung), auf- 
zusprühen. 

1.3.5 

Wenn für vollkommen geschützte Bremsscheiben 
die Anordnungen der Nummer 1.3.1 nicht anwend- 
bar sind, ist das Wasser auf beiden Seiten des Deflek- 
tors oder des Schutzblechs auf einen Punkt gemäß 
den Bestimmungen der Nummern 1.3.4. 1 und 1. 3.4.3 
dieser Anlage aufzusprühen. Befindet sich die Düse 
gegenüber einem Belüftungsschlitz oder eines War- 
tungslochs, ist das Wasser eine viertel Drehung vor 
dieser Öffnung aufzusprühen. 

1.3.6 

In den Fällen, in denen es bei Nummern 1.3.3 und 

1.3.4 nicht möglich ist, das Wasser wegen eines fest 
eingebauten Fahrzeugteils in der vorgesehenen 
Weise aufzusprühen, ist das Wasser auf den ersten 
Punkt aufzusprühen, wo eine ununterbrochene 
Sprühung möglich ist, selbst wenn dieser Punkt in 
einem Winkel von mehr als 45“ vor dem (den) Plätt- 
chen liegt. 

1.3.7 

Bei Trommelbremsen ist, wenn die Anordnungen 
der Nummer 1.3.1 nicht anwendbar sind, die vorge- 
schriebene Wassermenge ebenfalls auf beiden Sei- 
ten der Bremsanlage (d.h. auf die Zierblende und die 
eigentliche Trommel) mit einer Einstellung in Höhe 
des ersten Drittels des Trommelradius aufzusprühen. 


112 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3061 


1.3.8 

Vorbehaltlich der Anordnung der Nummer 1.3.7 und 
der Vorschrift, nach der sich keine Einstellung in 
einem Winkel von weniger als 15" gegenüber einem 
Belüftungsschlitz oder einem Wartungsloch auf der 
Zierblende befinden darf, ist die Befeuchtungsein- 
richtung der Bremstrommeln so anzubringen, daß 
eine bestmögliche ununterbrochene Wasseraufsprü- 
hung gewährleistet ist. 

1.3.9 

Um eine einwandfreie Befeuchtung der Brem- 
se(n) sicherzustellen, ist das Fahrzeug unmittel- 


bar vor Beginn der Prüfserie in folgender Weise 

zu fahren: 

— mit einer wie in dieser Anlage beschriebenen un- 
unterbrochen funktionierenden Befeuchtungs- 
einrichtung, 

— mit der vorgeschriebenen Prüfgeschwindigkeit, 

— ohne Betätigung der Bremse(n), die geprüft wer- 
den soll(en), 

— auf einer Entfernung von mindestens 500 m bis zu 
dem Punkt, an dem die Prüfung durchgeführt 
werden soll. 


Verfahren für die Befeuchtung I 
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1.4 Prüfung Typ I (Prüfung des Absinkens 
der Bremswirkung) 

1.4.1 Sonderbestimmungen 

1.4.1.1 

Die Betriebsbremsanlagen der Krafträder und Drei- 
radfahrzeuge sind in der Weise zu prüfen, daß bei 
beladenem Fahrzeug eine Anzahl von aufeinander- 
folgenden Bremsungen nach den nachstehend ange- 
gebenen Bedingungen vorgenommen wird. Für 
Fahrzeuge, die mit einem kombinierten Bremssy- 
stem ausgerüstet sind, ist es ausreichend, diese Be- 
triebsbremsanlage der Prüfung Typ I zu unterziehen. 

1.4.1.2 

Die Prüfung Typ I wird in drei Teilen durchgeführt. 

1.4.1.2.1 

Eine einzige Prüfung des Typs 0 nach den Vorschrif- 
ten der Nummern 2,1.2 und 2.2.2.1 dieser Anlage. 

1.4.1.2.2 

Eine Reihe von zehn wiederholten, gemäß den Vor- 
schriften der Nummer 1.4.2 durchgeführten Brem- 
sungen. 

1.4.1.2.3 

Ein einziger Versuch des Typs 0, der unter den glei- 
chen Bedingungen (und insbesondere unter Einwir- 
kung einer möglichst gleichbleibenden Kraft auf die 
Betätigungseinrichtung, deren Mittelwert nicht 
über der mittleren unter der Nummer 1.4. 1.2.1 ange- 
wendeten Kraft liegt) wie den für die Prüfung unter 
Nummer 1.4.1.2.2 geltenden, der jedoch auf jeden 
Fall innerhalb der darauffolgenden Minute durchge- 
führt wird. 

1.4.2 Prüfbedingungen 

1.4.2.1 

Das Fahrzeug und die zu prüfende(n) Bremse(n) müs- 
sen praktisch trocken und die Bremse(n) kalt sein 
(< 100° C). 

1.4.2.2 

Folgende Ausgangsgeschwindigkeit ist einzuhalten: 

1.4.2.2.1 

für die Prüfung der vorderen Bremse(n) die niedrige- 
re der beiden folgenden Geschwindigkeiten: 70% 
der Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs und 
100 km/h; 

1.4.2.2.2 

für die Prüfung der hinteren Bremse(n) die niedrigere 
der beiden folgenden Geschwindigkeiten: 70% der 
Höchstgeschwindigkeit des Fahrzeugs imd 80 km/h; 

1.4.2.2.3 

für die Prüfung eines kombinierten Bremssystems 
die niedrigere der beiden folgenden Geschwindig- 


keiten: 70% der Höchstgeschwindigkeit des Fahr- 
zeugs und 100 km/h. 

1.4.2.3 

Der Abstand zwischen dem Beginn einer Bremsung 
und der folgenden Bremsung muß 1 000 m betragen. 

1.4.2.4 

Das Getriebe- bzw. Kupplungsgehäuse ist wie folgt 
anzuwenden: 

1.4.2.4.1 

Ist das Fahrzeug mit einem von Hand betriebenen 
Getriebegehäuse oder einem auskuppelbaren auto- 
matischen Getriebe ausgerüstet, ist im Verlauf der 
Bremsungen der höchste Getriebegang zur Errei- 
chung der Ausgangsgeschwindigkeit einzuschalten. 
Bis die Geschwindigkeit des Fahrzeugs auf 50% der 
Ausgangsprüfgeschwindigkeit abgefallen ist, ist der 
Motor abzukuppeln. 

1.4.2.4.2 

Ist das Fahrzeug mit einem vollkommen automati- 
schen Getriebe ausgerüstet, ist die Prüfung unter 
den normalen Betriebsbedingungen einer solchen 
Ausrüstung durchzuzführen. Für die Anfahrt ist der 
der Ausgangsprüfgeschwindigkeit angemessene 
Getriebegang zu verwenden. 

1.4.2.5 

Nach jeder Bremsung ist das Fahrzeug umgehend zu 
beschleunigen, um die Ausgangsprüfgeschwindig- 
keit zu erreichen, und diese Geschwindigkeit ist bis 
zur nächsten Bremsung beizubehalten. Das Fahr- 
zeug kann gegebenenfalls vor der Beschleunigung 
auf dem Prüfgelände umgedreht werden. 

1.4.2.6 

Die auf die Betätigungseinrichtung ausgeübte Kraft 
muß so gemessen werden, daß die geringere der bei- 
den folgenden Verzögerungen beibehalten wird; 
Eine mittlere Verzögerung von 3 m/s^ oder die größ- 
te Verzögerung, die mit der Bremse bei der ersten 
Bremsung zu erzielen ist. 

Diese Kraft muß während der unter Punkt 1.4.1.2.2 
vorgeschriebenen aufeinanderfolgenden Bremsun- 
gen konstant bleiben. 

1.4.3 Restbremswirkung 

1.4.3.1 

Am Schluß der Bremsprüfung Typ I ist die Rest- 
bremswirkung der Betriebsbremse unter den glei- 
chen Bedingungen zu messen (und insbesondere 
unter Ausübung einer Kraft auf die Betätigungsein- 
richtung, die so konstant wie möglich ist und deren 
Mittelwert die tatsächliche ausgeübte mittlere Kraft 
nicht übersteigt) als bei der Bremsprüfung Typ 0 mit 
ausgekuppeltem Motor (Temperaturunterschiede 
sind jedoch möglich). 
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1.4.3.2 

Diese Restbremswirkung darf nicht 

1.4.3.2.1 

geringer sein als 60 % der Verzögerung, die bei der 
Bremsprüfung Typ 0 erreicht wurde, wenn sie in 
einer Verzögerung ausgedrückt wird, 

oder 

1.4.3.2.2 

den nach folgender Formel errechnet en Bremsweg 
nicht übersteigen, wenn sie in Form des Bremswegs 
ausgedrückt ist: 

S 2 < 1,67 Sj - 0,67 aV 
wobei 

51 = der im Verlauf der Prüfung Typ 0 erzielte 
Bremsweg, 

52 = der bei der Prüfung der Restbremswirkung 
festgestellte Bremsweg ist 

a = 0,1 

V =die Ausgangsgeschwindigkeit zu Beginn der 
Bremsung nach der Definition unter Punkten 

2.1.1 und 2.2.2 dieser Anlage. 


2* Wirksamkeit der Bremsanlagen 

2.1 Prüf vor sehr Uten für die Fahrzeuge, 
deren Bremsanlagen nur auf das (die) 

Rad (Räder) der Vorder- oder 
Hinterachse einwirken 

2.1.1 Prüfgeschwindigkeit V = 40 km/h* für 
Kleinkrafträder, 

Prüfgeschwindigkeit V = 60 km/h* für Kraft- 
räder und Dreiradfahrzeuge 

2.1.2 Bremswirkung mit beladenem Fahrzeug 

2.1.2.1 

Für die Prüfung der Restbremswirkung des Typs I 
(Krafträder und Dreiradfahrzeuge) sind die festge- 
stellten Werte für den Bremsweg, die mittlere Verzö- 
gerung und die auf die Betätigungseinrichtung aus- 
geübte Kraft im Prüfbericht aufzunehmen. 

2.1.2.2 

Nur mit der Vorderradbremse ausgeführte Brem- 
sung 


Klasse 

Bremsweg (S) 

Jeweilige mittlere 
entwickelte 
Verzögerung m/s^ 

Zweirädrige Kleinkrafträder 

S<0,1. V + VV 90 

3,4 

Dreirädrige Kleinkrafträder 

S<0,1.V + VV 70 

2 , 7 **) 

Krafträder ohne Beiwagen 

S<0,1.V + VV115 

4 , 4 **) 

Krafträder mit Beiwagen 

S<0,1.V + VV 95 

3,6 

Dreiradfahrzeuge 

S<0,1.V + VV 75 

2,9** 


•) Kleinkrafträder mit einer Höchstgeschwindigkeit von unter 45 km/h und Krafträder und dreirädrige Fahrzeuge mit 
einer Höchstgeschwindigkeit von unter 67 km/h sind bei einer Geschwindigkeit von 0,9 Vmax zu prüfen. 

••) Können aufgrund einer unzureichenden Reibung die Werte betreffend eine einzige Bremsanlage nicht erreicht wer- 
den, sind die Werte für eine Prüfung mit beladenem Fahrzeug und bei gleichzeitiger Betätigung beider Bremsen durch 
folgende zu ersetzen: 

— dreirädrige Kleinkrafträder: 4,4 m/s^ 

— Krafträder ohne Beiwagen: 5,8 m/s^ 

— dreirädrige Fahrzeuge: 5,0 m/s^ 


2.1.2.3 

Nur mit der hinteren Bremse durchgeführte Bremsung 


Klasse 

Bremsweg (S) 

Jeweilige mittlere 
entwickelte 
Verzögerung m/s^ 

Zweirädrige Kleinkrafträder 

S<0,1. V + VV70 

2,7 

Dreirädrige Kleinkrafträder 

S<0,1.V + VV70 

2,7*) 

Krafträder ohne Beiwagen 

S<0,1.V + VV75 

2,9*) 

Krafträder mit Beiwagen 

S<0,1.V + VV95 

3,6 

Dreiradfahrzeuge 

S<0,1.V + VV75 

2,9*) 


•) Können aufgrund einer unzureichenden Reibung die Werte betreffend eine einzige Bremsanlage nicht erreicht wer- 
den, sind die Werte für eine Prüfung mit beladenem Fahrzeug und bei gleichzeitiger Betätigung beider Bremsen durch 
folgende zu ersetzten: 

— dreirädrige Kleinkrafträder: 4,4 m/s^ 

— Krafträder ohne Beiwagen: 5,8 m/s^ 

— Dreiradfahrzeuge: 5,0 m/s ^ 
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2.1.3 Bremswirkung bei unbeladenem Fahrzeug 

2.1.3.1 

Eine Prüfung, bei der das Fahrzeug lediglich mit 
dem Führer belastet wird, ist nicht unbedingt erfor- 
derlich, wenn nachgewiesen und mit Zahlen belegt 
werden kann, daß die Masse zwischen den mit 
Bremsen ausgerüsteten Rädern so verteilt ist, daß 
jede der Bremsanlagen eine mittlere entwickelte 
Verzögerung von mindestens 2,5 m/s^ oder S < 0,1 • 
V + W65 ermöglicht. 

2.2 

Bestimmungen über die Prüfung der Fahrzeuge, bei 
denen (mindestens) eine der Bremsanlagen eine 
kombinierte Anlage ist. 

2 . 2.1 

Bei der Prüfung der Restbremswirkung des Typs I 
(Krafträder und dreirädrige Fahrzeuge) sind die fest- 
gestellten Wirkungswerte betreffend den Brems- 
weg, die mittlere entwickelte Verzögerung und die 
auf die Betätigungseinrichtung ausgeübte Kraft in 
das Prüfprotokoll aufzunehmen. 

2.2.2 

Prüfgeschwindigkeit V = 40 km/h**) für die Klein- 
krafträder 

Prüfgeschwindigkeit V = 60 km/h**) für die Krafträ- 
der und dreirädrigen Fahrzeuge 

2.2.3 

Das Fahrzeug ist in unbeladenem und beladenem 
Zustand zu prüfen. 

2.2.3. 1 Bremsung nur mit der kombinierten Anlage 


dene Fahrzeug auf einer Steigung oder einem Gefäl- 
le von 18 % im Stillstand halten können. 


2.4 Bestimmungen betreffend die 
Bremsbetätigungseinrichtungen 

2.4.1 

Auf die Betätigungseinrichtung der Betriebsbremse 
ausgeübte Kraft: 

Handbetätigung < 200 N 

Fußbetätigung < 350 N (Kleinkrafträder und Kraft- 
räder) 

Fußbetätigung < 500 N (Dreiradfahrzeuge) 

2.4.2 

Betätigung der Feststellbremse (sofern vorhanden) 
Handbetätigung < 400 N 
Fußbetätigung < 500 N 

2.4.3 

Bei den Hebeln der Handbremsen wird davon aus- 
gegangen, daß der Punkt, auf den die Kraft ausgeübt 
wird, in einem Abstand von 50 mm vom äußeren 
Ende des Hebels liegt. 


2.5 (Mindest- und Höchst-jWerte der 
Bremswirkung, die mit feuchten 
Bremsen erreicht werden müssen 

2.5.1 

Die mit feuchten Bremsen 0,5 bis 1,0 Sek. nach deren 
Betätigung erreichten mittleren Verzögerungen 
müssen bei der Ausübung der gleichen Kraft auf die 


Klasse 

Bremsweg (S) 

Jeweilige mittlere 
entwickelte 
Verzögerung m/s^ 

Kleinkrafträder 

S<0,1.V + VV115 

4,4 

Krafträder ohne Beiwagen 

S <0,1.V + VV132 

5,1 

Krafträder mit Beiwagen 

S <0,1.V + VV140 

5,4 

Dreiradfahrzeuge 

S <0,1.V + VV 75 

5,0 


•) Kleinkrafträder mit einer Höchstgeschwindigkeit von unter 45 km/h und Krafträder und dreirädrige Fahrzeuge mit 
einer Höchstgeschwindigkeit von unter 67 km/h sind bei einer Geschwindigkeit von 0,9 Vmax zu prüfen. 


2.2.3.2 Bremsung mit der zweiten Betriebsbremsanlage 
oder mit der Hilfsbremsanlage für alle Klassen 

Der Bremsweg muß folgender sein: 

S < 0,1 • V + W65 (d.h. eine mittlere entwickelte 
Verzögerung von 2,5 m/s^). 

2.3 Wirksamkeit der Feststellbremse 

(sofern vorhanden) 

2.3.1 

Die Feststellbremse muß, auch wenn sie mit einer 
der anderen Bremsanlagen kombiniert ist, das bela- 


Betätigungseinrichtungen mindestens bei 60 % der 
mit trockenen Bremsen erreichten Werte liegen. 

2.5.2 

Die zur Betätigung ausgeübte Kraft, die so schnell 
wie möglich ausgeübt wird, muß jener entsprechen, 
die zur Erreichung einer Verzögerung von 2,5 m/s^ 
mit trockenen Bremsen notwendig ist. 

2.5.3 

Während der Prüfung mit feuchten Bremsen darf die 
Verzögerung in keinem Fall 120 % der mit trockenen 
Bremsen erzielten Verzögerung überschreiten. 
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Anlage 2 


Vorschriften für zweirädrige Kleinkrafträder, Krafträder ohne Beiwagen und Dreiradfahr- 
zeuge, die mit automatischen Blockierverhinderern ausgerüstet sind 


1. Allgemeine Bemerkungen 

1.1 

Zweck dieser Bestimmungen ist die Festlegung der 
Mindestanforderungen für Bremssysteme mit einem 
automatischen Blockierverhinderer, die in zwei- 
rädrigen Kleinkrafträdern, Krafträdern ohne Beiwa- 
gen und Dreiradfahrzeugen eingebaut sind. Der Ein- 
bau von automatischen Blockierverhinderern wird 
durch diese Bestimmungen nicht zwingend vorge- 
schrieben. Ist ein Fahrzeug jedoch mit einer solchen 
Vorrichtung ausgerüstet, so muß sie den nachste- 
henden Vorschriften entsprechen. 

1.2 

Die gegenwärtig bekannten Vorrichtungen umfas- 
sen einen oder mehrere Sensoren, Auswerteglieder 
und Stellglieder. Vorrichtungen anderer Bauart 
gelten im Rahmen dieser Anlage als automatische 
Blockierverhinderer, wenn ihre Wirkungen den in 
dieser Anlage vorgeschriebenen mindestens gleich- 
wertig sind. 


2. Begriffsbestimmungen 

In dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbe- 
stimmungen: 

2.1 „Automatischer Blockierverhinderer" 

bezeichnet einen Teil der Betriebsbremsanlage, der 
selbsttätig den Schlupf in der Drehrichtung des 
Rades (der Räder) an einem oder mehreren Rädern 
des Fahrzeugs während der Bremsung regelt; 

2.2 „Sensor" 

bezeichnet das Teil, das die Drehbewegung des 
Rades (der Räder) oder die dynamischen Verhältnis- 
se des Fahrzeugs erfaßt und an das Auswerteglied 
weiterleitet; 

2.3 „Auswerteglied" 

bezeichnet das Teil, das dazu bestimmt ist, die von 
dem (den) Sensor(en) übermittelten Daten auszuwer- 
ten und ein Signal an das Stellglied weiterzugeben. 

2.4 „Stellglied" 

bezeichnet das Teil, das die Bremskraft (-kräfte) in 
Übereinstimmung mit dem vom Auswerteglied er- 
haltenen Signal verändert. 


3. Art und Merkmale des Systems 

3.1 

Jedes geregelte Rad ist so auszulegen, daß es zumin- 
dest seine eigene Vorrichtung in Gang setzen kann. 

3.2 

Jede Unterbrechung der Stromversorgung zum au- 
tomatischen Blockierverhinderer bzw. der äußeren 
Anbringung des (der) elektronischen Auswerte- 
glieds/Auswerteglieder muß dem Fahrer durch spe- 
zielle optische Warneinrichtung(en) angezeigt wer- 
den, die auch bei Tageslicht erkennbar ist (sind); ihre 
einwandfreie Funktion muß vom Führer leicht ge- 
prüft werden können^). 

3.3 

Wenn der automatische Blockierverhinderer ausge- 
fallen ist, darf die Bremswirkung bei einem belade- 
nen Fahrzeug nicht unter der niedrigeren der beiden 
für das Fahrzeug vorgeschriebenen Bremswirkun- 
gen, die unter den Punkten 2.1.2.2 oder 2.1. 2.3 der An- 
lage 1 festgesetzt sind, liegen. 

3.4 

Die Funktion des automatischen Blockierverhinde- 
rers darf nicht durch elektromagnetische Felder be- 
einträchtigt werden^). 

3.5 

Die automatischen Blockierverhinderer müssen bei 
voll betätigter Bremse während des Stillstands von 
beliebiger Dauer funktionstüchtig bleiben. 


4. Kraftschlußausnutzung 

4.1 Allgemeine Bemerkungen 

4.1.1 

Bei Krafträdern ohne Beiwagen und Dreiradfahrzeu- 
gen gelten die mit automatischen Blockierverhinde- 
rern ausgerüsteten Bremsanlagen als ausreichend, 
wenn die Bedingung 8 > 0,70 erfüllt ist, wobei 8 die 
Kraftschlußausnutzung bedeutet, wie im Nachtrag 
zu dieser Anlage definiert^). 

') Das elektronische Auswerteglied bzw. alle Leitungssy- 
steme sind vom technischen Dienst zur Bestimmung 
möglicher Ausfallursachen zu prüfen. 

Bis zur Einführung einheitlicher Prüfverfahren unter- 
richten die Hersteller die technischen Dienste über die 
angewendeten Kontrollverfahren. 

Für zweirädrige Kleinkrafträder ist der ermittelte Wert 
in das Prüfprotokoll aufzunehmen, solange kein Min- 
destwert für e festgelegt ist. 
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4.1.2 

Die Kraftschlußausnutzung e wird auf Straßenober- 
flächen mit einem Kraftschlußbeiwert von jeweils 
höchstens 0,45 und mindestens 0,8 ermittelt. 

4.1.3 

Die Prüfungen werden mit unbeladenem Fahrzeug 
durchgeführt. 

4.1.4 

Das Prüfverfahren zur Bestimmung des Kraftschluß- 
beiwerts (K) und die Formel zur Berechnung der 
Kraftschlußausnutzung sind im Nachtrag dieser An- 
lage vorgeschrieben. 


5. Zusatzpräfungen 

5.1 

Die nachstehenden Zusatzprüfungen sind mit unbe- 
ladenem Fahrzeug durchzuführen. 

5.1.1 

Ein durch einen automatischen Blockierverhinderer 
geregeltes Rad darf auf keiner der beiden unter 
Punkt 4.1.2 beschriebenen Fahrbahnen Oberflächen 
blockieren, wenn die Bremsanlage plötzlich voll be- 
tätigt wird^), wobei die Prüfung bei Ausgangsge- 
schwindigkeiten bis zu 0,8 Vmax durchgeführt wird, 
ohne jedoch 80 km/h zu übersteigen^). 

5.1.2 

Beim Übergang eines durch einen automatischen 
Blockierverhinderer geregelten Rades von einer 


Die auf die Bremse aufgebrachte Kraft ist die unter 
Nummer 2.4 der Anlage 1 für die Fahrzeugklasse vor- 
geschriebene Höchstkraft: Eine größere Kraft kann 
angewendet werden, um den automatischen Blockier- 
verhinderer zum Ansprechen zu bringen. 

*) Auf Oberflächen mit niedrigem Kraftschlußbeiwert 
( < 0,35) kann die Ausgangsgeschwindigkeit aus Sicher- 
heitsgründen herabgesetzt werden; In diesem Fall sind 
der K-Wert und die Ausgangsgeschwindigkeit in das 
Prüfprotokoll aufzunehmen. 


Oberfläche mit hohem Kraftschlußbeiwert auf eine 
solche mit niedrigem Kraftschlußbeiwert wie unter 

4.1.2 angegeben und voller Betätigung der Bremsan- 
lage^) darf das Rad nicht blockieren. Die Fahrge- 
schwindigkeit und der Zeitpunkt der Bremsbetäti- 
gung sind so zu berechnen, daß, wenn der automati- 
sche Blockierverhinderer auf der Oberfläche mit 
hohem Kraftschlußbeiwert voll regelt, der Übergang 
von einer Fahrbahnoberfläche zur anderen bei einer 
Geschwindigkeit von etwa 0,5 Vmax erfolgt, ohne 
50 km/h zu überschreiten. 

5.1.3 

Beim Übergang eines Fahrzeugs von einer Oberflä- 
che mit niedrigem Kraftschlußbeiwert auf eine sol- 
che mit hohem Kraftschlußbeiwert (wie unter Punkt 
4.1.2 angegeben) und voller Betätigung der Bremsan- 
lage^) muß die Fahrzeugverzögerung auf den ent- 
sprechenden hohen Wert innerhalb einer annehm- 
baren Zeit ansteigen, und das Fahrzeug darf nicht 
von seinem ursprünglichen Kurs ab weichen. Die 
Fahrgeschwindigkeit und der Zeitpunkt der Brems- 
betätigung müssen so gewählt werden, daß, wenn 
der automatische Blockierverhinderer auf dem nied- 
rigen Kraftschlußbeiwert voll regelt, der Übergang 
von einer Fahrbahnoberfläche zur anderen bei etwa 
0,5 Vmax erfolgt, ohne 50 km/h zu übersteigen. 

5.1.4 

Sind die beiden unabhängigen Bremsanlagen mit 
einem automatischen Blockierverhinderer ausgerü- 
stet, sind die unter den Nummern 5.1.1, 5.1.2 und 5.1.3 
vorgeschriebenen Prüfungen bei gleichzeitiger An- 
wendung der beiden unabhängigen Bremsanlagen 
durchzuführen, wobei die Fahrstabilität nicht beein- 
flußt werden darf. 

5.1.5 

ln den unter den Nummern 5.1.1, 5.1.2, 5.1.3 und 5.1.4 
vorgesehenen Prüfungen sind jedoch kurze Zeiten 
des Blockierens und Ausbrechens der Räder zugelas- 
sen, vorausgesetzt, die Fahrstabilität wird dadurch 
nicht beeinträchtigt. Außerdem ist ein Blockieren 
der Räder erlaubt, wenn die Fahrgeschwindigkeit 
kleiner als 10 km/h ist. 
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Nachtrag 


1. Besümmung des Kraftscblußbelwerts (K) 

1.1 

Der Kraftschlußbeiwert wird durch das Verhältnis 
der maximal erreichbaren Bremskraft, bei abge- 
schaltetem automatischem Blockierverhinderer, 
ohne Blockieren der Räder und die gleichzeitig auf 
alle Räder einwirkende Bremsung^) bestimmt, 

1.2 

Die Bremsprüfungen sind durch Betätigung der 
Bremsen bei einer Ausgangsgeschwindigkeit von 
etwa 60 km/h (oder bei Fahrzeugen, die eine Ge- 
schwindigkeit von 60 km/h nicht erreichen), einer 
Geschwindigkeit von etwa 0,9 Vmax und unbelade- 
nem Fahrzeug (mit Ausnahme der Versuchsinstru- 
mente bzw. der erforderlichen Sicherheitseinrich- 
tungen) durchzuführen. Die auf die Betätigungsein- 
richtimg der Bremse auszuübende Kraft muß wäh- 
rend der gesamten Dauer der Prüfung konstant blei- 
ben. 

1.3 

Bis zur Erreichung des kritischen Punktes, der un- 
mittelbar vor der Blockierung des (der) Rads (Räder) 
liegt, können mehrere Prüfungen mit unterschiedli- 
chen Bremskräften auf die Vorderräder und die Hin- 
terräder durchgeführt werden, um die maximale Ab- 
bremsimg des Fahrzeugs zu bestimmen^). 

1.4 

Die maximale Abbremsung (Z) wird anhand der Zeit 
bestimmt, die erforderlich ist, um die Geschwindig- 


‘) Für Fahrzeuge, die mit einer kombinierten Bremsanlage 
ausgerüstet sind, müssen gegebenenfalls zusätzliche 
Vorschriften eingeführt werden. 

*) Zur Vereinfachung dieser Vorprüfungen kcuin zimächst 
für jedes Rad die aufgebrachte maximale Bremskraft be- 
stimmt werden, bevor der kritische Punkt erreicht wird. 


keit von 40 km/h auf 20 km/h zu reduzieren. Dazu 
wird folgende Formel benutzt: 

7 ^ 0,56 
^ t 

t wird in Sekunden ausgedrückt. 

Für Fahrzeuge, die 50 km/h nicht erreichen, wird die 
maximale Abbremsimg anhand der Zeit bestimmt 
die erforderlich ist, um die Geschwindigkeit des 
Fahrzeugs von 0,8 Vmax auf (0,8 Vmax — 20) zu redu- 
zieren, wobei Vmax in km/h ausgedrückt wird. 

Der Höchstwert von Z = K. 


2. Bestimmung der Kraftscblußausnutzung 

2.1 

Die Kraftschlußausnutzung (e) ist definiert als der 
Quotient der maximalen Abbremsung bei geregel- 
tem automatischem Blockierverhinderer (Zmax) und 
der maximalen Abbremsung bei abgeschaltetem au- 
tomatischem Blockierverhinderer (Zm). Für jedes 
mit einem automatischen Blockierverhinderer aus- 
gerüstete Rad sind gesonderte Prüfungen durchzu- 
führen. 

2.2 

Zmax wird aus dem Durchschnittswert der drei Prü- 
fungen errechnet, wobei die Zeit berücksichtigt 
wird, die erforderlich ist, um die Geschwindigkeit 
gemäß Nummer 1.4 zu reduzieren, 

2.3 

Die Kraftschlußausnutzimg wird durch folgende 
Formel bestimmt: 

Zmax 

8 = 

Zm 
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Anlage 3 

Beschreibungsbogen mit Bezug auf die Bremsanlage für zweirädrige oder dreirädrige Kraft- 
fahrzeuge 

(dem Antrag auf Bauartgenehmigung beizufügen, falls diese unabhängig von dem Antrag auf Betriebser- 
laubnis für das Fahrzeug gestellt wird) 

Laufende Nummer (vom Antragsteller vergeben): 

Dem Antrag auf Bauartgenehmigung für einen zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugtyp in bezug 
auf die Bremsemlagen sind die Angaben zu folgenden Punkten des Anhangs II der Verordnung Nr. . . . vom 
. . Buchstabe A, beizufügen: 

0,1 

0.2 

0.4 bis 0.6 

2.1 bis 2.2.1 

3.0 bis 3.1.1 

5.2 

5.2.2 

7.1 bis 7.4 
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Anlage 4 
Angabe der Behörde 

Bauartgenehmigungsbogen betreffend die Bremsanlagen eines zweirädrigen oder 
dreirädrigen Kraftfahrzeugtyps 

Muster 

Bericht Nr des Technischen Dienstes vom 

1. Fabrik- oder Handelsmarke des Fahrzeugs: 

2. Typ des Fahrzeugs: 

3. Name und Anschrift des Herstellers: 


4. Name und Anschrift seines Beauftragten (falls zutreffend): 

5. Das Fahrzeug wurde zur Prüfung vorgeführt am: 

6. Die Bauartgenehmigung wird erteilt/verweigerf) 

7. Ort: 

8. Datum: 

9. Unterschrift: 


•) Nichtzutreffendes streichen. 
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Finanzbogen 


Teil 1: Finanzielle Auswirkungen 

1. Bezeichnung der Maßnahme 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates 
über die Bremsanlage für zweirädrige oder drei- 
rädrige Kraftfahrzeuge. 

2. Haushaltslinien 

— A 2510: Ausgaben für Sitzungen von Ausschüs- 
sen, deren Konsultierung im Rahmen 
des Verfahrens zur Ausarbeitung von 
Gemeinschaftsrechtsakten obligato- 
risch ist 

— A 250: Sitzungen und Einberufung im allge- 
meinen. 

3. Rechtsgrundlage 

— Artikel 100 a 

— Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des 
Rates über die Betriebserlaubnis für zweirädri- 
ge oder dreirädrige Kraftfahrzeuge [Dok. 
KOM(90) 669 endg. — SYN 331]. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

4.1 Harmonisierung der nationalen Rechtsvor- 
schriften. Einführung eines Bauartgenehmi- 
gungsverfahrens in bezug auf die Bremsanla- 
gen von zweirädrigen oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugen 

4.2 Unbegrenzte Dauer (die Geltungsdauer der 
Verordnung ist zeitlich nicht befristet) 

4.3 Hersteller von zweirädrigen oder dreirädri- 
gen Kraftfahrzeugen und Hersteller von Bau- 
teilen für diese Fahrzeuge. 

5. Einstufung der Ausgaben und Einnahmen 

5.1 Nicht obligatorische Ausgaben 

5.2 Nicht getrennte Mittel. 

6. Welcher Art sind die Ausgaben bzw. 
Einnahmen? 

6.4 Ausgaben für Sitzungen der Ausschüsse 

6.5 Nein 

6.6 Nein. 

7. Finanzielle Auswirkungen auf die 
Interventionsmittel (Teil B des Haushalts) 

Keine, außer die Zuweisung der GD III aus Teil A 
des Haushalts ist erschöpft, was eine zusätzliche 
Finanzierung aus der Linie B8-530 (Aktionen zur 
Vollendung des Binnenmarktes — Unterstüt- 
zungsausgaben) erforderlich machen würde. 

8. Welche Vorkehrungen sind zur 
Betrugsverhütung vorgesehen? 

Normale Kontrolle der Organisation der Aus- 
schußsitzungen, 


Teil 2: Verwaltungsausgaben 

(Teil A des Haushalts) 

1. Ist für die Maßnahme eine Verstärkung des 
Kommissionspersonals erforderlich? 

Nein. 

2 , Geben Sie die Höhe der durch die Maßnahme 
entstehenden Betriebs- und Personalausgaben 
an. Erläutern Sie die Berechnungsweise. 

Die Ausgaben betreffend den Beratenden Aus- 
schuß für die Anpassung der Verordnungen im 
Bereich der zweirädrigen und dreirädrigen Kraft- 
fahrzeuge an den technischen Fortschritt, einge- 
setzt durch Artikel 16 des Vorschlags für eine Ver- 
ordnung (EWG) des Rates über die Betriebser- 
laubnis für zweirädrige oder dreirädrige Kraft- 
fahrzeuge [Dok. KOM(90) 669 end., vom 3. April 
1991], wurden in dem dieser Rahmenverordnung 
beiliegenden Finanzbogen ab 1994 mit 16860 
ECU veranschlagt. Dieser Betrag deckt auch die 
Ausgaben in Verbindung mit den Verfahren zur 
Anpassung aller im Anhang I der Rahmenverord- 
nung vorgesehenen Einzel Verordnungen an den 
technischen Fortschritt ab. 


Teil 3: Kosten-Nutzen-Analyse 

1. Ziele und Berücksichtigung bei der 
Finanzplanung 

1.1 Einführung eines Bauartgenehmigungsver- 
fahrens in bezug auf die Bremsanlage von 
zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeu- 
gen. 

1.2 Ja 

1.3 Vollendimg des Binnenmarktes 

Unterziel 1: Beseitigung der technischen Han- 
delshemmnisse. 

2. Begründung der Maßnahme 

2.1 Weißbuch: Einführung eines Typgenehmi- 
gungsverfahrens für zweirädrige oder drei- 
rädrige Kraftfahrzeuge und Anpassung der 
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften. 

Zur Erreichtung dieser Ziele gibt es keine ak- 
zeptable Alternative. 


3. Folgemaßnahmen und Bewertung der 
Maßnahme 

3.1 Bericht über den Stand der Arbeiten im Hin- 
blick auf die Verwirklichung des Binnen- 
marktes. 
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Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 

Vorschiag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsaniagen von zwei- oder dreirädrigen 
Kraftfahrzeugen 


I. Hauptgründe für diese Verordnung 

— Einführung eines Bauartgenehmigungsver- 
fahrens für Bremsanlagen von zweirädrigen 
oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen, 

— Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten, 

— Verbesserung der Sicherheit im Straßenver- 
kehr. 

11. Besondere Merkmale der betreffenden Un- 
ternehmen 

— Sind viele von ihnen KMU? Nein; 

— Konzentrieren sie sich auf Regionen, für die 

— Regionalhilfen der Mitgliedstaaten ge- 
währt werden? Nein; 

— Zuschüsse aus dem EFRE gewährt wer- 
den? Nein. 


IIL Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 

Sie haben die Vorschriften der Verordnung zu 
beachten und so den freien Marktzugang der 
Fahrzeuge im gesamten Gebiet der Gemein- 
schaft zu gestatten. 

IV. Können die Gebietskörperschaften den Un- 
ternehmen mittelbar Verpflichtungen aufer- 
legen? 

Keine zusätzlichen Verpflichtungen. 

V. Besondere Vorschriften für KMU: nein. 

VI. Erwartete Auswirkungen auf 

— die Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh- 
men: keine; 

— die Beschäftigung: keine. 

VII. Sind die Sozialpartner gehört worden? Ja 

— Stellungnahme der Sozialpartner: positiv. 
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BundOSrat Drucksache 177/1/92 

(Grunddrucksachen 177/92, 178/92 
und 191/92) 

05. 05. 92 
EG In — VP 


Empfehlungen 

der Ausschüsse 


a) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über bauartbedingte Höchstge- 
schwindigkeit, maximaies Drehmoment und maximaie Nutzieistung des Motors 
von zweirädrigen oder dreirädrigen Kraftfahrzeugen 

KOM(91) 497 endg.; Rats-Dok. Nr. 4947/92 

— Drucksache 177/92 — 

b) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Anbau der Beieuch- 
tungs- und Lichtsignaieinrichtungen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge 

KOM{91) 498 endg.; Rats-Dok. Nr. 5048/92 

— Drucksache 178/92 — 

c) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über Bremsaniagen für zwei- 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

KOM(91) 496 endg.; Rats-Dok. Nr. 4946/92 


— Drucksache 191/92 — 

Punkt . . . der 642. Sitzung des Bundesrates am 15. Mai 1992 


A. 

Der federführende Ausschuß für Fragen der Euro- 
päischen Gemeinschaften und 

der Ausschuß für Verkehr und Post 

empfehlen dem Bundesrat, zu den Vorlagen wie 
folgt Stellung zu nehmen: 

1. Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche An- 
liegen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsge- 
nehmigung und deren technische Voraussetzun- 
gen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge zu harmonisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verord- 
nung nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform 
einer Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten 
Regelungen von den Mitgliedstaaten einheitlich 
umgesetzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsi- 
diaritätsprinzip Rechnung getragen, weil die 
Richtlinie die Eigenständigkeit der Mitgliedstaa- 
ten weniger stark tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei an- 


deren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich 
bewährt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaa- 
ten im Rahmen der Anpassung der Anforderun- 
gen an zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeu- 
ge an den technischen Fortschritt unzureichend 
ausgestaltet sind. Er bittet deshalb die Bundesre- 
gierung, im Rahmen der weiteren Beratungen der 
Vorschläge sich für die Einrichtung und das Ver- 
fahren des Regelungsausschusses einzusetzen. 
Der bislang vorgesehene Beratende Ausschuß 
verschafft der Kommission einen zu weiten Ent- 
scheidungsspielraum. So kann sich die Kommis- 
sion über Stellungnahmen des Ausschusses hin- 
wegsetzen, ohne den Rat damit zu befassen. Dem- 
gegenüber gewährleistet das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses, daß bei einer negativen oder 
fehlenden Stellungnahme die Kommission die be- 
absichtigten Maßnahmen nicht erlassen kann. 

B. 

2. Der Ausschuß für Innere Angelegenheiten emp- 
fiehlt dem Bundesrat, von den Vorlagen Kenntnis 
zu nehmen. 
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Bundesrat Drucksache 177/92 (Beschluß) 

(Grunddrucksachen 177/92, 178/92 
und 191/92) 

15. 05. 92 


Beschluß 

des Bundesrates 


zu 

c) Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die Bremsanlage für zwei 
rädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge 

(KOM)91 496; endg.; Rats-Dok. Nr. 4946/92 


Der Bundesrat hat in seiner 642. Sitzung am 15. Mai 
1992 zu der Vorlage wie folgt Stellung genommen: 

Der Bundesrat unterstützt das grundsätzliche Anlie- 
gen, die Rechtsvorschriften für die Betriebsgenehmi- 
gung und deren technische Voraussetzungen für 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge zu har- 
monisieren. 

Der Bundesrat ist jedoch der Auffassung, daß zur 
Verwirklichung der Rechtseinheit eine Verordnung 
nicht erforderlich ist. Auch die Rechtsform einer 
Richtlinie gewährleistet, daß die geplanten Rege- 
lungen von den Mitgliedstaaten einheitlich umge- 
setzt werden. Gleichzeitig wird dem Subsidiaritäts- 
prinzip Rechnung getragen, weil die Richtlinie die 
Eigenständigkeit der Mitgliedstaaten weniger stark 
tangiert. 

Eine Verordnung erscheint im übrigen auch aus 
sachlichen Gründen nicht geboten. Vielmehr hat 
sich die Rechtsform der Richtlinie bislang bei ande- 


— Drucksache 191/92 — 


ren technischen Sachverhalten im Kfz-Bereich be- 
währt. 

Darüber hinaus ist der Bundesrat der Auffassung, 
daß die Mitwirkungsbefugnisse der Mitgliedstaaten 
im Rahmen der Anpassung der Anforderungen an 
zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahrzeuge an den 
technischen Fortschritt unzureichend ausgestaltet 
sind. Er bittet deshalb die Bundesregierung, im Rah- 
men der weiteren Beratungen der Vorschläge sich 
für die Einrichtung und das Verfahren des Rege- 
lungsausschusses einzusetzen. Der bislang vorgese- 
hene Beratende Ausschuß verschafft der Kommis- 
sion einen zu weiten Entscheidungsspielraum. So 
kann sich die Kommission über Stellungnahmen des 
Ausschusses hinwegsetzen, ohne den Rat damit zu 
befassen. Demgegenüber gewährleistet das Verfah- 
ren des Regelungsausschusses, daß bei einer negati- 
ven oder fehlenden Stellimgnahme die Kommission 
die beabsichtigten Maßnahmen nicht erlassen kann. 
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Bericht des Abgeordneten Manfred Heise 


I. Die drei Verordnungsvorschläge hat der Deut- 
sche Bundestag (Drs. 12/2582 vom 26. Februar 
1992; Nummern 2.27, 2.28, 2.29) gemäß § 93 GO- 
BT dem Ausschuß für Verkehr zur Beratung 
überwiesen. Dieser hat sie in seiner Sitzung am 
24. Juni 1992 behandelt. 

II. Ziel der Vorlagen ist die Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften in der EG über die Voraus- 
setzungen zur Erteilung von Betriebserlaubnis- 
sen für zweirädrige oder dreirädrige Kraftfahr- 
zeuge hinsichtlich ihres Motors (Rats-Dok, 
Nr, 4947/92), ihrer Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtungen (Rats-Dok. Nr. 5048/92) und 
ihrer Bremsanlage (Rats-Dok. Nr. 4946/92). 

III. Der Ausschuß für Verkehr unterstützt die den 
Vorlagen gemeinsame Zielsetzung der Harmo- 
nisierung der Rechtsvorschriften in der EG zu 
diesen Sachbereichen. 

Er ist allerdings wie der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme vom 15. Mai 1992 (BR-Drs. 177/92 
— Beschluß) der Auffassung, daß zur Verwirkli- 
chung der Rechtseinheit die Recht.sform einer 


Verordnung nicht erforderlich ist. Sachgerech- 
ter und den berechtigten Belangen der Mit- 
gliedstaaten besser entsprechend ist vielmehr 
die Rechtsform einer Richtlinie. Diese Rechts- 
form trägt insbesondere auch dem bedeutsamen 
und in der EG derzeit betonten Prinzip der Sub- 
sidiarität stärker Rechnung. 

Der Ausschuß für Verkehr lehnt weiter die Ein- 
führung eines Beratenden Ausschusses in der 
EG ab. Durch ihn würden die Rechte der Mit- 
gliedstaaten gegenüber der Kommission der EG 
in unvertretbarem Maße verkürzt. 

Die Beschlußempfehlung ist einstinmiig — bei 
Abwesenheit der Vertreter der Gruppe BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/ 
LL — beschlossen worden. 

Bonn, den 24. Juni 1992 


Manfred Heise 

Berichterstatter 
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